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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 
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Tag Inhalt: Seite 
6. 3. 1937 Verordnung über die Koften in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 217 
6. 3. 1937 Verordnung zur Anpaſſung des Gerichtskoſtengeſetzes an die Koſtenordnung und über 
die Aufhebung von Koſtenvorſchrifte n „„ „ Re ene 255 
6. 3. 1937 Verordnung über die Stundung und den Erlaß von Gerichtskoſten und anderen Juſtiz- 
ert an g nne „mn, e 256 
6. 3. 1937 Bekanntmachung der geltenden Faſſung des (deutſchen) Gerichtskoſtengeſetz e 257 
65 Verordnung 


über die Koſten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen 
(Koſtenordnung). 


Vom 6. März 1937. 
Inhalts verzeichnis 
Erſter Teil: Gerichtskoſten 
Erſter Abſchnitt 


Allgemeine Beſtimmungen 


. Geltungsbereich 68 J) $ 15 Nichterhebung von Koſten wegen unrichtiger Sach— 
2. Koſtenſchuldner behandlung 
8 2 Allgemeiner Grundſatz $ 16 Verjährung 
§ 3 Weitere Koſtenſchuldner 7. Geſchäftswert 
§ 4 Mehrere Koſtenſchuldner $ 17 Grundſatz 
8 5 Haftung der Erben § 18 Sachen 
3. Fälligkeit & 6) 8 19 Kauf, Vorkaufs- und Wiederkaufsrecht 
2 b $ 20 Grunddienſtbarleiten 
4. Vorauszahlung und Sicherſtellung ' $ 21 Pfandrechte und ſonſtige Sicherheiten, Nangände- 
97 Vorſchüſſe rungen 
98 Surüdzahlung von Vorſchüſſen 8 22 Wiederkehrende Nutzungen oder Leiſtungen 
89 Zurückbehaltungsrecht 8 23 Miet⸗ und Pachtrechte, Dienſtverträge 
5. Gebührenfreiheit 8 24 Angelegenheiten ohne beſtimmten Geſchäftswert, 
§ 10 Gebührenfteibeit nichtvermögensrechtliche Angelegenheiten 
§ 11 Einſchränkungen 825 Feſtſetzung des Geſchäftswerts 
$ 12 Gebührenfreiheit für einzelne Geſamtſchuldner 8. Gebührenſtaffel, Nebengeſchäfte 5 
Der Koſtenanſpruch 8 26 Gebührenſtaffel 
8 13 Koſtenanſatz, Erinnerung, Beſchwerde g 27 Nebengeſchäfte 
$ 14 Nachforderung 9. Einziehung der Koſten ($ 28) 


Zweiter Abſchnitt 
Gebühren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 


„Beurkundungen und ähnliche Geſchäfte § 40 Verfügungen von Todes wegen 
$ 29 Einſeitige Erklärungen und Verträge 8 41 Beſchlüſſe von Geſellſchaftsorganen 
$ 30 Vertragsangebot $ 42 Verloſung, Ausloſung und Vernichtung von Wert— 
$ 31 Beſondere Fälle papieren, Wahlverſammlungen 
§ 32 Geſchäftswert 8 43 Eide, eidesſtattliche Verſicherungen, Vernehmung 
$ 33 Geſchäftswert bei zuſtimmenden Erklärungen eins von Zeugen und Sachverſtändigen, Augenſcheins- 
zelner Mitberechtigter einnahme 
§ 34 Geſchäftswert bei Vollmachten 9 44 Beſcheinigungen, Abmarkungen, Verklarungen, 
§ 85 Geſchäftswert bei Anmeldung zum Handelsregiſter Proteſte, Schätzungen 
und ähnlichen Regiſtern Ss 45 Wechſel- und Schedproteite 
$ 36 Ergänzung und Anderung beurkundeter Erklärungen 8 46 Vermögensverzeichniſſe, Siegelungen 
$ 37 Anerkennung einer ſchriftlich abgegebenen Erklärung $ 47 Freiwillige Verſteigerung von Grundſtücken 
$ 38 Mehrere Erklärungen in einer Urkunde $ 48 Verſteigerung von beweglichen Sachen und Rechten 
$ 39 Beglaubigung von Unterſchriften 8 49 Beglaubigung von Abſchriften 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 4. 1937.) 


4. Familienrechtliche 
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850 Sicherſtellung der Zeit 

851 Erfolgloſe Verhandlung 

§ 52 Geſchäfte außerhalb der Gerichtsſtelle 
853 Erklärungen in fremder Sprache 


2. Grundbuchſachen 


8 54 Eintragung des Eigentümers 

§ 55 Eigentumswechſel bei Gemeinſchaften zur geſamten 
Hand 

8 56 Eintragung von Belaſtungen 

§ 57 Eintragung mehrerer Rechte, Belaſtung mehrerer 
Grundſtücke 

§ 58 Eintragung von Veränderungen und Löſchungs— 
vormerkungen 

§ 59 Eintragung von Verfügungsbeſchränkungen 

$ 60 Eintragung von Vormerkungen und Widerſprüchen 

§ 61 Sonſtige Eintragungen 

$ 62 Löſchungen und Entlaſſung aus der Mithaft 

8 63 Gebührenfreie Eintragungen und Löſchungen, 
Zwiſchenverfügungen 

5 64 Löſchung gegenſtandsloſer Rechte und Klarſtellung 
der Rangverhältniſſe 

8 65 Erteilung von Hypotheken-, 
Rentenſchuldbriefen 

$ 66 Vermerke auf dem Brief 

$ 67 Beglaubigte Abſchriften 

868 Grundbucheinſicht 

$ 69 Eintragungsanträge 

$ 70 Grundſtücksgleiche Rechte 

$ 71 Bahneinheiten 


Grundſchuld- oder 


3. Regiſterſachen 


$ 72 Eintragung in das Handelsregiſter 

873 Zweigniederlaſſung 

8 74 Mehrere Eintragungen 

$ 75 Eintragungen in das Vereinsregiſter 

8 76 Eintragungen in das Güterrechtsregiſter 

$ 77 Eintragungen in das Schiffsregiſter 

$ 78 Eintragungen in das Pfandrechtsregiſter für 
Schiffsbauwerke 

$ 79 Anmeldungen und Anträge 

$ 80 Gebührenfreie Geſchäfte des Regiſtergerichts 

$ 81 Löſchungsverfahren 

$ 82 Beglaubigte Abſchriften, Beſcheinigungen 

§ 83 Regiſtereinſicht 


Angelegenheiten 


884 Gebührenfreie Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts 
885 Vormundſchaft 

§ 86 Pflegſchaft, Beiſtandſchaft 

$ 87 Einzelne Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts 
$ 88 Weitere Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts 
$ 89 Freigrenze bei geringem Vermögen 

§ 90 Verfügungen des Vormundſchaftsgerichts, die ſich 


nicht auf Mündel, Pflegebefohlene oder unter 
elterlicher Gewalt ſtehende Kinder beziehen 

$ 91 Annahme an Kindes Statt 

9 92 Volljährigkeitserklärung 


5. Nachlaß⸗ und Teilungsſachen 


§ 93 Verwahrung und Rückgabe von Verfügungen von 
Todes wegen 

§ 94 Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen 

$ 95 Gemeinſame Vorſchriften zu den 88 93, 94 

$ 96 Sicherung des Nachlaſſes 

$ 97 Ermittlung des Erben 

$ 98 Nachlaßpflegſchaften, Geſamtgutsverwaltung 

§ 99 Erbſchein 

§ 100 Einziehung des Erbſcheins 

$ 101 Andere Zeugniſſe 

§ 102 Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus 

§ 103 Beſchränkte Zeugniſſe, Beſcheinigungen 

9 104 Erklärungen gegenüber dem Nachlaßgericht 

§ 105 Teſtamentsvollſtrecker 

§ 106 Nachlaßinventar, Friſtbeſtimmungen 

§ 107 Gebührenfreie Erledigung in den 
88 104 bis 106 

$ 108 Gerichtliche Vermittlung der Auseinanderſetzung 


Fällen der 


6. Sonſtige Angelegenheiten 


Te 


§ 109 Genehmigung und Beaufſichtigung von Stif— 
tungen 

9 110 Ordnungsſtrafverfahren 

§ 111 Ernennung von Sachverſtändigen, Beſtellung 


eines Verwahrers, Verkauf oder Hinterlegung 
von Pfändern 

5 112 Ernennung und Abberufung von Vorſtandsmit⸗ 
gliedern uſw. 

$ 113 Beſtellung eines Vertreters des Grundſtücks— 
eigentümers, Zuſtellung von Willenserklärungen. 
Kraftloserklärung von Vollmachten 

9 114 Dispache 

8 115 Offenbarungseid 

$ 116 Verteilungsverfahren bei Enteignungen und dgl. 

8 117 Kapitalkreditbeſchaffung für landwirtſchaftliche 
Pächter 

$ 118 Perſonenſtandsangelegenheiten 

$ 119 Rechtshilfe 

$ 120 Allgemeine Gebühr für nicht beſonders genannte 
Geſchäfte 


Ergänzende Gebührenvorſchriften 
träge, Beſchwerden uſw. 
§ 121 Geſuche, Anträge 
$ 122 Zurüdweiſung und Zurücknahme von Anträgen 
§ 123 Beſchwerden, Anrufung des Gerichts gegen Ent- 
ſcheidungen anderer Behörden oder Dienſtſtellen 
$ 124 Ausfertigungen und beglaubigte Abſchriften 
§ 125 Vollſtreckbare Ausfertigungen 
§ 126 Vollſtreckungshandlungen 
§ 127 Rechtskraftzeugniſſe, Koſtenfeſtſetzung 


für An⸗ 


Dritter Abſchnitt 


Gebühren im Verfahren der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens 


und in ähnlichen Verfahren 


$ 128 Anordnung der Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung 

§ 129 Zwangsverſteigerung 

$ 130 Zwangsverſteigerung mehrerer Gegenſtände 

8 131 Beſondere Beſtimmungen über die Zahlungs- 
pflicht im Zwangsverſteigerungsverfahren 

$ 132 Beſondere Beſtimmungen über die Fälligkeit der 
Zwangsverſteigerungsgebühren 


8 133 Vorſchuß im Zwangsverſteigerungsverfahren 

$ 134 Zwangsverwaltung 

$ 135 Beſchwerden, Anrufung des Gerichts gegen Ent— 
ſcheidungen anderer Behörden oder Dienſtſtellen 

§ 136 Schiffe und grundſtücksgleiche Rechte 

$ 137 Zwangsliquidation einer Bahneinheit 


9 138 
9 139 
$ 140 


$ 143 
8 144 
$ 145 
$ 146 
8 147 
8 148 


$ 149 


$ 158 
$ 159 
$ 160 
$ 161 
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Vierter Abſchnitt 


Auslagen 

Schreibgebühren 9 141 Vornahme mehrerer Geſchäfte auf derſelben Reiſe 
Sonſtige bare Auslagen 8142 Rechnungsgebühren 
Zuſtellungen | 

Zweiter Teil: Koſten der Notare 
Verbot der Gebührenvereinbarung § 150 Sonſtige Geſchäfte, Nebentätigkeit 
Anwendung des Erſten Teils § 151 Zuziehung eines zweiten Notars 
Entwürfe $ 152 Schreib- und Poſtgebühren 
Anträge und Beſchwerden $ 153 Reiſekoſten 
Auseinanderſetzungen | $ 154 Einforderung der Koſten 
Erhebung, Verwahrung und Ablieferung von $ 155 Beitreibung der Koſten 
Geld, Wertpapieren und Koſtbarkeiten 8 156 Einwendungen gegen die Koſtenberechnung 
(fällt aus) 8 157 Zurückzahlung, Schadenserſatz 

Dritter Teil: Schluß beſtimmungen 
Inkrafttreten § 162 Gerichtstage, Sprechtage 
Verweiſung 8 163 Übergangsbeſtimmungen 
Andere Behörden und Dienftitellen 8 163 à Befreiungen von Ehe- und Alterserforderniſſen 


Stempel $ 164 Ausführung 
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Auf Grund des $ 1 Ziffer 25 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Koſten ordnung 
Erſter Teil: Gerichtskoſten 


Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Beſtimmungen 


1. Geltungsbereich 


8 1 
In den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Zwangsvollſtreckung in das un⸗ 
bewegliche Vermögen werden, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, Koſten (Gebühren und Auslagen) 
nur nach Maßgabe dieſer Verordnung erhoben. 
2. Koſtenſchuldner 
8 2 
Allgemeiner Grundſatz 
Zur Zahlung der Koſten iſt verpflichtet: 

1. bei Geſchäften, die nur auf Antrag vorzunehmen find, jeder, der die Tätigkeit des Gerichts 
veranlaßt, bei der Beurkundung von Rechtsgeſchäften insbeſondere jeder Teil, deſſen Er— 
klärung beurkundet iſt; 

2. bei Geſchäften, die von Amts wegen vorgenommen werden, derjenige, deſſen Intereſſe wahr: 
genommen wird. 

8 3 
Weitere Koſtenſchuldner 
Koſtenſchuldner iſt ferner: 

1. derjenige, dem durch eine gerichtliche Entſcheidung die Koſten auferlegt ſind; 

2. derjenige, der ſie durch eine vor Gericht abgegebene oder dem Gericht mitgeteilte Erklärung 
übernommen hat; 

3. derjenige, der nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts für die Koſtenſchuld eines an— 
deren kraft Geſetzes haftet; 

4. der Vollſtreckungsſchuldner für die notwendigen Koſten der Zwangsvollſtreckung. 


8 4 
Mehrere Koſtenſchuldner 


(1) Mehrere Koſtenſchuldner haften als Geſamtſchuldner. Sind an einer Beurkundung mehrere 
beteiligt und betreffen ihre Erklärungen verſchiedene Gegenſtände, ſo beſchränkt ſich die Haftung des ein— 
zelnen auf den Betrag, der entſtanden wäre, wenn die übrigen Erklärungen nicht beurkundet worden 
wären. N 5 

(2) Sind durch beſondere Anträge eines Beteiligten Mehrkoſten entſtanden, ſo fallen dieſe ihm 
allein zur Laſt. 

8 5 


Haftung der Erben 


Für die Koſten, die durch die Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen, die Sicherung eines 
Nachlaſſes, die Errichtung eines Nachlaßinventars, eine Nachlaßpflegſchaft, eine Nachlaßverwaltung 
oder eine Pflegſchaft für einen Nacherben entſtehen, haften nur die Erben, und zwar nach den Vor— 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Nachlaßverbindlichkeiten. Das gleiche gilt für die Koſten, die 
durch die Entgegennahme von Erklärungen über die Annahme, Ablehnung oder Kündigung des Amtes 
als Teſtamentsvollſtrecker entſtehen. 

3. Fälligkeit 


8 6 


Gebühren werden mit der Beendigung des gebührenpflichtigen Geſchäfts, Auslagen ſofort nach 
ihrer Entſtehung fällig. 
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4. Vorauszahlung und Sicherſtellung 


87 
Worſchüſſe 


(1) Bei Geſchäften, die auf Antrag vorzunehmen ſind, hat der zur Zahlung der Koſten Ver- 
pflichtete einen zur Deckung der Koſten hinreichenden Vorſchuß zu zahlen. Bei Verrichtungen von Amts 
wegen kann ein Vorſchuß nur zur Deckung der Auslagen erhoben werden. Auf die Verpflichtung zur 
Zahlung des Vorſchuſſes finden die allgemeinen Beſtimmungen über die Zahlungspflicht Anwendung. 


(2) Bei Geſchäften, die auf Antrag vorzunehmen find, ſoll die Vornahme des Geſchäfts davon ab— 
hängig gemacht werden, daß der Vorſchuß gezahlt oder ſichergeſtellt wird. Dies gilt nicht, wenn dem 
Antragſteller das Armenrecht bewilligt iſt oder wenn ihm Gebührenfreiheit zuſteht; es gilt ferner nicht, 
wenn glaubhaft gemacht iſt, daß eine etwaige Verzögerung einem Beteiligten einen nicht oder nur 
ſchwer zu erſetzenden Schaden bringen würde, oder wenn aus einem anderen Grunde das Verlangen 
nach vorheriger Zahlung oder Sicherſtellung der Koſten nicht angebracht erſcheint, insbeſondere wenn 
die Berichtigung des Grundbuchs oder die Eintragung eines Widerſpruchs beantragt wird. 


(3) Über Erinnerungen gegen Anordnungen gemäß Abſ. 2 wird im Aufſichtsweg entſchieden. 


8 8 
Zurückzahlung von Vorſchüſſen 


Vorſchüſſe werden nur inſoweit zurückgezahlt, als ſie den Geſamtbetrag der für das Geſchäft bis zu 
deſſen Beendigung entſtandenen Koſten überſteigen. 


8 9 
Zurückbehaltungsrecht 
(1) Ausfertigungen, Abſchriften ſowie zurückzugebende Urkunden, die aus Anlaß des Geſchäfts 
eingereicht ſind, können zurückbehalten werden, bis die in der Angelegenheit erwachſenen Koſten bezahlt 
ſind. 
(2) Über Erinnerungen gegen Anordnungen gemäß Abſ. 1 wird im Aufſichtsweg entſchieden. 


5. Gebührenfreiheit 
8 10 
Gebührenfreiheit 


(1) Von der Zahlung der Gebühren ſind befreit: 

Der Fiskus der Freien Stadt Danzig ſowie die nach den Haushaltsplänen der Staatsver- 
waltung der Freien Stadt Danzig für Rech iung des Staates verwalteten öffentlichen Anſtalten 
und Kaſſen. 

(2) Die Vorſchriften, durch die für beſtimmte Angelegenheiten oder beſtimmte Perſonengruppen 
Gebührenfreiheit gewährt wird, bleiben unberührt. Im übrigen wird durch beſondere Verordnung be— 
ſtimmt werden, inwieweit für gewiſſe Angelegenheiten oder gewiſſe Perſonen Gebührenfreiheit zu 
gewähren iſt. Bis zum Erlaß dieſer Verordnung bleiben die bisherigen Vorſchriften des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung in Kraft. 

8 11 
Einſchränkungen 


(1) Die perſönliche Gebührenfreiheit ſteht der Inanſpruchnahme für die Gebühren nicht entgegen, 
wenn die Haftung auf der Vorſchrift des $ 3 Nr. 3 (Haftung nach bürgerlichem Recht) beruht, oder 
wenn der Koſtenſchuldner als Erbe nach § 5 oder als Anteilsberechtigter nach 8 108 Abſ. 6 für die 
Koſten haftet. 


(2) Die Gebührenfreiheit entbindet, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, nicht von der Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung der Auslagen. 
8 12 
Gebührenfreiheit für einzelne Geſamtſchuldner 
Wenn einzelnen von mehreren Geſamtſchuldnern Gebührenfreiheit zuſteht, ſo vermindert ſich der 
Geſamtbetrag der Gebühren um den Betrag, den die befreiten Beteiligten an die Nichtbefreiten auf 
Grund geſetzlicher Vorſchrift zu erſtatten hätten. 
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6. Der Koſtenanſpruch 
$ 13 
Koſtenanſatz, Erinnerung, Beſchwerde 


(1) Die Koſten werden bei dem Gericht angeſetzt, bei dem die Angelegenheit anhängig iſt oder zu— 
letzt anhängig war, auch wenn die Koſten bei einem erſuchten Gericht entſtanden ſind oder die An— 
gelegenheit bei einem anderen Gericht anhängig war. Die Koſten eines Rechtsmittelverfahrens werden 
bei dem mit dem Rechtsmittel befaßten Gericht angeſetzt. 


(2) Über Einwendungen und Erinnerungen des Koſtenſchuldners und der Staatskaſſe gegen den 
Koſtenanſatz entſcheidet das Gericht, bei dem die Koſten angeſetzt ſind. Die Entſcheidung ergeht ge— 
bührenfrei. Die Entſcheidung kann von dem Gericht, das ſie getroffen hat, ſowie von dem Gericht des 
höheren Rechtszugs von Amts wegen geändert werden. 


(3) Gegen die Entſcheidung findet die Beſchwerde nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
ſtatt, ſofern der Beſchwerdegegenſtand 50 Gulden überſteigt. Die weitere Beſchwerde iſt nur ſtatt— 
haft, wenn das Beſchwerdegericht ſie wegen der grundſätzlichen Bedeutung der zur Entſcheidung ſtehen— 
den Frage zuläßt; die Vorſchriften des S 568 Abſ. 2 und 3 der Zivilprozeßordnung finden keine An— 
wendung. Die weitere Beſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, daß die Entſcheidung auf einer 
Verletzung des Geſetzes beruht; die Vorſchriften der SS 550 und 551 der Zivilprozeßordnung gelten 
entſprechend. 

(4) Erinnerungen oder Beſchwerden können in allen Fällen zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle 
oder ſchriftlich ohne Mitwirkung eines Rechtsanwalts eingelegt werden. Die Koſten für die Beſchwerde 
beſtimmen ſich nach den SS 123, 138 bis 142. 

(5) Der Koſtenanſatz kann auch im Verwaltungswege berichtigt werden, ſolange nicht eine gericht— 
liche Entſcheidung getroffen iſt. 

8 14 
Nachforderung 


Koſten können wegen unrichtigen Anſatzes nur nachgefordert werden, wenn der berichtigte Anſatz 
vor Ablauf des nächſten Kalenderjahrs nach endgültiger Erledigung der Angelegenheit dem Zahlungs— 
pflichtigen mitgeteilt iſt. Iſt innerhalb dieſer Friſt dem Zahlungspflichtigen davon Mitteilung gemacht, 
daß ein Wertermittlungsverfahren eingeleitet iſt, ſo iſt die Angelegenheit erſt mit der Beendigung 
dieſes Verfahrens endgültig erledigt. 

8 15 
Nichterhebung von Koſten wegen unrichtiger Sachbehandlung 


(1) Gebühren und Auslagen, die bei richtiger Behandlung der Sache nicht entſtanden wären, 
werden nicht erhoben. Das gleiche gilt von Auslagen, die durch eine von Amts wegen veranlaßte 
Verlegung eines Termins oder Vertagung einer Verhandlung oder durch eine für begründet befundene 
Beſchwerde entſtanden ſind. Bei Abweiſung oder Zurücknahme eines Antrags kann Gebühren- und 
Auslagenfreiheit gewährt werden, wenn der Antrag auf nicht anzurechnender Unkenntnis der Verhält— 
niſſe oder auf Unwiſſenheit beruht. N 

(2) Die Entſcheidung trifft das Gericht. Solange nicht das Gericht entſchieden hat, können An— 
ordnungen nach Abſ. 1 im Verwaltungswege getroffen werden. Eine im Verwaltungswege getroffene 
Anordnung kann nur im Verwaltungswege geändert werden. 


8 16 
Verjährung 

(1) Anſprüche auf Zahlung von Koſten verjähren in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, 
in dem der Anſpruch fällig geworden iſt. 

(2) Anſprüche auf Rückerſtattung von Koſten verjähren in vier Jahren nach Ablauf des Ka— 
lenderjahrs, in dem der Anſpruch entſtanden iſt. 

(3) Auf die Verjährung finden die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. Im 
Fall des Abſatzes 1 wird die Verjährung auch durch die Aufforderung zur Zahlung und durch eine 
dem Schuldner mitgeteilte Stundung unterbrochen; bei unbekanntem Aufenthalt des Zahlungspflich— 


tigen genügt die Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt unter der letzten bekannten Anſchrift des Koſten— 
ſchuldners. Eine Unterbrechung der Verjährung tritt bei Koſtenbeträgen unter 20 Gulden nicht ein. 
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7. Geſchäftswert 


8 17 
Grundſatz 


(1) Die Gebühren werden nach dem Wert berechnet, den der Gegenſtand des Geſchäfts zur Zeit 
der Fälligkeit hat (Geſchäftswert). 

(2) Maßgebend iſt der Hauptgegenſtand des Geſchäfts. Früchte, Nutzungen, Zinſen, Vertrags- 
ſtrafen und Koſten werden nur berückſichtigt, wenn fie Gegenſtand eines beſonderen Geſchäfts ſind. 

(3) Verbindlichkeiten, die auf dem Gegenſtand laſten, werden bei Ermittlung des Geſchäftswerts 
nicht abgezogen; dies gilt auch dann, wenn Gegenſtand des Geſchäfts ein Nachlaß oder eine ſonſtige 
Vermögensmaſſe iſt. 

(4) Bei der Berechnung des Geſchäftswerts it ein Goldgulden einem Gulden gleichzuſetzen. 


8 18 
Sachen 


(1) Bei der Bewertung von Grundbeſitz iſt regelmäßig der letzte Einheitswert maßgebend, der 
zur Zeit der Fälligkeit der Gebühr feſtgeſtellt iſt. Das Gericht hat jedoch auf der Grundlage des Ein— 
heitswerts den Wert ſelbſtändig nach freiem Ermeſſen zu ermitteln, wenn der Gegenſtand des gebühren— 
pflichtigen Geſchäfts vom Gegenſtand der Einheitsbewertung weſentlich abweicht oder wenn der Wert 
infolge beſtimmter Umſtände, die nach dem Feſtſtellungszeitpunkt des Einheitswerts eingetreten ſind, 
ſich weſentlich verändert hat. 

(2) Im übrigen iſt der Wert einer Sache der gemeine Wert. Er wird durch den Preis beſtimmt, 
der im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr nach der Beſchaffenheit der Sache unter Berückſichtigung aller 
den Preis beeinfluſſenden Umſtände bei einer Veräußerung zu erzielen wäre; ungewöhnliche oder nur 
perſönliche Verhältniſſe bleiben außer Betracht. 

8 19 


Kauf, Vorkaufs- und Wiederkaufsrecht 


(1) Beim Kauf von Sachen iſt der Kaufpreis maßgebend; der Wert der vorbehaltenen Nutzungen 
und der vom Käufer übernommenen oder ihm ſonſt infolge der Veräußerung obliegenden Leiſtungen 
wird hinzugerechnet. Iſt der Kaufpreis niedriger als der Wert der Sache ($ 18), ſo iſt dieſer maß⸗ 
gebend; beim Kauf eines Grundſtücks bleibt eine für Rechnung des Erwerbers vorgenommene Be⸗ 
bauung bei der Ermittlung des Wertes außer Betracht. 2 

(2) Als Wert eines Vorkaufs- oder Wiederkaufsrechts iſt in der Regel der halbe Wert der Sache 
anzunehmen. 

8 20 


Grunddienſtbarkeiten 


Der Wert einer Grunddienſtbarkeit beſtimmt ſich nach dem Wert, den ſie für das herrſchende 
Grundſtück hat; iſt der Betrag, um den ſich der Wert des dienenden Grundſtücks durch die Dienſtbar⸗ 
keit mindert, größer, ſo iſt dieſer höhere Betrag maßgebend. 


8 21 
Pfandrechte und ſonſtige Sicherheiten, Rangänderungen 


(1) Der Wert eines Pfandrechts oder der ſonſtigen Sicherſtellung einer Forderung durch Bürgſchaft, 
Sicherungsübereignung oder dgl. beſtimmt ſich nach dem Betrag der Forderung und, wenn der als 
Pfand oder zur Sicherung dienende Gegenſtand einen geringeren Wert hat, nach dieſem. 

(2) Als Wert einer Hypothek oder Grundſchuld gilt der Nennbetrag der Schuld, als Wert einer 
Rentenſchuld der Nennbetrag der Ablöſungsſumme; iſt der Wert des Grundſtücks geringer, ſo iſt dieſer 
maßgebend. Für Eintragungen im Grundbuch gelten die beſonderen Vorſchriften des § 56 Abſ. 4. 

(3) Bei Einräumung des Vorrangs oder des gleichen Rangs iſt der Wert des vortretenden 
Rechts, höchſtens jedoch der Wert des zurücktretenden Rechts maßgebend. Die Vormerkung gemäß 
§ 1179 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zugunſten eines nach- oder gleichſtehenden Berechtigten ſteht der 
Vorrangseinräumung gleich. 

8 22 
Wiederkehrende Nutzungen oder Leiſtungen 


(1) Der Wert des Rechts auf wiederkehrende oder dauernde Nutzungen oder Leiſtungen wird unter 
Zugrundelegung des einjährigen Bezugswerts nach Maßgabe folgender Vorſchriften berechnet: 
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a) Der Wert von Nutzungen oder Leiſtungen, die auf beſtimmte Zeit beſchränkt find, iſt die 
Summe der einzelnen Jahreswerte, höchſtens jedoch das Fünfundzwanzigfache des Jahres- 
werts; iſt die Dauer des Rechts außerdem durch das Leben einer oder mehrerer Perſonen 
bedingt, ſo darf der nach Abſ. 2 zu berechnende Wert nicht überſchritten werden; 

b) Bezugsrechte von unbeſchränkter Dauer ſind mit dem Fünfundzwanzigfachen, Nutzungen oder 
Leiſtungen von unbeſtimmter Dauer — vorbehaltlich der Beſtimmungen im Abſ. 2 — mit 
dem Zwölfeinhalbfachen des Jahreswerts zu bewerten. 

(2) Iſt die Nutzung oder Leiſtung auf die Lebensdauer einer Perſon beſchränkt, ſo gilt als Ge— 
ſchäftswert bei einem Lebensalter 

von 15 Jahren oder weniger der 22 fache Betrag, 
über 15 5 bis zu 25 Jahren „ 21 „ 3 
„ 25 „ „ 77 35 77 77 20 „ 77 
„ 35 ”„ „ „ 45 ”„ * 18 „ „ 
„ 45 „ „ „ 55 „» „ 15 „ „ 
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der einjährigen Nutzung oder Leitung. Hängt die Dauer der Nutzung oder Leiſtung von der Lebens— 
dauer mehrerer Perſonen ab, ſo entſcheidet, je nachdem ob das Recht mit dem Tode des zuerſt oder 
des zuletzt Sterbenden erliſcht, das Lebensalter des Alteſten oder des Jüngſten. 

(3) Der Geſchäftswert iſt höchſtens das Fünffache des einjährigen Bezugs, wenn das Recht dem 
Ehegatten oder einem früheren Ehegatten des Verpflichteten oder einer Perſon zuſteht, die mit dem Ver— 
pflichteten in gerader Linie verwandt, verſchwägert oder durch Annahme an Kindes Statt verbunden 
oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verſchwägert iſt, 
auch wenn die die Schwägerſchaft begründende Ehe nicht mehr beſteht. 

(4) Der Geſchäftswert des einem unehelichen Kinde gegen ſeinen Erzeuger zuſtehenden Unterhalts- 
rechts beſtimmt ſich nach dem Betrag des einjährigen Bezugs. Iſt dieſer Betrag in den einzelnen 
Jahren verſchieden, ſo kommt der höchſte Betrag zum Anſatz. 

(5) Der einjährige Wert von Nutzungen wird zu 4 vom Hundert des Werts des Gegenſtands, 
der die Nutzungen gewährt, angenommen, ſofern nicht ein anderer Wert feſtgeſtellt werden kann. 

(6) Für die Berechnung des Geſchäftswerts iſt der Beginn des Bezugsrechts maßgebend. Bildet 
das Recht ſpäter den Gegenſtand eines gebührenpflichtigen Geſchäfts, ſo iſt der ſpätere Zeitpunkt 
maßgebend. Steht im Zeitpunkt des Geſchäfts der Beginn des Bezugsrechts noch nicht feſt oder iſt 
das Recht in anderer Weiſe bedingt, ſo iſt der Geſchäftswert nach den Umſtänden des Falles niedriger 
anzuſetzen. 


* „ is 


8 23 
Miet- und Pachtrechte, Dienſtverträge 

(1) Der Wert eines Miet- oder Pachtrechts bemißt ſich nach dem Wert aller Leiſtungen des 
Mieters oder Pächters während der ganzen Vertragszeit. Bei Miet- oder Pachtrechten von unbeſtimmter 
Vertragsdauer iſt der Wert dreier Jahre maßgebend: iſt jedoch die Auflöſung des Vertrags erſt nach 
einem längeren Zeitraum zuläſſig, ſo iſt dieſer maßgebend. In keinem Fall darf der Wert den fünf⸗ 
undzwanzigfachen Betrag der einjährigen Leiſtung überjteigen. 

(2) Der Wert eines Dienſtvertrags bemißt ſich nach dem Wert aller Bezüge des zur Dienſt— 
leiſtung Verpflichteten während der ganzen Vertragszeit, höchſtens jedoch nach dem dreifachen Jahres- 
betrag der Bezüge. 

8 24 
Angelegenheiten ohne beſtimmten Geſchäftswert, nichtvermögensrechtliche 
Angelegenheiten 

(1) Soweit in einer vermögensrechtlichen Angelegenheit der Wert ſich aus den Vorſchriften dieſer 
Verordnung nicht ergibt und auch ſonſt nicht feſtſteht, iſt er nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen; ins- 
beſondere iſt bei Anderungen beſtehender Rechte, ſofern die Anderung nicht einen beſtimmten Geldwert 
hat, ſowie bei Verfügungsbeſchränkungen der Wert nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. 

(2) In Ermangelung genügender tatſächlicher Anhaltspunkte für eine Schätzung iſt der Wert 
regelmäßig auf 5000 Gulden, ausnahmsweiſe niedriger oder höher, jedoch nicht unter 250 Gulden 
und nicht über eine Million Gulden anzunehmen. 

(3) In nichtvermögensrechtlichen Angelegenheiten iſt der Wert nach Abſ. 2 zu beſtimmen. 
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Ss 25 
Feſtſetzung des Geſchäftswerts 


(1) Das Gericht ſetzt den Geſchäftswert durch Beſchluß gebührenfrei feſt, wenn ein Zahlungspflich— 
tiger oder die Staatskaſſe dies beantragt oder es ſonſt angemeſſen erſcheint. Die Feſtſetzeng kann von 
dem Gericht, das ſie getroffen hat, ſowie von dem Gericht des höheren Rechtszugs auch von Amts 
wegen geändert werden. 


(2) Das Gericht kann eine Beweisaufnahme, insbeſondere die Begutachtung durch Sachverſtändige 
auf Antrag oder von Amts wegen anordnen. Die Koſten können ganz oder teilweiſe einem Betei- 
ligten auferlegt werden, der durch Unterlaſſung der Wertangabe, durch unrichtige Angabe, unbegrün— 
detes Beſtreiten oder unbegründete Beſchwerde die Abſchätzung veranlaßt hat. 


(3) Gegen den Beſchluß findet Beſchwerde nach Maßgabe des $ 13 Abſ. 3 und 4 ſtatt. 
8. Gebührenſtaffel, Nebengeſchäfte 
8 26 
Gebührenſtaffel 
(1) Die volle Gebühr beträgt bei einem Geſchäftswert 
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(2) Die weiteren Wertklaſſen ſteigen um je 10000 Gulden und die Gebühren um je 12 Gulden. 


(3) Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 2 Gulden. Pfennigbeträge find auf volle 10 Gulden- 
pfennig aufzurunden. 
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8 27 
Nebengeſchäfte 

Die für ein Geſchäft beſtimmte Gebühr umfaßt die geſamte auf das Geſchäft verwendete Tätig- 
leit des Gerichts, einſchließlich der Nebengeſchäfte. 

9. Einziehung der Koſten 
Ss 28 

(1) Gerichtskoſten können durch Verwendung von Marken entrichtet werden. 

(2) Die Gerichtskoſten werden im Wege des Verwaltungszwangs eingezogen. Die Zwangsoer— 
ſteigerung von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens wegen einer Koſtenforderung iſt, ſoweit es 
ſich um natürliche Perſonen handelt, weder gegen den urſprünglichen Schuldner noch gegen ſeinen Ehe— 
gatten oder ſeine Abkömmlinge oder gegen den Ehegatten eines Abkömmlings zuläſſig. 


Zweiter Abſchnitt 
Gebühren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
1. Beurkundungen und ähnliche Geſchäfte 
8 29 
Einſeitige Erklärungen und Verträge 
(1) Für die Beurkundung einſeitiger Erklärungen wird die volle Gebühr erhoben; unerheblich iſt, 


ob die Erklärung von einer oder von mehreren Perſonen abgegeben wird. 
(2) Für die Beurkundung von Verträgen wird das Doppelte der vollen Gebühr erhoben. 


$ 30 
Vertragsangebot 


Für die Beurkundung eines Antrags zum Abſchluß eines Vertrags wird das Eineinhalbfache 
der vollen Gebühr erhoben. 

8 3 
Beſondere Fälle 

(1) Die Hälfte der vollen Gebühr wird erhoben: 

1. für jede beſondere Beurkundung von Zuſtimmungserklärungen einzelner Teilnehmer zu einer 
bereits anderweit beurkundeten Erklärung; 

2. für die Beurkundung der Annahme eines anderweit beurkundeten Vertragsantrags; 

3. Für die Beurkundung der Wiederaufhebung eines noch von keiner Seite erfüllten Vertrags; 

4. für die Beurkundung einer Vollmacht oder des Widerrufs einer Vollmacht; 

5. für die Beurkundung 

a) des Antrags auf Eintragung oder Löſchung im Grundbuch, im Schiffsregiſter, im 
Regiſter für Pfandrechte an Schiffsbauwerken ſowie einer Eintragungs- oder Löſchungs— 
bewilligung, 

b) der Zuſtimmung nach $ 27 der Grundbuchordnung, nach $ 105 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, nach §S 3 des Geſetzes über die Be— 
ſtellung von Pfandrechten an im Bau befindlichen Schiffen vom 15. Dezember 1926 
(G. Bl. S. 330). 

6. für die Beurkundung der Auflaſſung ſowie der Einigung über die Beſtellung oder Über— 
tragung eines Erbbaurechts oder der Abtretung von Geſchäftsanteilen einer Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung, wenn das zugrunde liegende Rechtsgeſchäft bereits beurkundet it; 

7. für die Beurkundung der Anmeldung zum Handelsregiſter und ähnlichen Regiſtern ſowie 
für die Aufnahme einer beſonderen Verhandlung über die Zeichnung einer Firma oder 
Unterſchrift. 

(2) Ein Viertel der vollen Gebühr wird erhoben für die Beurkundung von Erklärungen, die dem 
Nachlaßgericht gegenüber abzugeben find (§ 104 Abſ. 1); die Wertvorſchrift des $ 104 Abſ. 2 gilt 
entſprechend. 

(3) Ein Viertel der vollen Gebühr wird ferner erhoben für die Beurkundung von Zuſtimmungs— 
erklärungen zur Ehelichkeitserklärung oder zur Annahme an Kindes ſtatt. 
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8 32 
Geſchäftswert 


ur 

(J Der Geſchäftswert beſtimmt jih nach dem Wert des Rechtsverhältniſſes, auf das ſich die be- 
urkundete Erklärung bezieht. Handelt es ſich um Veränderungen eines Rechtsverhältniſſes, ſo darf der 
Wert des von der Veränderung betroffenen Rechtsverhältniſſes nicht überſchritten werden, und zwar 
auch dann nicht, wenn es ſich um mehrere Veränderungen desſelben Rechtsverhältniſſes handelt. 

(2) Bei Verträgen, die den Austauſch von Leiſtungen zum Gegenſtand haben, iſt nur der Wert 
der Leiſtungen des einen Teils und, wenn der Wert der Leiſtungen verſchieden iſt, der höhere maß— 
gebend. 

(3) Bei Eheverträgen beſtimmt ſich der Geſchäftswert nach dem zuſammengerechneten Wert der 
gegenwärtigen Vermögen beider Ehegatten und, wenn der Ehevertrag nur das Vermögen eines Ehe— 
gatten betrifft, nach dieſem. Bei Ermittlung des Vermögens werden die Schulden abgezogen. Betrifft 
der Ehevertrag nur beſtimmte Gegenſtände, ſo iſt deren Wert maßgebend. 

(4) Bei der Beurkundung von Satzungen iſt der Wert höchſtens auf 10 Millionen Gulden anzu⸗ 
nehmen. 

Ss 33 
Geſchäftswert bei zuſtimmenden Erklärungen einzelner Mitberechtigter 


Bei zuſtimmenden Erklärungen einzelner Mitberechtigter beſtimmt ſich der Geſchäftswert nach dem 
Anteil an dem Gegenſtand des Geſchäfts. Bei Geſamthandverhältniſſen iſt der Anteil entſprechend 
der Beteiligung an dem Geſamthandvermögen zu bemeſſen. 


8 34 
Geſchäftswert bei Vollmachten 


(1) Bei Vollmachten zum Abſchluß eines beſtimmten Rechtsgeſchäfts iſt der für dieſes maßgebende 
Wert zugrunde zu legen. 

(2) Der Wert einer allgemeinen Vollmacht iſt nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen; dabei iſt der 
Umfang der erteilten Ermächtigung und das Vermögen des Vollmachtgebers angemeſſen zu berüd- 
ſichtigen. 

(3) Bei der von einem Mitberechtigten ausgeſtellten Vollmacht beſtimmt ſich der Wert nach 
dem Anteil des Mitberechtigten. $ 33 Satz 2 gilt entſprechend. 

(4) In allen Fällen iſt der Wert mit höchſtens einer Million Gulden anzunehmen. 

(5) Auf den Widerruf einer Vollmacht finden die vorſtehenden Vorſchriften entſprechende An⸗ 
wendung. 

§ 35 
Geſchäftswert bei Anmeldungen zum Handelsregiſtern und ähnlichen Regiſtern 


Bei Anmeldungen zum Handelsregiſter und ähnlichen Regiſtern beſtimmt ſich der Geſchäftswert, 
ſofern nicht ein beſtimmter Geldbetrag in das Regiſter einzutragen iſt, nach § 24 Abi. 2; er beträgt 
in keinem Fall, auch wenn mehrere Anmeldungen in derſelben Verhandlung beurkundet werden, mehr 
als eine Million Gulden. 

$ 36 
Ergänzung und Anderung beurfundeter Erklärungen 


Für die Beurkundung von Ergänzungen und Anderungen einer beurkundeten Erklärung wird der— 
ſelbe Gebührenſatz wie für die urſprüngliche Beurkundung erhoben, jedoch nicht mehr als die volle 
Gebühr. 

8 37 
Anerkennung einer ſchriftlich abgegebenen Erklärung 


Für die Anerkennung des Inhalts einer ſchriftlich abgegebenen Erklärung ($ 176 Abſ. 2 des Ge— 
ſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit), einſchließlich der Beurkundung er— 
gänzender oder ändernder Erklärungen, wird dieſelbe Gebühr wie für die Beurkundung der Erklärung 
erhoben. 

Ss 38 
Mehrere Erklärungen in einer Urkunde 


(1) Werden in einer Verhandlung mehrere Erklärungen beurkundet, die denſelben Gegenſtand 
haben (3. B. der Kauf und die Auflaſſung, die Schulderklärung und die zur Hypothekenbeſtellung er- 
forderlichen Erklärungen), ſo wird die Gebühr nur einmal von dem Wert dieſes Gegenſtands nach 
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dem höchſten in Betracht kommenden Gebührenſatz berechnet. Dies gilt auch dann, wenn von mehreren 
Erklärungen die einen den ganzen Gegenſtand, die anderen nur einen Teil davon betreffen (z. B. das 
Schuldverſprechen und die Bürgſchaft für einen Teil der Schuld); unterliegen in dieſem Fall die Er- 
klärungen verſchiedenen Gebührenſätzen (3. B. die nachträgliche Auflaſſung — § 31 Abf. 1 Nr. 6 — 
und die einſeitige Erklärung über die Abtretung eines Teils der Kaufpreisforderung), jo werden die 
Gebühren geſondert berechnet, wenn dies für den Koſtenſchuldner günſtiger iſt. 

(2) Haben die in einer Verhandlung beurkundeten Erklärungen einen verſchiedenen Gegenſtand, jo 
gilt folgendes: 

a) Unterliegen alle Erklärungen dem gleichen Gebührenſatz, ſo wird dieſer nur einmal nach den 
zuſammengerechneten Werten berechnet. 

b) Sind verſchiedene Gebührenſätze anzuwenden, ſo wird jede Gebühr für ſich berechnet; ſoweit 
mehrere Erklärungen dem gleichen Gebührenſatz unterliegen, werden die Werte zuſammenge— 
rechnet; insgeſamt darf in dieſem Fall nicht mehr erhoben werden, als bei Zugrundelegung 
des höchſten der angewendeten Gebührenſätze vom Geſamtwert zu erheben ſein würde. 

(3) Treffen Erklärungen, die ſich auf eine Rangänderung beziehen, mit anderen Erklärungen in 
einer Urkunde zuſammen, ſo gilt als Gegenſtand der Rangänderung das vortretende oder das zurück— 
tretende Recht, je nachdem es für den Koſtenſchuldner nach den vorſtehenden Vorſchriften günſtiger iſt. 
Die Vormerkung gemäß $ 1179 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zugunſten eines nach- oder gleich— 
ſtehenden Berechtigten ſteht der Rangänderung gleich. 


8 39 
Beglaubigung von Unterſchriften 
(1) Für die Beglaubigung von Unterſchriften oder Handzeichen wird ein Viertel der vollen Ge— 
bühr, höchſtens jedoch ein Betrag von 250 Gulden, erhoben. Der Wert iſt ebenſo zu beſtimmen, wie 
wenn die Erklärung, unter der die Unterſchrift beglaubigt wird, beurkundet würde. 
(2) Für die nach dem Deutſchen Reichsſchuldbuchgeſetz und nach den deutſchen Staatsſchuldbuch— 
geſetzen erforderlichen Unterſchriftsbeglaubigungen wird nur die Mindeſtgebühr erhoben. 


8 40 
Verfügungen von Todes wegen 

(1) Für die Beurkundung eines Teſtaments wird die volle Gebühr, für die Beurkundung eines 
Erbvertrags das Doppelte der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Für die Beurkundung des Widerrufs einer letztwilligen Verfügung, der Aufhebung oder An— 
fechtung eines Erbvertrags ſowie des Rücktritts von einem Erbvertrag wird die Hälfte der vollen Ge— 
bühr erhoben; iſt die Anfechtung dem Nachlaßgericht gegenüber zu erklären, jo gilt $ 31 Abſ. 2. Wird 
gleichzeitig eine neue Verfügung von Todes wegen beurkundet, ſo wird die Gebühr für den Widerruf 
oder die Aufhebung nur inſoweit erhoben, als der Geſchäftswert der neu errichteten Verfügung hinter 
dem der widerrufenen oder aufgehobenen Verfügung zurückbleibt. 

(3) Wird ein Erbvertrag gleichzeitig mit einem Ehevertrag beurkundet, jo gilt $ 38. . 

(4) Wird über den ganzen Nachlaß oder einen Bruchteil davon verfügt, jo iſt der Gebühren- 
berechnung der Wert des nach Abzug der Verbindlichkeiten verbleibenden reinen Vermögens oder der 
Wert des entſprechenden Bruchteils des reinen Vermögens zugrunde zu legen. Vermächtniſſe, Pflicht⸗ 
teilsrechte und Auflagen werden nicht abgezogen. 

(5) Der Berechnung der Gebühren ſind in der Regel die Angaben des Verfügenden über den 
Geſchäftswert zugrunde zu legen. Eine Nachforderung des deshalb zuwenig angeſetzten Betrags wird 
durch § 14 nicht ausgeſchloſſen; die Verjährung des Anſpruchs (§ 16) beginnt in dieſem Fall erſt 
mit dem Ablauf des Jahres, in dem die Verfügung eröffnet oder zurückgegeben iſt. 


8 4¹ 
Beſchlüſſe von Geſellſchaftsorganen 

(1) Für die Beurkundung der Beſchlüſſe von Generalverſammlungen, Aufſichtsräten und ſon— 
ſtigen Organen von Aktiengeſellſchaften, anderen Vereinigungen und Stiftungen wird das Doppelte der 
vollen Gebühr erhoben. 

(2) Bei Beſchlüſſen, deren Gegenſtand einen beſtimmten Geldwert nicht hat, iſt der Geſchäftswert 
auf 25000 Gulden, ausnahmsweiſe höher oder niedriger, jedoch nicht über eine Million Gulden und 
nicht unter 1500 Gulden anzunehmen. Werden in derſelben Verhandlung mehrere Beſchlüſſe dieſer 
Art beurkundet, ſo werden ſie für die Gebührenberechnung als eine Einheit angeſehen. 
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(3) Werden in Verbindung mit Beſchlüſſen der im Abſ. 2 bezeichneten Art Beſchlüſſe beurkundet, 
deren Gegenſtand einen beſtimmten Geldwert hat, ſo ſind die für dieſe Beſchlüſſe anzuſetzenden Werte 
und der gemäß Abſ. 2 anzuſetzende Wert zuſammenzurechnen. 

(4) Die Gebühr beträgt in keinem Fall mehr als 5000 Gulden. 


8 42 
Verloſung, Ausloſung und Vernichtung von Wertpapieren, Wahl— 
verſammlungen 
(J) Das Doppelte der vollen Gebühr wird erhoben für die Beurkundung des Hergangs bei 
Verloſungen, bei der Ausloſung oder Vernichtung von Wertpapieren ſowie bei Wahlverſammlungen. 


(2) Für das Einzählen von Loſen wird neben der im Abſ. 1 beſtimmten Gebühr eine weitere 
Gebühr in Höhe der Hälfte der vollen Gebühr erhoben. 


(3) Der Geſchäftswert beſtimmt ſich, ſoweit nicht ein beſtimmter Geldwert feſtſteht, nach 8 41 
Abſ. 2; er beträgt in allen Fällen höchſtens eine Million Gulden. 


(4) Wird die Ausloſung und Vernichtung in einer Verhandlung beurkundet, jo wird die Gebühr 
nur einmal erhoben. 
8 43 
Eide, eidesſtattliche Verſicherungen, Vernehmung von Zeugen und 
Sachverſtändigen, Augenſcheinseinnahme 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben für die Abnahme von Eiden und Verſicherungen an Eides 
Statt, für die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen ſowie für die Mitwirkung bei Augen- 
ſcheinseinnahmen, ſofern dieſe Geſchäfte nicht Teil eines anderen Verfahrens ſind. 

(2) Bei einer eidesſtattlichen Verſicherung zur Erlangung eines Erbſcheins oder eines Zeugniſſes 
der in den SS 101 und 103 bezeichneten, Art ermäßigt ſich die Gebühr auf die Hälfte der vollen 
Gebühr; der Wert beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der 88 99, 101 und 103. Wird mit der eides- 
ſtattlichen Verſicherung zugleich der Antrag auf Erteilung des Erbſcheins oder des Zeugniſſes beur⸗ 
kundet, ſo wird dafür eine beſondere Gebühr nicht erhoben. Treten im Erbſcheinsverfahren weitere Erben 
einer anderweit beurkundeten eidesſtattlichen Verſicherung bei, ſo beſtimmt ſich die Gebühr nach dem 
Wert ihres Anteils an dem Nachlaß. 

8 44 
Beſcheinigungen, Abmarkungen, Verklarungen, Proteſte, Schätzungen 
Die volle Gebühr wird erhoben: 


1. für die Erteilung von Beſcheinigungen über Tatſachen oder Verhältniſſe, die urkundlich nach⸗ 
gewieſen oder offenkundig find; 

. für die Mitwirkung bei Abmarkungen; 

. für die Aufnahme von Proteſten und ähnlichen Urkunden; 

für die Aufnahme von Schätzungen; 

. für die Aufnahme von Verklarungen ſowie Beweisaufnahmen nach dem Binnenſchiffahrts— 
geſetz und dem Flößereigeſetz; die Mindeſtgebühr beträgt 10 Gulden. Für die nachträg— 
liche Ergänzung der Verklarung wird die Hälfte der vollen Gebühr erhoben; die Mindeſt— 
gebühr beträgt 5 Gulden. 


d 


BRAUN. 
Wechſel- und Scheckproteſte 

(1) Für die Aufnahme von Wechſel- und Scheckproteſten wird die Hälfte der vollen Gebühr er— 
hoben. 

(2) Daneben wird für jeden Weg, der zur Erledigung des Proteſtes zurückzulegen iſt, eine 
Wegegebühr von 2 Gulden erhoben. Die dem Proteſtbeamten zuſtehenden Reiſekoſten werden auf die 
Wegegebühr angerechnet. Die Wegegebühr wird auch dann erhoben, wenn der Auftrag zur Proteſt— 
erhebung nach Antritt des Weges ſeine Erledigung gefunden hat. 

(3) Die Proteſtgebühr iſt auch dann zu zahlen, wenn ohne Aufnahme des Proteſtes an den Proteſt— 
beamten gezahlt oder die Zahlung ihm nachgewieſen wird. 

(4) Enthält der Wechſel Notadreſſen, ſo iſt für die Aufnahme eines jeden Proteſtes wegen Ver⸗ 
weigerung der Ehrenannahme oder wegen unterbliebener Ehrenzahlung ein Viertel der vollen Gebühr 
zu erheben. a 
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(5) Für das Zeugnis über die Proteſterhebung (Artikel 90 Abi. 2 des Wechſelgeſetzes und Ar— 
tikel 59 Abſ. 2 des Scheckgeſetzes) werden eine Gebühr von 2 Gulden und die durch die Abſchriften 
erwachſenen Schreibgebühren erhoben. 

$ 46 
Vermögensverzeichniſſe, Siegelungen 

(1) Für die Aufnahme von Vermögensverzeichniſſen ſowie für Siegelungen und Entfiegelungen 
wird nach dem Wert der verzeichneten oder verſiegelten Gegenſtände die Hälfte der vollen Gebühr 
erhoben. Das gleiche gilt für die Mitwirkung als Urkundsperſon bei der Aufnahme von Vermögens— 
verzeichniſſen. Nimmt das Geſchäft einen Zeitaufwand von mehr als zwei Stunden in Anſpruch, ſo 
erhöht ſich die Gebühr für jede weitere angefangene Stunde um 4 Gulden. 

(2) Für die Siegelung, einſchließlich der Entſiegelung und der Aufnahme eines Vermögensver— 
zeichniſſes, wird die Gebühr nur einmal nach dem Geſamtzeitaufwand erhoben. 


§ 47 
Freiwillige Verſteigerung von Grundſtücken 

(1) Bei freiwilligen Verſteigerungen zum Zwecke der Veräußerung oder Verpachtung von Grund— 
ſtücken und ſonſtigen Gegenſtänden, die der Zwangs vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen unter- 
liegen, werden erhoben: 

1. für das Verfahren im allgemeinen die Hälfte der vollen Gebühr; 

2. für die Aufnahme einer gerichtlichen Schätzung die Hälfte der vollen Gebühr; 
3. für die Abhaltung des Verſteigerungstermins die volle Gebühr; 

4. für die Beurkundung des Zuſchlags die volle Gebühr. 

(2) Die im Abſ. 1 Nr. 1 beſtimmte Gebühr wird mit dem Eingang des Antrags fällig und iſt auch 
dann zu erheben, wenn die Verſteigerung einer Ortsbehörde übertragen wird. 

(3) Der Verſteigerungstermin gilt als abgehalten, wenn zur Abgabe von Geboten aufge— 
fordert iſt. 8 

(4) Werden mehrere Grundſtücke zum Zwecke der Veräußerung in demſelben Verfahren verſteigert, 
ſo werden die Gebühren von dem zuſammengerechneten Wert der mehreren Grundſtücke berechnet. Die 
Gebühr für die Beurkundung des Zuſchlags wird jedoch für jeden Erſteher nach dem zuſammenge— 
rechneten Betrag ſeiner Gebote erhoben; iſt der zuſammengerechnete Wert der ihm zugeſchlagenen 
Grundſtücke höher, ſo iſt dieſer maßgebend. 

(5) Werden in dem Verfahren mehrere Verſteigerungstermine abgehalten, ſo werden für jeden 
Termin die Gebühren beſonders erhoben. 

(6) Schuldner der Koſten für die Beurkundung des Zuſchlags iſt, vorbehaltlich der Vorſchrift im 
§ 3 Nr. 3, nur der Erſteher. Hinſichtlich der übrigen Koſten gelten die allgemeinen Vorſchriften über 
die Zahlungspflicht. 

(7) Tritt der Meiſtbietende die Rechte aus dem Meiſtgebot oder der Veräußerer den Anſpruch 
gegen den Erſteher ab, oder erklärt der Meiſtbietende, für einen Dritten geboten zu haben, oder 
tritt ein Dritter dieſen Erklärungen bei, ſo bleibt die Beurkundung gebührenfrei, wenn ſie in der Nieder— 
ſchrift über die Verſteigerung geſchieht. Das Gleiche gilt, wenn nach Maßgabe der Verſteigerungs— 
bedingungen für den Anſpruch gegen den Erſteher die Bürgſchaft übernommen oder eine ſonſtige Sicher— 
heit beſtellt und dies in der Niederſchrift über die Verſteigerung beurkundet wird. 


8 48 
Verſteigerung von beweglichen Sachen und Rechten 

(1) Für die Verſteigerung von beweglichen Sachen, von Früchten auf dem Halm oder von Holz 
auf dem Stamm ſowie von Forderungen oder ſonſtigen Rechten wird das Dreifache der vollen 
Gebühr nach dem zuſammengerechneten Wert der Gegenſtände erhoben. 

(2) Soweit ſich das Verfahren erledigt, bevor zur Abgabe von Geboten aufgefordert worden 
iſt, ermäßigt ſich die Gebühr auf ein Viertel der vollen Gebühr. 

(3) Die Koſten ſind aus dem Erlös vorweg zu entnehmen. 


8 49 
Beglaubigung von Abſchriften 
(1) Für die Beglaubigung von Abſchriften wird, ſoweit nicht S 124 Anwendung findet, eine Ge— 
bühr von 25 Guldenpfennig für jede angefangene Seite erhoben; iſt die Schrift nicht in deutſcher 
Sprache abgefaßt, ſo erhöht ſich die Gebühr auf 40 Guldenpfennig. f 
(2) Werden die Abſchriften durch das Gericht hergeſtellt, ſo kommen die Schreibgebühren hinzu. 
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§ 50 
Sicherſtellung der Zeit 
Für die Sicherſtellung der Zeit, zu der eine Privaturkunde ausgeſtellt iſt, einſchließlich der über 
die Vorlegung ausgeſtellten Beſcheinigung, wird eine Gebühr von 3 bis 30 Gulden erhoben. 


§ 51 
x Erfolgloſe Verhandlung 

Anterbleibt die beantragte Beurkundung infolge Zurücknahme des Antrags oder aus ähnlichen 
Gründen, nachdem das Gericht mit den Beteiligten darüber verhandelt hat, ſo wird die Hälfte der 
vollen Gebühr, jedoch nicht mehr als die für die beantragte Beurkundung beſtimmte Gebühr erhoben; 
die Gebühr darf 30 Gulden nicht überſteigen. 

Ss 52 
Geſchäfte außerhalb der Gerichtsſtelle 

(1) Wird ein Geſchäft auf Verlangen des Antragſtellers oder mit Rückſicht auf die Art des Geſchäfts 
außerhalb der Gerichtsſtelle vorgenommen, ſo wird eine Zuſatzgebühr in Höhe der Hälfte der vollen Ge— 
bühr erhoben, die jedoch den Betrag von 50 Gulden und die für das Geſchäft ſelbſt zu erhebende 
Gebühr nicht überſteigen darf. Werden mehrere Erklärungen in einer Verhandlung beurkundet, ſo 
wird die Gebühr nur einmal erhoben, und zwar, ſoweit die beurkundeten Erklärungen verſchiedene 
Gegenſtände betreffen, nach deren zuſammengerechneten Wert. 

(2) Haben die Gerichtsperſonen den Weg zu dem Ort des Geſchäfts angetreten, ſo wird die Zu— 
ſatzgebühr auch dann erhoben, wenn das Geſchäft aus einem in der Perſon der Beteiligten liegenden 
Grunde nicht ausgeführt wird. 

(3) Die Vorſchriften dieſes Paragraphen gelten nicht für Geſchäfte der im § 44 Nrn. 2 und 4 
ſowie in den 88 45, 46 und 48 bezeichneten Art; im Fall des § 47 wird die Zuſatzgebühr nur er— 
hoben, wenn der Verſteigerungstermin außerhalb der Gerichtſtelle abgehalten wird. 


8 53 
Erklärungen in fremder Sprache 
(1) Gibt ein Beteiligter die zu beurkundende Erklärung in einer fremden Sprache ab, jo wird für 
die Beurkundung eine Zuſatzgebühr in Höhe der Hälfte der für die Beurkundung erwachſenden Ge— 
bühr bis zum Höchſtbetrag von 50 Gulden erhoben. 
(2) Schuldner der Zuſatzgebühr ſowie der durch die Zuziehung eines Dolmetſchers entſtandenen 
Auslagen iſt der Beteiligte, der die Verhandlung in der fremden Sprache veranlaßt hat. 


2. Grund buchſachen 


Ss 54 
Eintragung des Eigentümers 

(1) Für die Eintragung eines Eigentümers oder von Miteigentümern wird die volle Gebühr er— 
hoben. 

(2) Die Gebühr ermäßigt ſich auf die Hälfte bei Eintragung des Ehegatten oder von Abkömm— 
lingen des eingetragenen Eigentümers, einſchließlich der an Kindes Statt angenommenen Perſonen, 
auch wenn die Genannten infolge der Auseinanderſetzung des Geſamtguts einer Gütergemeinſchaft oder 
eines Nachlaſſes oder wenn ſie nachträglich als Miteigentümer von Grundſtücken eingetragen werden, die zu 
einer Gütergemeinſchaft gehören; bei der Eintragung infolge einer Erbauseinanderſetzung oder der Aus- 
einanderſetzung einer Gütergemeinſchaft macht es keinen Unterſchied, ob inzwiſchen die Erben oder die— 
jenigen, die die Gütergemeinſchaft fortgeſetzt haben, im Grundbuch eingetragen worden ſind oder nicht. 

(3) Werden Gebühren auf Grund der Abſätze 1 und 2 nebeneinander erhoben, ſo wird zunächſt 
die volle Gebühr nach dem Geſamtwert berechnet; die To berechnete Gebühr mindert ſich um die Hälfte 
des Anteils der Perſonen, deren Eintragung nach Abſ. 2 nur die halbe Gebühr erfordert. . 

(4) Werden auf Grund eines gleichzeitig geſtellten Antrags derſelbe Eigentümer oder dieſelben 
Miteigentümer bei mehreren Grundſtücken eingetragen, über die das Grundbuch bei demſelben Grund— 
buchamt geführt wird, ſo werden die Gebühren nur einmal nach dem zuſammengerechneten Wert er— 
hoben. 

8 55 
Eigentumswechſel bei Gemeinſchaften zur geſamten Hand 

(1) Geht ein Grundſtück, das für mehrere zur geſamten Hand eingetragen iſt, auf einen oder 
mehrere der Mitberechtigten oder auf eine aus denſelben Perſonen beſtehende andere Geſamthandge— 
meinſchaft über, ſo wird die Gebühr ſo berechnet, als ob die Beteiligten nach Bruchteilen berechtigt 
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wären; die Anteile der Erwerber bleiben unberückſichtigt. Geht ein Grundſtück von einem oder meh— 
reren eingetragenen Eigentümern, die in einer Geſamthandgemeinſchaft ſtehen, auf dieſe Gemeinſchaft 
über, ſo wird die Gebühr ſo berechnet, als ob es ſich um eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen handele; 
die Anteile der Veräußerer bleiben unberückſichtigt. Treten ſonſt Anderungen in der Perſon der an der 
geſamten Hand Berechtigten ein, ſo wird der Anteil des ausſcheidenden oder neu eintretenden Mitbe— 
rechtigten zugrunde gelegt. 

(2) Die Anteile ſind entſprechend der Beteiligung an dem Geſamthandvermögen zu bemeſſen. 
Mindeſtens ſind die Gebühren nach dem kleinſten Anteil zu berechnen. 

(3) Die Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 gelten nicht für offene Handelsgeſellſchaften und Kom— 
manditgeſellſchaften. 

§ 56 
Eintragung von Belaſtungen 

(1) Für die Eintragung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, einer Dienſtbarkeit, eines 
Vorkaufsrechts, einer Reallaſt, eines Erbbaurechts oder eines ähnlichen Rechts an einem Grundſtück 
wird die volle Gebühr erhoben. 

(2) Werden Belaſtungen auf Grund von Gutsüberlaſſungsverträgen oder von Erb- oder Geſamt— 
gutsauseinanderſetzungen zugleich mit der Eintragung des neuen Eigentümers eingetragen, ſo wird die 
im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr nur zur Hälfte erhoben. 

(3) Als gebührenfreies Nebengeſchäft der Eintragung des Rechts (§ 27) gilt insbeſondere die 
gleichzeitig beantragte Eintragung der Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung, eines 
Rangvorbehalts oder des Ausſchluſſes der Brieferteilung. Wird gleichzeitig mit dem Antrag auf 
Eintragung des Rechts beantragt, eine Löſchungsvormerkung gemäß $ 1179 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs zugunſten des Berechtigten einzutragen, ſo wird für dieſe Eintragung eine weitere Gebühr nicht 
erhoben. 

(4) Der Wert einer Hypothek oder Grundſchuld beſtimmt ſich nach dem Nennbetrag der 
Schuld, der Wert einer Rentenſchuld nach dem Nennbetrag der Ablöſungsſumme, ſoweit nicht in den 
folgenden Vorſchriften dieſes Abſchnitts ein anderes beſtimmt iſt. 


S 57 
Eintragung mehrerer Rechte, Belaſtung mehrerer Grundſtücke 

(1) Werden ein oder mehrere Grundſtücke mit mehreren Rechten der im § 56 bezeichneten Art 
belaſtet, ſo wird die Gebühr für die Eintragung jedes Rechts beſonders erhoben. Wird gemäß § 50 
der Grundbuchordnung bei einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, die in Teilbeträgen meh— 
reren Berechtigten zuſteht, lediglich der Geſamtbetrag des Rechts eingetragen, ſo gilt dies als Be— 
laſtung mit nur einem Recht. 

(2) Werden mehrere Grundſtücke mit einem und demſelben Recht belaſtet, ſo wird die Gebühr nur 
einmal erhoben, wenn die Eintragung auf Grund eines gleichzeitig geſtellten Antrags erfolgt und 
das Grundbuch über die Grundſtücke bei demſelben Grundbuchamt geführt wird. Als Belaſtung mit 
einem und demſelben Recht gilt auch die Belaſtung mehrerer Grundſtücke mit einem Nießbrauch, mit 
einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit oder mit einem Altenteil. 

(3) Wird gleichzeitig die Belaſtung mehrerer Grundſtücke mit einem und demſelben Recht bean— 
tragt und wird das Grundbuch über die Grundſtücke bei verſchiedenen Grundbuchämtern geführt, ſo 
wird für die Eintragung auf dem Grundſtück, das den höchſten Wert hat, die im § 56 Abſ. 1 oder 2 
beſtimmte Gebühr in voller Höhe erhoben; für jede weitere Eintragung wird die Hälfte der im 
§ 56 Abſ. 1 oder 2 beſtimmten Gebühr angeſetzt, und zwar nach dem Wert des Grundſtücks, wenn 
er geringer iſt als der Wert des Rechts. Dabei wird der Wert mehrerer Grundſtücke, über die das 
Grundbuch bei demſelben Grundbuchamt geführt wird, zuſammengerechnet. Gleichzeitig ſind die An— 
träge geſtellt, wenn ſie bei einem Grundbuchamt gemeinſam eingereicht ſind, bei geſonderter Antrag— 
ſtellung, wenn ſie innerhalb eines Monats bei den beteiligten Grundbuchämtern eingehen. 

(4) Soweit der Antrag nicht gleichzeitig geſtellt iſt, wird für jede Eintragung die Hälfte der im 
Ss 56 Abſ. 1 oder 2 beſtimmten Gebühr erhoben, und zwar nach dem Wert des Grundſtücks, wenn 
er geringer iſt als der Wert des Rechts. Dabei wird der Wert mehrerer Grundſtücke, über die das 
Grundbuch bei demſelben Grundbuchamt geführt wird, zuſammengerechnet. 

Ss 58 
Eintragung von Veränderungen und Löſchungsvormerkungen 

(1) Für die Entragung von Veränderungen eines Rechts wird die Hälfte der vollen Gebühr er- 
hoben. Als Veränderung eines Rechts gilt auch die Löſchungsvormerkung (8 1179 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs), ſoweit fie nicht gemäß § 56 Abſ. 3 Satz 2 gebührenfrei einzutragen iſt. 
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(2) Bezieht ſich eine Veränderung auf mehrere Rechte, jo wird die im Abſ. 1 beſtimmte Ge— 
bühr für jedes Recht beſonders erhoben, auch wenn es nur der Eintragung eines einheitlichen Ber: 
merks bedarf. 

(3) Beziehen ſich mehrere Veränderungen, deren Cintragung gleichzeitig beantragt iſt, auf ein und 
dasſelbe Recht, ſo wird, gleichviel ob es der Eintragung eines oder mehrerer Vermerke bedarf, die 
Gebühr nur einmal nach dem zuſammengerechneten Wert der Veränderungen erhoben. 

(4) Der Wert des veränderten Rechts darf, auch wenn es ſich um mehrere Veränderungen des— 
ſelben Rechts handelt, nicht überſchritten werden. Handelt es ſich um den Übergang eines Rechts, ſo 
finden die Vorſchriften des § 55 entſprechende Anwendung. 

(5) Anderungen des Ranges eingetragener Rechte ſind nur als Veränderungen des zurücktretenden 
Rechts, Löſchungsvormerkungen zugunſten eines nach- oder gleichſtehenden Gläubigers ($ 1179 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs) nur als Veränderungen des Rechts zu behandeln, auf deſſen Löſchung der 
vorgemerkte Anſpruch gerichtet it; für die Wertberechnung bleibt die Vorſchrift des $ 21 Abſ. 3 
unberührt. 

(6) Betreffen die Veränderungen Rechte, mit denen mehrere Grundſtücke gemeinſam belaſtet ſind, 
jo gelten die Vorſchriften des §S 57 Abſ. 2 und 3 entſprechend. 


8 59 5 
Eintragung von Verfügungsbeſchränkungen 

(1) Für die Eintragung einer Verfügungsbeſchränkung, insbeſondere einer Nacherbfolge, einer 
Teſtamentsvollſtreckung oder einer Belaſtung des Anteils gemäß § 1010 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
wird, ſoweit nicht die Eintragung nach § 63 gebührenfrei vorzunehmen iſt, die Hälfte der vollen Ge— 
bühr erhoben. 

(2) Bezieht ſich eine Verfügungsbeſchränkung auf mehrere Rechte, jo wird die im Abſ. J beſtimmte 
Gebühr für jedes Recht beſonders erhoben, auch wenn es nur der Eintragung eines Vermerks bedarf. 

(3) Beziehen ſich mehrere Verfügungsbeſchränkungen, deren Eintragung gleichzeitig beantragt iſt, 
auf ein und dasſelbe Recht, ſo wird die Gebühr, gleichviel ob es eines oder mehrerer Vermerke bedarf, 
nur einmal nach dem zuſammengerechneten Wert erhoben. 

(4) Der Wert des betroffenen Rechts darf, auch wenn es ſich um mehrere Verfügungsbeſchrän— 
kungen hinſichtlich desſelben Rechts handelt, nicht überſchritten werden. 

(5) Betreffen die beantragten Eintragungen Rechte, mit denene mehrere Grundſtücke gemeinſam 
belajtet ſind, jo gelten die Vorſchriften des $ 57 Abſ. 2 und 3 entſprechend. 


8 60 
Eintragung von Vormerkungen und Widerſprüchen 

(1) Für die Eintragung einer Vormerkung wird die Hälfte der Gebühr erhoben, die für die 
endgültige Eintragung zu erheben ſein würde, mindeſtens jedoch ein Viertel der vollen Gebühr. Für 
die Eintragung einer Vormerkung, durch die der Anſpruch auf Eintragung einer Veränderung oder 
der Aufhebung eines Rechts am Grundſtück geſichert werden ſoll, wird die gleiche Gebühr erhoben, 
die für die geſicherte Eintragung zu erheben ſein würde; die Vorſchriften über die Eintragung einer 
Löſchungsvormerkung ($ 58) bleiben unberührt. 

(2) Für die Eintragung eines Widerſpruchs wird die Hälfte der Gebühr erhoben, die für die 
Grundbuchberichtigung zu erheben ſein würde, zu deren Sicherung der Widerſpruch eingetragen wird; 
mindeſtens wird jedoch ein Viertel der vollen Gebühr erhoben. 


8 61 
Sonſtige Eintragungen 
(1) Für alle Eintragungen, die unter keine der vorſtehenden Vorſchriften fallen und auch nicht als 
Nebengeſchäfte gebührenfrei ſind, wird ein Viertel der vollen Gebühr erhoben. Dies gilt insbeſondere 
1. für die Eintragung des Verzichts auf das Eigentum am Grundſtück; 
2. für die Eintragung des Ausſchluſſes der Erteilung eines Briefs ſowie für die Eintragung der 
Aufhebung dieſes Ausſchluſſes; 
3. für den Vermerk von Rechten, die dem jeweiligen Eigentümer zuſtehen, einſchließlich des 
Vermerks hierüber auf dem Grundbuchblatt des belaſteten Grundſtücks; 
4. für die Eintragung der ohne Eigentumsübergang ſtattfindenden Teilungen, Vereinigungen 
und Zuſchreibungen von Grundjtüden; 
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5. für die Anlegung eines Grundbuchblatts für ein noch nicht im Grundbuch eingetragenes oder 
aus dem Grundbuch ausgeſchiedenes Grundſtück ſowie für die nachträgliche Ausſcheidung eines 
Grundſtücks aus dem Grundbuch. 

(2) Der Wert beſtimmt ſich nach $ 24 Abſ. 2. 
8 62 
Löſchungen und Entlaſſung aus der Mithaft 


Für jede Löſchung wird die Hälfte der für die Eintragung beſtimmten Gebühr erhoben; für die 
Eintragung der Entlaſſung aus der Mithaft wird die Hälfte der Gebühr erhoben, die für die Ein- 
tragung der Einbeziehung in die Mithaft zu erheben ſein würde. Mindeſtens wird ein Viertel der 
vollen Gebühr erhoben. 

. 8 63 
Gebührenfreie Eintragungen und Löſchungen, Zwiſchenverfügungen 

(1) Gebühren werden nicht erhoben: 

1. für die Umſchreibung unüberſichtlicher Grundbuchblätter und für die Neufaſſung einzelner 
Teile eines Grundbuchblatts; 

2. für Eintragungen und Löſchungen, die gemäß 8 18 Abſ. 2 oder $ 53 der Grundbuch— 
ordnung von Amts wegen erfolgen; 

3. für Eintragungen und Löſchungen, die vorgenommen werden, um Übereinſtimmung zwiſchen 
dem Grundbuch und den nach § 2 Abſ. 2 der Grundbuchordnung maßgebenden amtlichen 
Verzeichniſſen zu erhalten; 

4. für die Eintragung der Vereinigung mehrerer Grundſtücke zu einem Grundſtück, einſchließlich 
der Aufnahme des erforderlichen Antrags durch das Grundbuchamt, ſofern die das amt— 
liche Verzeichnis (§S 2 Abſ. 2 der Grundbuchordnung) führende Behörde beſcheinigt, daß die 
Grundſtücke örtlich und wirtſchaftlich ein einheitliches Grundſtück darſtellen; 

5. für die Zuſammenſchreibung mehrerer Grundſtücke auf einem Grundbuchblatt ($ 4 der 
Grundbuchordnung); 

6. für die Beſeitigung von Doppelbuchungen, einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens vor 
dem Grundbuchamt. 


(2) Gebührenfrei ſind ferner, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, Eintragungen und Löſchun⸗ 
gen, die auf Erſuchen oder Anordnung eines Gerichts, insbeſondere des Vergleichs-, Konkurs- oder 
Vollſtreckungsgerichts, erfolgen; ausgenommen ſind die Eintragung des Erſtehers als Eigentümer, die 
Eintragung der Sicherungshypothek für die Forderung gegen den Erſteher und Eintragungen auf 
Grund einer einſtweiligen Verfügung (§ 941 der Zivilprozeßordnung). 

(3) Für Zwiſchenverfügungen des Grundbuchamts (8 18 Abſ. 1 der Grundbuchordnung) wer- 
den beſondere Gebühren nicht erhoben. 

8 64 
Löſchung gegenſtandsloſer Rechte und Klarſtellung der Rangverhältniſſe 


(1) Für die Löſchung gegenſtandsloſer Eintragungen (8 84 der Grundbuchordnung) ſowie für 
das voraufgegangene Verfahren vor dem Grundbuchamt, einſchließlich der Beurkundung der Er- 
klärungen der Beteiligten, werden Gebühren nicht erhoben. Das Grundbuchamt kann die Gebühr für 
die Löſchung einem Beteiligten auferlegen, wenn dies nach den Umſtänden angemeſſen erſcheint. 

(2) Für Eintragungen und Löſchungen zur Beſeitigung unklarer oder unüberſichtlicher Rangver- 
hältniſſe ($ 102 Abſ. 2, $ 111 der Grundbuchordnung) werden Gebühren nicht erhoben; gebühren⸗ 
frei iſt auch das vorangegangene Verfahren vor dem Grundbuchamt, einſchließlich der Beurkundung 
von Erklärungen der Beteiligten. Die Auslagen werden von demjenigen erhoben, dem das Grund— 
buchamt fie gemäß $ 114 der Grundbuchordnung auferlegt hat. 


865 
Erteilung von Hypotheken⸗, Grundſchuld- oder Rentenſchuldbriefen 
(1) Für die Erteilung eines Hypotheken-, Grundfhuld- oder Rentenfhuldbriefs, eines Teilbriefs 


oder eines neuen Briefes wird ein Viertel der vollen Gebühr erhoben. Für die Eintragung des Ertei⸗ 
lungsvermerks in das Grundbuch wird daneben keine Gebühr erhoben. 


(2) Für die Erteilung eines Geſamtbriefs wird die in Abſ. 1 beſtimmte Gebühr nur einmal 
erhoben, wenn die mehreren Grundſtücke bei demſelben Grundbuchamt eingetragen ſind. Sind die 
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belaſteten Grundſtücke bei verſchiedenen Grundbuchämtern eingetragen, jo werden für die gemäß § 59 
Abſ. 2 der Grundbuchordnung zu erteilenden beſonderen Briefe die Gebühren beſonders erhoben, und 
zwar nach dem Wert, nach dem ſich die Gebühren für die Eintragung des Rechts beſtimmen; iſt das 
Recht ſchon eingetragen, ſo iſt der Wert maßgebend, nach dem die Eintragungsgebühr zu erheben wäre, 
falls das Recht im Zeitpunkt der Brieferteilung eingetragen würde. Wird im Falle des Eintritts in 
die Mithaft die Mitbelaſtung lediglich auf dem bisherigen Brief vermerkt ($ 63 der Grundbuchord— 
nung), ſo wird hierfür neben der Eintragungsgebühr eine beſondere Gebühr nicht erhoben. 


(3) Bei Erteilung eines gemeinſchaftlichen Briefes (§S 66 der Grundbuchordnung) werden die Werte 
der einzelnen Hypotheken zuſammengerechnet. 


§ 66 
Vermerke auf dem Brief 
(1) Für die Ergänzung des Grundbuchauszugs auf dem Brief ſowie für ſonſtige Vermerke auf 
dem Brief wird, ſofern es ſich nicht um eine gebührenfreie Nebentätigkeit handelt, eine Gebühr von 
3 bis 30 Gulden erhoben. 
(2) Für alle Vermerke auf dem Brief, auch ſoweit ſie gebührenfrei vorzunehmen ſind, werden 
Schreibgebühren erhoben. 
8 67 
Beglaubigte Abſchriften 
Für die Erteilung beglaubigter Abſchriften aus dem Grundbuch wird eine Gebühr von 3 bis 
30 Gulden erhoben; daneben werden die durch die Abſchrift erwachſenen Schreibgebühren erhoben. Ge⸗ 
bührenfrei iſt die Erteilung der beglaubigten Abſchriften und der Auskunft gemäß § 19 Abſ. 2 des 
Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung. 


8 68 
Grundbucheinſicht 
Für die Einſicht des Grundbuchs werden Gebühren nicht erhoben. 


8 69 
Eintragungsanträge 
Für die Aufnahme von Anträgen auf Eintragungen und Löſchungen werden Gebühren nach Maß⸗ 
gabe des Beurkundungsabſchnitts beſonders erhoben, ſoweit fie in der Form des § 29 der Grund— 
buchordnung geſtellt werden müſſen. Im übrigen iſt die Aufnahme und Entgegennahme von Anträgen 
gebührenfrei. 
$ 70 
Grundſtücksgleiche Rechte 


(1) Die für Grundſtücke geltenden Vorſchriften finden auf Erbbaurechte ſowie auf das Bergwerks⸗ 
eigentum und ſonſtige Berechtigungen, die den für Grundſtücke geltenden Vorſchriften unterliegen, ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


(2) Wird ein Bergwerk mit unbeweglichen Anteilen der Gewerken in Ausführung eines nach den 
maßgebenden bergrechtlichen Vorſchriften gefaßten Beſchluſſes auf die Gewerkſchaft eingetragen, ſo 
wird für die Eintragung, einſchließlich der vorläufigen Vermerke, der Anlegung des Gewerkenbuchs 
und der Ausfertigung und Aufbewahrung der Kurſcheine die volle Gebühr erhoben. Die gleiche Ge- 
bühr wird für die Umſchreibung eines Kuxes in dem Gewerkenbuch auf einen anderen Berechtigten 
erhoben. Für die Eintragung von Pfandrechten auf Kurſcheinen und die Eintragung von Veränderun⸗ 
gen und Löſchungen werden dieſelben Gebühren erhoben wie bei entſprechenden Eintragungen und 
Löſchungen im Grundbuch. Für die Erteilung beglaubigter Abſchriften aus dem Gewerkenbuch und deſſen 
Einſicht gelten die Vorſchriften der 88 67, 68 entſprechend. 


8 71 
Bahneinheiten 
(1) Die für Grundſtücke geltenden Vorſchriften finden auf Bahneinheiten entſprechende Anwendung. 
(2) Die Gebühr für die Anlegung und die Schließung des Bahngrundbuchs beſtimmt ſich nach 
$ 61; das gleiche gilt für den Vermerk über das Erlöſchen der Genehmigung, einſchließlich der er- 
forderlichen öffentlichen Bekanntmachung des Vermerks. 
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(3) Wird infolge Veräußerung der Bahn der Eigentumswechſel auf dem Grundbuchblatt des 
Bahngrundſtücks eingetragen, ſo werden dafür Gebühren nicht erhoben. 

(4) Die Koſten der Anlegung des Bahngundbuchs ſowie der Vermerke über die Zugehörigkeit 
eines Grundſtücks zur Bahneinheit trägt der Bahneigentümer. Die Koſten fallen jedoch, wenn ein 
Gläubiger durch den Antrag auf Eintragung einer vollſtreckbaren Forderung die Anlegung des Bahn— 
grundbuchs veranlaßt hat, dieſem Gläubiger, und wenn das Bahngrundbuch aus Anlaß eines Zwangs— 
verſteigerungsverfahrens auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts angelegt iſt, dem Erſteher zur Laſt. 


3. Regiſterſachen 


8 72 
Eintragung in das Handelsregiſter 


Für Eintragungen in das Handelsregiſter werden erhoben: 
1. bei Einzelkaufleuten 


a) für die erſte Eintragung der Firma add 10 bis 200 Gulden, 
e ee ee ee Aanafkgeee Ba ne rn 5 bis 100 Gulden, 
c) für die Löſchung der Geſamteintragunn sss 3 bis 50 Gulden; 


2. bei offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften, Verſicherungs— 
vereinen auf Gegenſeitigkeit und bei juriſtiſchen Perſonen, die Inhaber von 
Handelsgewerben find, 


CCC (o a 10 bis 300 Gulden, 
eee eee ee een 5 bis 150 Gulden, 
c) für die Löſchung der Geſamteintragunnnnn gg.. 3 bis 75 Gulden; 


3. bei Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Ge— 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
a) für die Eintragung der Geſellſchaft ſowie für die Eintragung eines 
Beſchluſſes über die Erhöhung des Geſellſchaftskapitals die volle 
Gebühr, mindeſtens aber 50 Gulden, für die Eintragung eines 
Beſchluſſes über die Herabſetzung des Geſellſchaftskapitals die 
Hälfte der vollen Gebühr, mindeſtens aber 25 Gulden; die Ge— 
bühr wird nach dem Betrage des Geſellſchaftskapitals, bei Er— 
höhungen oder Herabſetzungen nach deren Betrag berechnet, 
b) für ede ſpätere Eintragung? „ l . ee e 20 bis 1000 Gulden, 
c) für die Löſchung der Geſamt eintragung. .. 10 bis 500 Gulden. 


4. für die Eintragung einer Prokura oder deren Anderung 
a) bei den in Nrn. 1 und 2 genannten Perſonen und Perſonenvereini— 


ie adınl smtfichlief®. merikatlsn. ahirTdmın 5 bis 200 Gulden, 
b) bei den unter Nr. 3 genannten Geſellſchafteen . 10 bis 300 Gulden. 
Für die Eintragung des Erlöſchens einer Prokura werden erhoben: 
eme i. ne 126 lk. nachgebaut. ue er 3 bis 100 Gulden, 
e r e 5 bis 150 Gulden. 
8 73 
Zweigniederlaſſung 


(1) Für Eintragungen in das Handelsregiſter einer Zweigniederlaſſung werden die Gebühren nach 
§ 72 erhoben. Im Fall des § 72 Nr. 3a iſt der Wert unter Berückſichtigung der Bedeutung und des 
Betriebskapitals der Zweigniederlaſſung nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen. 

(2) Die Vermerke über die Eintragung oder Aufhebung einer Zweigniederlaſſung im Regiſter 
der Hauptniederlaſſung werden gebührenfrei eingetragen. 


8 74 
Mehrere Eintragungen 


(1) Werden auf Grund derſelben Anmeldung mehrere Eintragungen bezüglich derſelben Firma 
oder derſelben Geſellſchaft in das Handelsregiſter eines Gerichts vorgenommen, ſo wird, ſoweit 
Rahmengebühren zur Anwendung kommen, nur eine Gebühr innerhalb des anzuwendenden Rahmens, 
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bei verſchiedenen Rahmen innerhalb des höchſten Rahmens erhoben. Für Eintragungen der im § 72 
Nr. 3a bezeichneten Art werden die Gebühren nach den dort beſtimmten Sätzen ſtets beſonders erhoben. 
Die Gebühr für Eintragungen, die ſich auf Prokuren beziehen, wird neben der Gebühr für die ſonſtigen 
Eintragungen beſonders erhoben. 

(2) Wird eine Firma gelöſcht und gleichzeitig anderweit neu eingetragen, ſo werden für die, 
Löſchung und die neue Eintragung die Gebühren beſonders erhoben. 


8 75 
Eintragungen in das Vereinsregiſter 

(1) Für Eintragungen in das Vereinsregiſter werden erhoben: 

1. für die erſte Eintragung des Vereins das Doppelte der vollen Gebühr; 

2. für alle ſpäteren Eintragungen die volle Gebühr; 

3. für Löſchung der Geſamteintragung die Hälfte der vollen Gebühr. 

(2) Werden auf Grund derſelben Anmeldung mehrere Eintragungen der im Abi. 1 Nr. 2 be⸗ 
zeichneten Art vorgenommen, ſo wird die Gebühr nur einmal erhoben. 

(3) Der Wert beſtimmt ſich nach §S 24 Abſ. 2. 


§ 76 
Eintragungen in das Güterrechtsregiſter 


Für Eintragungen in das Güterrechtsregiſter wird die volle Gebühr erhoben. Der Wert beſtimmt 
ſich bei Eintragungen auf Grund von Eheverträgen nach $ 32 Abſ. 3, im übrigen nach $ 24 Abſ. 2. 


8 77 
Eintragungen in das Schiffsregiſter 


(1) Für die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregiſter ſowie für die Eintragung von Verände- 
rungen wird ein Viertel der vollen Gebühr erhoben, ohne Unterſchied, ob dabei das Schiff auf ein 
neues Blatt einzutragen iſt oder nicht. Der Wert beſtimmt ſich bei der Eintragung des Schiffes oder 
eines neuen Eigentümers nach dem Wert des Schiffes, bei ſonſtigen Veränderungen nach $ 24 Abſ. 2. 
Bei Verlegung des Heimathafens wird nur eine Gebühr nach dem im § 24 Abſ. 2 beſtimmten Wert 
erhoben. 

(2) Für die Löſchung eines Schiffes im Schiffsregiſter wird eine Gebühr nicht erhoben. 

(3) Für die Eintragung und Löſchung eines Schiffspfandrechts ſowie der ein eingetragenes Piand- 
recht betreffenden Veränderungen, Vormerkungen, Widerſprüche und Verfügungsbeſchränkungen gelten 
die für die entſprechenden Eintragungen im Grundbuch gegebenen Vorſchriften ſinngemäß mit der 
Maßgabe, daß nur die Hälfte der dort beſtimmten Sätze, mindeſtens jedoch ein Viertel der vollen 
Gebühr zu erheben iſt. 

(4) Für die Erteilung des Schiffszertifikats oder des Schiffsbriefs ſowie für den Vermerk von 
Veränderungen auf dem Zertifikat oder Brief wird eine Gebühr von 3 bis 30 Gulden erhoben. Für 
Vermerke auf dem Zertifikat oder Brief werden Schreibgebühren erhoben. N 

§ 78 
Eintragungen in das Pfandrechtsregiſter für Schiffsbauwerke 

(1) Für die Eintragung und Löſchung der Verpfändung eines im Bau befindlichen Schiffes, ein⸗ 
ſchließlich der im § 2 des Geſetzes vom 15. Dezember 1926 (G. Bl. S. 330) unter Nrn. 1 bis 5 
genannten Eintragungen, ſowie für die Eintragung der ein eingetragenes Pfandrecht betreffenden 
Veränderungen werden dieſelben Gebühren wie nach § 77 Abſ. 3 erhoben. 

(2) Veränderungen von Eintragungen der im 8 2 Nrn. 1 bis 5 des genannten Geſetzes bezeichneten 
Art ſowie die Löſchung des Schiffsbauwerks werden gebührenfrei eingetragen; das gleiche gilt von der 
Übertragung der eingetragenen Pfandrechte in das Schiffsregiſter. 

§ 79 
Anmeldungen und Anträge 

Für die Aufnahme von Anmeldungen zum Handels-, Vereins- und Güterrechtsregiſter werden Ge: 
bühren nach Maßgabe des Beurkundungsabſchnitts beſonders erhoben. Das gleiche gilt in Schiffspfand— 
ſachen für die Aufnahme von Anträgen, die in der Form des 8 107 des Reichsgeſetzes über die An— 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit geſtellt werden müſſen. Im übrigen iſt die Aufnahme 
und Entgegennahme von Antägen und Anmeldunggen gebührenfrei. 
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8 80 
Gebührenfreie Geſchäfte des Regiſtergerichts 
Gebühren werden nicht erhoben: 

1. für die aus Anlaß eines Vergleichs- oder Konkursverfahrens von Amts wegen vorzu— 
nehmenden Eintragungen ſowie für Eintragungen und Löſchungen, die auf Erſuchen oder An— 
ordnung eines Gerichts, insbeſondere des Vollſtreckungsgerichts erfolgen; ausgenommen ſind 
die Eintragung des Erſtehers als Eigentümer des Schiffes, die Eintragung des Schiffspfand— 
rechts für die Forderung gegen den Erſteher ſowie Eintragungen auf Grund einer einſtweiligen 
Verfügung (§ 941 der Zivilprozeßordnung); 

2. für Entſcheidungen über Anträge und Beſchwerden der im $ 126 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit bezeichneten Art. 

PR er s 8 
: Löihungsverfahren 

(1) Für die Zurüdweifung des Widerſpruchs gegen eine angedrohte Löſchung im Fall des § 141 
des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird die für die Löſchung be— 
ſtimmte Gebühr beſonders erhoben. Das gleiche gilt für die Verwerfung oder Zurückweiſung der Be— 
ſchwerde gegen die Zurückweiſung des Widerſpruchs. 

(2) Für Löſchungen nach den $$ 142 bis 144, 159 und 161 des Geſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit und nach den SS 2, 3 der Rechtsverordnung vom 1. 11. 1934 (G. Bl. 
S. 735) werden keine Gebühren erhoben. Im übrigen gilt Abſ. 1 entſprechend. 


8 82 
Beglaubigte Abſchriften, Beſcheinigungen 
(1) Für die Erteilung beglaubigter Abſchriften aus den in dieſem Abſchnitt genannten Regiſtern 
oder aus dem Genoſſenſchaftsregiſter wird eine Gebühr von 3 bis 30 Gulden erhoben; daneben 
werden die durch die Abſchriften erwachſenen Schreibgebühren erhoben. 
(2) Das gleiche gilt für Beſcheinigungen aus den genannten Regiſtern. 
(3) Beſcheinigungen nach § 66 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs find gebührenfrei. 
(4) S 67 Satz 2 gilt entſprechend. 
8 83 
Regiſtereinſicht 
Für die Einſicht der in dieſem Abſchnitt genannten Regiſter und des Genoſſenſchaftsregiſters werden 
Gebühren nicht erhoben. 


4. Familienrechtliche Angelegenheiten 
Ss 84 
Gebührenfreie Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts 
Für die Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts werden nur die in den SS 85 bis 92 beſtimmten 
Gebühren erhoben; im übrigen iſt die Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts gebührenfrei. 


8 85 
Vormundſchaft 

(1) Bei Vormundſchaften wird für jedes Jahr eine Gebühr in Höhe von 50 Guldenpfennig von jeden 
angefangenen 1000 Gulden des nach Abzug der Verbindlichkeiten verbleibenden Mündelvermögens 
erhoben. Die Gebühr wird erſtmalig bei Einleitung der Vormundſchaft und ſpäter zu Beginn jedes 
Kalenderjahres fällig; für das bei der Einleitung der Vormundſchaft laufende und das folgende Ka— 
lenderjahr wird nur eine Jahresgebühr erhoben; das bei Beendigung der Vormundſchaft laufende Jahr 
wird voll gerechnet. 

(2) Erſtreckt ſich eine Vormundſchaft auf mehrere Mündel, ſo werden die Gebühren für jedes Mündel 
beſonders erhoben. 

(3) Geht eine vorläufige Vormundſchaft in eine endgültige über oder wird eine Vormundſchaft von 
einem anderen Gericht übernommen, ſo bildet das Verfahren eine Einheit. 


8 86 
Pflegſchaft, Beiſtandſchaft 
(1) Bei Pflegſchaften oder Beiſtandſchaften für einzelne Rechtshandlungen wird die volle Gebühr 
nach dem Wert des Gegenſtands erhoben, auf den ſich die Rechtshandlung bezieht. Iſt der Fürſorge— 
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bedürftige an dem Gegenſtand der Rechtshandlung nur mitberechtigt, ſo iſt der Wert ſeines An— 
teils maßgebend; bei Geſamthandverhältniſſen iſt der Anteil entſprechend der Beteiligung an dem Ge— 
ſamthandvermögen zu bemeſſen. Bei einer Pfligſchaft oder Beiſtandſchaft für mehrere, Fürſorge⸗ 
bedürftige wird die Gebühr nach dem zuſammengerechneten Wert einheitlich erhoben. Die Gebühr 
wird mit der Anordnung fällig. Sie wird nicht erhoben, wenn für den Fürſorgebedürftigen eine 
Vormundſchaft oder eine Dauerpflegſchaft (Abſ. 2) beſteht oder gleichzeitig anzuordnen iſt. 

(2) Bei ſonſtigen Pflegſchaften oder Beiſtandſchaften (Dauerpflegſchaften) mit Ausnahme der 
Nachlaßpflegeſchaft ($ 98) beſtimmen ſich die Gebühren nach $ 85. 


§ 87 
Einzelne Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben: 

1. für Entſcheidungen über den Unterhalt eines Kindes nach $ 1612 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buds; 

2. für die Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts im Fall der Wiederverheiratung des Vaters 
oder der Mutter; 

3. für die in den 88 1639 Abſ. 1, 1640 Abſ. 2, 1642 Abſ. 2, 1653, 1666 bis 1668, 1670 
und 1760 Abi. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen vormundſchaftsgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidungen und Anordnungen; 

4. für die Übertragung der Ausübung der elterlichen Gewalt an die Mutter ($ 1685 Abſ. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs); 

5. für die Erſetzung der elterlichen Einwilligung zur Eingehung der Ehe oder der Einwilligung 
der Mutter zur Ehelichkeitserklärung. 

(2) Der Geſchäftswert beſtimmt ſich nach S 24 Abſ. 2. Bezieht ſich die Entſcheidung oder An⸗ 
ordnung des Vormundſchaftsgerichts auf mehrere Fürſorgebedürftige, ſo wird nur eine Gebühr er⸗ 
hoben. 

(3) In den Fällen des Abſatzes 1 Nrn. 2 bis 5 iſt nur der Vater oder die Mutter zahlungs⸗ 
pflichtig. 

8 88 
Weitere Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts 

(1) Die volle Gebühr wird erhoben: 

1. für die nach $ 1643 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erforderliche Genehmigung zu einem Rechts⸗ 
geſchäft; 

2. für die in den 88 1635 bis 1637 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Anordnungen; 

3. für Verfügungen nach 8 112, $ 1630 Abſ. 2, $ 1631 Abi. 2, SS 1645, 1665, 1677, 
2282 Abi. 2, § 2290 Abſ. 3, SS 2347, 2351 des Bürgerlichen Geſetzbuchs; 

4. für ſonſtige Fürſorgetätigkeiten des Vormundſchaftsgerichts für ein unter elterlicher Gewalt 
ſtehendes Kind. 

Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn für den Fürſorgebedürftigen eine Vormundſchaft oder 
Dauerpflegſchaft beſteht, oder wenn die Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts in den Rahmen 
einer Einzelpflegſchaft ($ 86 Abſ. 1) fallen. 

(2) Im Fall des Abſatzes 1 Nr. 1 beſtimmt ſich der Geſchäftswert nach dem Wert des Gegenſtands, 
auf den ſich das Rechtsgeſchäft bezieht; iſt der Fürſorgebedürftige an dem Gegenſtand des Rechtsge⸗ 
ſchäfts nur mitberechtigt, ſo iſt der Wert ſeines Anteils maßgebend; bei Geſamthandverhältniſſen iſt der 
Anteil entſprechend der Beteiligung an dem Geſamthandvermögen zu bemeſſen. In den Fällen des 
Abſatzes 1 Nrn. 2 bis 4 beſtimmt ſich der Wert nach $ 24 Abſ. 2. 

(3) Die Vorſchrift des 8 87 Abſ. 2 Satz 2 gilt entſprechend. 

8 89 
Freigrenze bei geringem Vermögen 

Betrifft die Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts eine minderjährige, geiſteskranke, geiſtesſchwache 
oder gebrechliche Perſon, ſo gilt folgendes: 

Die in den $$ 85, 86 und 88 beſtimmten Gebühren ſowie die Schreib- und Rechnungs- 
gebühren bleiben außer Anſatz, wenn das reine Vermögen des Fürſorgebedürftigen nicht mehr 
als 8000 Gulden beträgt; bei Vormund ſchaften und Dauerpflegſchaften ($ 85 und § 86 
Abſ. 2) werden überdies die Gebühren nur von dem 8000 Gulden überſteigenden Betrag 
des reinen Vermögens berechnet. 
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Verfügungen des Vormundſchaftsgerichts, die ſich nicht auf Mündel, Pflegebe— 
fohlene oder unter elterlicher Gewalt ſtehende Kinder beziehen 
(1) Die volle Gebühr wird erhoben: 
1. für Entſcheidungen, welche die perſönlichen Rechtsbezhiehungen der Ehegatten zueinander 
oder das eheliche Güterrecht betreffen, insbeſondere in den Fällen der SS 1357, 1358, 1379, 
1402, 1447 und 1451 des Bürgerlichen Geſetzbuchs; 
2. für die Erſetzung der Zuſtimmung anteilsberechtigter Abkömmlinge zu Rechtsgeſchäften des 
überlebenden Ehegatten im Fall der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft; 
3. für ſonſtige Verfügungen des Vormundſchaftsgerichts, die ſich nicht auf Mündel, Pflege— 
befohlene oder unter elterlicher Gewalt ſtehende Kinder beziehen. 
(2) Der Geſchäftwert beſtimmt ſich nach $ 24 Abſ. 2. 
s 91 
Annahme an Kindes Statt 
Die volle Gebühr wird erhoben für die Beſtätigung des Vertrags, durch den jemand an Kindes 
Statt angenommen oder das durch die Annahme begründete Rechtsverhältnis wieder aufgehoben 
wird. Der Geſchäftswert beſtimmt ſich nach § 24 Abſ. 2. Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn das 
reine Vermögen des Kindes nicht mehr als 8000 Gulden beträgt. 
§ 92 
Volljährigkeitserklärung 
Die volle Gebühr wird erhoben für die Volljährigkeitserklärung. Der Geſchäftswert beſtimmt 
ſich nach $ 24 Abſ. 2; dabei iſt das Reinvermögen des für volljährig zu Erklärenden angemeſſen zu 
berückſichtigen. 
5. Nachlaß⸗ und Teilungsſachen 
8 93 
Verwahrung und Rückgabe von Verfügungen von Todes wegen 
(1) Für die amtliche Verwahrung einer Verfügung von Todes wegen wird bei der Annahme 
ein Viertel der vollen Gebühr erhoben. 
(2) Dieſelbe Gebühr wird für die Rückgabe einer Verfügung von Todes wegen erhoben. 


Ss 94 
Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen 
Für die Eröffnung einer Verfügung von Todes wegen wird die Hälfte der vollen Gebühr erhoben. 


8 95 
Gemeinſame Vorſchriften zu den 88 93, 94 

(1) In den Fällen der SS 93 und 94 finden die Wertvorſchriften des § 40 Abſ. 4 entſprechende 
Anwendung. 

(2) Werden mehrere Verfügungen von Todes wegen desſelben Erblaſſers bei demſelben Gericht 
gleichzeitig eröffnet, ſo iſt nur eine Gebühr nach dem zuſammengerechneten Wert zu erheben; ſoweit 
mehrfach über den ganzen Nachlaß oder über denſelben Bruchteil verfügt iſt, kommt der Wert nur 
einmal in Betracht. 

(3) Die Gebühr nach $ 94 wird von dem Nachlaßgericht erhoben, auch wenn die Eröffnung bei 
einem anderen Gericht ſtattgefunden hat. 

(4) Für die Nachforderung und die Verjährung der Gebühr des 8 93 gelten die Vorſchriften des 
§ 40 Abſ. 5 entſprechend. 

§ 96 
Sicherung des Nachlaſſes 

(1) Bei der Sicherung eines Nachlaſſes durch Siegelung oder auf andere Weiſe wird für das 
ganze Verfahren, einſchließlich der erforderlichen Anordnungen wegen Aufbewahrung und Auslieferung 
des Nachlaſſes, die volle Gebühr erhoben. Die Gebühr wird mit der Anordnung fällig. 

(2) Neben der Gebühr werden die Gebühren für die Siegelung, Entſiegelung oder Aufnahme des 
Vermögensverzeichniſſes ($ 46) beſonders erhoben. 

8 97 
Ermittlung des Erben 
Für die Ermittlung von Erben wird keine Gebühr erhoben. 
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8 98 
Nachlaßpflegſchaften, Geſamtguts verwaltung 
(1) Für eine Nachlaßverwaltung, eine Geſamtgutsverwaltung, eine ſonſtige Nachlaßpflegſchaft 
oder eine Pflegſchaft für einen abweſenden Beteiligten nach § 88 des Geſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird die volle Gebühr erhoben. Sie wird mit der Anordnung fällig. 
Maßgebend iſt der Wert des von der Verwaltung oder Pflegſchaft betroffenen Vermögens. 
(2) Auf die Gebühr wird eine nach $ 96 entſtandene Gebühr angerechnet, wenn die Nachlaß— 
pflegſchaft zur Sicherung des Nachlaſſes eingeleitet wird. j 
(3) Wird der Antrag auf Anordnung einer Nachlaß- oder Geſamtgutsverwaltung abgelehnt oder 
vor Erlaß einer Entſcheidung zurückgenommen, ſo wird ein Viertel der vollen Gebühr von dem Antrag— 
ſteller erhoben; iſt der Antrag von einem Gläubiger geſtellt, ſo beſtimmt ſich der Geſchäftswert nach der 
Forderung, jedoch nach dem Wert der Maſſe (Abſ. 1 Satz 3), wenn dieſer geringer iſt. 


8 99 
Erbſchein 

(1) Für die Erteilung eines Erbſcheins, einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens, wird die 
volle Gebühr erhoben. Für die Beurkundung der eidesſtattlichen Verſicherung wird daneben die Ge— 
bühr des $ 43 beſonders erhoben; fie wird beim Nachlaßgericht angeſetzt, auch wenn die Erklärung von 
einem anderen Gericht aufgenommen iſt. 

(2) Maßgebend iſt der Wert des nach Abzug der Nachlaßverbindlichkeiten verbleibenden reinen 
Nachlaſſes im Zeitpunkt des Erbfalls. Wird der Erbſchein nur über das Erbrecht eines Miterben er— 
teilt, ſo beſtimmt ſich der Wert nach deſſen Erbteil. Bei Erteilung eines beſchränkten Erbicheins (8 2369 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs) iſt der Wert der im Inland befindlichen Gegenſtände maßgebend. 


S 100 
Einziehung des Erbſcheins 
Für die Einziehung oder Kraftloserklärung eines Erbſcheins wird die Hälfte der vollen Gebühr 
erhoben. § 99 Abſ. 2 gilt entſprechend. Die Gebühr bleibt außer Anſatz, wenn in demſelben Ver— 
fahren ein neuer Erbſchein erteilt wird. 
§ 101 
Andere Zeugniſſe 
* (1) Die Vorſchriften über den Erbſchein gelten entſprechend 
1. für das Zeugnis über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nach $ 1507 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs; an Stelle des Nachlaſſes tritt der halbe Wert des Geſamtguts der fortge— 
ſetzten Gütergemeinſchaft; 
2. für das erſte Zeugnis über die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers; für jedes weitere 
Zeugnis wird ein Viertel der vollen Gebühr erhoben. Der Wert beſtimmt ſich nach 8 24 
Abſ. 2. 
(2) Abſ. 1 findet auf Zeugniſſe für Samtgutsverwalter auf Beiſitzbeſcheinigungen und ähnliche 
Zeugniſſe des Nachlaßgerichts ſinngemäße Anwendung. 


§ 102 
Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus 
(1) Für das Verfahren zur Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus oder der an ſeine Stelle treten— 
den Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechts wird dieſelbe Gebühr wie für die 
Erteilung eines Erbſcheins erhoben. 
(32) Wird auf Grund der Feſtſtellung ein Erbſchein erteilt, jo wird hierfür eine beſondere Ge— 
bühr nicht erhoben. 
§ 103 
Beſchränkte Zeugniſſe, Beſcheinigungen 
(1) Ein Viertel der vollen Gebühr bis zum Höchſtbetrage von 12,50 Gulden wird erhoben: 

1. für die Zeugniſſe gemäß $$ 36 und 37 der Grundbuchordnung; 

2. für die nach den Geſetzen über das Deutſche Reichsſchuldbuch oder das Deutſche Staats- 
ſchuldbuch eines Landes erforderlichen Beſcheinigungen, daß ein Rechtsnachfolger von Todes 
wegen, ein die Gütergemeinſchaft fortſetzender Ehegatte oder ein Teſtamentsvollſtrecker über 
die Buchforderung verfügen kann. 
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(2) Maßgebend ift im Fall des Abſatzes 1 Nr. 1 der Wert des Grundſtücks oder des Rechts, 
im Fall des Abſatzes 1 Nr. 2 der Betrag der Forderung. 

(3) Für die in dem Verfahren abgegebene eidesſtattliche Verſicherung wird die Gebühr des 8 43 
beſonders erhoben. N 

§ 104 
Erklärungen gegenüber dem Nachlaßgericht 

(1) Ein Viertel der vollen Gebühr wird für die Entgegennahme folgender Erklärungen erhoben: 

1. Anfechtung der Ehe im Fall des $ 1342 des Bürgerlichen Geſetzbuchs; 

2. Ablehnung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (8 1484 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), Ver⸗ 
zicht eines anteilsberechtigten Abkömmlings (8 1491 daſelbſt) oder Aufhebung der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft ($ 1492 daſelbſt); 

3. Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes in den Fällen der Ss 1597, 1599 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs; 

4. Ausſchlagung der Erbſchaft, Anfechtung der Annahme oder Ausſchlagung der Erbſchaft oder 
Anfechtung der Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt (SS 1945, 1955, 1956, 8 2308 Abſ. 1 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs); 

5. Anmeldung von Forderungen im Fall des $ 2061 des Bürgerlichen Geſetzbuchs; 

6. Anfechtung eines Teſtaments oder Erbvertrags ($ 2081, $ 2281 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs); 

7. Anzeige des Vorerben oder des Nacherben über den Eintritt der Nacherbfolge (S 2146 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs); 

8. Beſtimmung der Perſon des Teſtamentsvollſtreckers oder Ernennung von Mitvollſtreckern 
($ 2198 Abſ. 1 Satz 2 und $ 2199 Abſ. 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), Annahme oder 
Ablehnung des Amtes des Teſtamentsvollſtreckers ($ 2202 daſelbſt) ſowie Kündigung dieſes 
Amtes ($ 2226 daſelbſt); 

9. Anzeige des Verkäufers oder Käufers einer Erbſchaft über deren Verkauf (8 2384 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs). 

(2) Bei der Berechnung der Gebühren wird, wenn eine vermögensrechtliche Angelegenheit vorliegt, 
der Wert der Vermögensmaſſe nach Abzug der Schulden zugrunde gelegt; im übrigen iſt der Wert nach 
§ 24 Abſ. 2 zu beſtimmen. Im Fall des Abſatzes 1 Nr. 5 wird die Gebühr einheitlich nach dem Ge— 
ſamtbetrag der angemeldeten Forderungen erhoben; Schuldner der Gebühr iſt der Miterbe, der die 
Aufforderung erlaſſen hat. Wird im Fall des Abſatzes 1 Nr. 4 die Erbſchaft von mehreren neben- 
oder nacheinander berufenen Perſonen gleichzeitig durch Erklärung vor dem Nachlaßgericht oder durch 
Einreichung einer Urkunde ausgeſchlagen, ſo wird die Gebühr nur einmal nach dem Wert der ausge— 
ſchlagenen Erbſchaft erhoben. 

(3) Für die Aufnahme der Anmeldungen und Erklärungen werden Gebühren nach § 31 Abſ. 2 
beſonders erhoben, ſoweit fie in öffentlich beglaubigter Form abzugeben oder gerichtlich oder notariell 
zu beurkunden ſind; im übrigen iſt die Aufnahme der Anmeldungen und Erklärungen gebührenfrei. 


$ 105 
Teſtamentsvollſtrecker 
Die Hälfte der vollen Gebühr wird erhoben für die Ernennung oder Entlaſſung von Teſtaments— 
vollſtreckern und für ſonſtige anläßlich einer Teſtamentsvollſtreckung zu treffenden Anordnungen. Der 
Wert beſtimmt ſich nach $ 24 Abſ. 2. 
§ 106 
Nachlaßinventar, Friſtbeſtimmungen 
Die Hälfte der vollen Gebühr wird erhoben: 

1. für die Entgegennahme eines Nachlaßinventars, für die Beſtimmung einer Inventarfriſt 
oder einer neuen Inventarfriſt und für die Verlängerung der Inventarfriſt, einſchließlich der 
Anordnung wegen Aufnahme des Inventars durch einen Notar oder einen ſonſtigen zu⸗ 
ſtändigen Beamten; maßgebend iſt der Wert des Nachlaſſes nach Abzug der Schulden; 

2. für die Friſtbeſtimmungen nach den 88 2151, 2153 bis 2155, 2192, 2193 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs. 

§ 107 
Gebührenfreie Erledigung in den Fällen der $$ 104 bis 106 
Die in den §s 104 bis 106 aufgeführten Verrichtungen bleiben gebührenfrei, wenn ſie im Zu⸗ 
ſammenhang mit einem anderen nach den Vorſchriften dieſes Unterabſchnitts gebührenpflichtigen Ver— 
fahren ſtehen. 
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$ 108 
Gerichtliche Vermittlung der Auseinanderſetzung 

(1) Für die gerichtliche Vermittlung der Auseinanderſetzung eines Nachlaſſes oder des Geſamt⸗ 
guts einer Gütergemeinſchaft, einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens wird das Vierfache der 
vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr ermäßigt ſich 

1. auf das Doppelte der vollen Gebühr, wenn das Verfahren ohne Beſtätigung der Ausein- 
anderſetzung abgeſchloſſen wird, 
2. auf die Hälfte der vollen Gebühr, wenn ſich das Verfahren vor Eintritt in die Ver— 
handlung durch Zurücknahme oder auf andere Weiſe erledigt. 
Die Vorſchriften des § 53 gelten entſprechend. 

(2) Wird mit einem Dritten vor dem Teilungsgericht zum Zweck der Auseinanderſetzung ein 
Vertrag geſchloſſen, ſo wird von dem Dritten die Hälfte der nach dem Beurkundungsabſchnitt zu be— 
rechnenden Gebühr erhoben. 

(3) Für die Beurkundung einer vertragsmäßigen Auseinanderſetzung, für die Aufnahme von Ver⸗ 
mögensverzeichniſſen und Schätzungen ſowie für Verſteigerungen werden die Gebühren nach Maß⸗ 
gabe des Beurkundungsabſchnitts beſonders erhoben. 

() Wird die Vermittlung der Auseinanderſetzung einem Notar übertragen, jo wird je die 
Hälfte der vollen Gebühr erhoben: 

1. für das gerichtliche Verfahren, einſchlie ßflich der Anordnung von Beweisaufnahmen, 
2. für die Beſtätigung der Auseinanderſetzung. 

(5) Die Gebühr beſtimmt ſich nach dem Wert der den Gegenſtand der Auseinanderſetzung bil— 
denden Vermögensmaſſe. Dabei werden die Werte mehrerer Maſſen, die in demſelben Verfahren aus- 
einandergeſetzt werden, zuſammengerechnet. Trifft die Auseinanderſetzung des Geſamtguts einer Güter— 
gemeinſchaft mit der Auseinanderſetzung des Nachlaſſes eines Ehegatten zuſammen, jo wird die Ge— 
bühr einheitlich nach dem zuſammengerechneten Wert des Geſamtguts und des übrigen Nachlaſſes er⸗ 
hoben. 

(6) Für die Koſten des Verfahrens (Abſ. 1 und 4) haften die Anteilsberechtigten als Geſamt— 
ſchuldner. 

6. Sonſtige Angelegenheiten 
§ 109 
Genehmigung und Beaufſichtigung von Stiftungen 

(1) Für die Genehmigung einer Familienſtiftung wird die volle Gebühr erhoben. 

(2) Für die Aufſicht über Stiftungen oder deren Verwaltung wird für jedes angefangene Ka⸗ 
lenderjahr die volle Gebühr erhoben. Die Gebühr wird zu Beginn jedes Zeitabſchnitts im voraus 
fällig. Sie kann in einfach liegenden Fällen nach Ermeſſen des Gerichts bis auf ein Viertel der vollen 
Gebühr ermäßigt werden. 6 

(3) Die Gebühr beſtimmt ſich nach dem Wert des Stiftungsvermögens nach Abzug der Schulden. 


$ 110 
Ordnungsſtrafverfahren 

(1) In einem Ordnungsſtrafverfahren nach den SS 132 bis 139, 159 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird in jedem Rechtszug das Dreifache der vollen Ge— 
bühr erhoben: 

1. für die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe; 
2. für die Verwerfung des Einſpruchs. 

(2) Die Gebühr wird nach dem feſtgeſetzten oder angedrohten Betrag der Ordnungsſtrafe be— 
rechnet; fie darf den Betrag der Ordnungsſtrafe nicht überſteigen. 

(3) Jede Wiederholung der Ordnungsſtrafe gilt als ein beſonderes Verfahren. 

(4) Für die Androhung von Strafen werden Gebühren nicht erhoben. 

(5) Die Vorſchriften der Abſätze 1 bis 4 gelten in anderen Fällen der Feſtſetzung von Ordnungs— 
ſtrafen entſprechend. Sie gelten auch für die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen gegen Vormünder 
(Pfleger, Beiſtände). Sie gelten nicht für die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen gegen Zeugen und 
Sachverſtändige. 
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s 111 
Ernennung von Sachverſtändigen, Beſtellung eines Verwahrers, Verkauf oder 
Hinterlegung von Pfändern 

Die volle Gebühr wird erhoben: 

1. für die Ernennung und Beeidigung von Sachverſtändigen zur Feſtſtellung des Zuſtands 
oder Wertes von Sachen; wird gerichtlich Beweis erhoben, ſo werden daneben die Gebühren 
nach § 43 Abſ. 1 und § 44 Nr. 4 erhoben; ; 

2. für die Beſtellung eines Verwahrers nach den §8 432, 1217, 1281, 2039 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, einſchließlich der Entſcheidung über ſeine Vergütung; 

3. für Anordnungen des Gerichts über den Verkauf oder die Hinterlegung von Pfändern und 
anderen Gegenſtänden. 

8 112 
Ernennung und Abberufung von Vorſtandsmitgliedern uſw. 

Soweit nicht in dieſer Verordnung oder in ſonſtigen reichsrechtlichen Vorſchriften ein anderes 
beſtimmt iſt, wird das Doppelte der vollen Gebühr erhoben für die Erledigung der im Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuch in dem Titel „Juriſtiſche Perſonen“, im Handelsgeſetzbuch, im Genoſſenſchaftsgeſetz oder im 
Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, den Gerichten zugewieſenen Angelegenheiten 
(Ernennung und Abberufung von Vorſtandsmitgliedern und Liquidatoren, Ernennung von Reviſoren, 
Ermächtigung zur Berufung einer Generalverſammlung oder zur Einſicht von Büchern) ſowie für 
Entſcheidungen und Anordnungen ähnlicher Art. 

8 113 
Beſtellung eines Vertreters des Grundſtückseigentümers, Zuſtellung von 
Willenserklärungen, Kraftloserklärung von Vollmachten 

(1) Die Hälfte der vollen Gebühr wird erhoben: 

1. für die Beſtellung eines Vertreters des Grundſtückseigentümers nach § 1141 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs; 

2. für die Bewilligung der öffentlichen Zuſtellung einer Willenserklärung nach 8 132 Abſ. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs; 

3. für die Bewilligung der Kraftloserklärung von Vollmachten nach § 176 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

(2) Der Wert beſtimmt ſich nach $ 24 Abi. 2. 

§ 114 
Dis pache 

(1) Für die Beſtellung eines Dispacheurs, einſchließlich der Beſtimmung ſeiner Vergütung, und 
für die Entſcheidung über ſeine Verpflichtung zu der von ihm abgelehnten Aufmachung der Dispache 
wird insgeſamt die volle Gebühr erhoben. Maßgebend für die Gebühr iſt der Betrag des Haferei— 
ſchadens und, wenn der Wert des Geretteten an Schiff, Fracht und Ladung geringer iſt, dieſer ge⸗ 
ringere Wert. 

(2) Für die Verhandlung über die Dispache, einſchließlich der Beſtätigung, wird ebenfalls die 
volle Gebühr erhoben. Maßgebend iſt die Summe der Anteile, die die an der Verhandlung Beteiligten 
an dem Schaden zu tragen haben. Wird die Dispache beſtätigt, ſo haften die an dem Verfahren Be— 
teiligten für die Koſten als Geſamtſchuldner. 

$ 115 
Offenbarungseid 

(1) Für die Verhandlung in dem Termin zur Abnahme eines Offenbarungseids nach den 88 259, 
260, 2006, 2028 Abſ. 2, $ 2057 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und nach § 83 Abſ. 2 des Geſetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird die volle Gebühr erhoben, auch wenn die Eides— 
leiſtung unterbleibt. 

(2) Erledigt ſich das Verfahren vor Eintritt in die Verhandlung infolge Zurücknahme des Antrags 
oder in anderer Weiſe, ſo ermäßigt ſich die Gebühr entſprechend den Vorſchriften im § 122. 


$ 116 
Verteilungsverfahren bei Enteignungen und dgl. 
(1) Soweit bei der Enteignung, bei der Beſchädigung von Grundſtücken durch Bergbau oder in 
ähnlichen Fällen ein Verteilungsverfahren vorgeſehen iſt, wird dafür das Doppelte der vollen Gebühr 
nach dem zu verteilenden Geſamtbetrag erhoben. 
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(2) Wird der Antrag auf Eröffnung des Verfahrens zurückgewieſen oder wird der Antrag vor 
Eröffnung des Verfahrens zurückgenommen, jo bemißt ſich die nach § 122 zu erhebende Gebühr nach 
dem zu verteilenden Geſamtbetrag und, wenn ein Berechtigter den Antrag geſtellt hat, nach dem von 
ihm beanſpruchten Betrag, falls er geringer iſt als der Geſamtbetrag. 


§ 117 
Kapitalkreditbeſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter 

(1) Für die Niederlegung eines Verpfändungsvertrags Abſchnitt III der Verordnung zur Re— 
gelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe in der Faſſung vom 30. 6. 1934 (G. Bl. S. 499) 
einſchließlich der Erteilung einer Beſcheinigung über die erfolgte Niederlegung, wird die Hälfte der 
vollen Gebühr erhoben. 

(2) Ein Viertel der vollen Gebühr wird erhoben: a 

1. für die Entgegennahme der Anzeige über die Abtretung der pfandgeſicherten Forderung; 
2. für die Herausgabe des Verpfändungsvertrags. 

(3) Für die Erteilung einer beglaubigten Abſchrift des Verpfändungsvertrags ſowie einer Be— 
ſcheinigung an den Pächter, daß ein Verpfändungsvertrag bei dem Amtsgericht nicht niedergelegt iſt, 
werden 3 bis 30 Gulden erhoben. Für Abſchriften werden daneben die erwachſenen Schreibgebühren 
angeſetzt. 

(4) Für die Niederlegung einer Vereinbarung des Pächters und des Pfandgläubigers, durch die 
die Erſtreckung des Pfandrechts auf die nach ſeiner Entſtehung vom Pächter erworbenen Inventarſtücke 
ausgeſchloſſen wird, ſowie für die Geſtattung der Einſicht in die bei dem Amtsgericht niedergelegten 
Verpfändungsverträge werden Gebühren nicht erhoben. 


§ 118 
Perſonenſtands angelegenheiten 
(1) Auf die Familienregiſter ſowie auf die bei den Gerichten aufbewahrten Standesregiſter und 
Kirchenbücher finden die Vorſchriften des $ 16 des Perſonenſtandsgeſetzes entſprechende Anwendung. 
(2) Im übrigen werden in Perſonenſtandsangelegenheiten für die Zurückweiſung von Anträgen 
auf eine gerichtliche Anordnung ſowie für die Verwerfung oder Zurückweiſung einer Beſchwerde 
gegen eine gerichtliche Entſcheidung die in den Ss 122 und 123 beſtimmten Gebühren erhoben. 


§ 119 
Rechtshilfe 

(1) Für die Erledigung des Erſuchens eines ausländiſchen Gerichts in Angelegenheiten, welche 
durch das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung nicht betroffen werden, 
ſind außer den baren Auslagen, zu erheben: 

1. wenn eine Handlung vorgenommen wird, für welche beſondere Gebühren beſtimmt ſind, 
dieſe Gebühren; 

2. wenn nur um die Zuſtellung oder Aushändigung eines Schriftſtücks erſucht iſt, die Hälfte 
der vollen Gebühr, jedoch höchſtens 25 Gulden; 

3. in allen anderen Fällen die volle Gebühr, jedoch höchſtens 50 Gulden. 

(2) Die beſtehenden Staatsverträge werden hierdurch nicht berührt. Gebühren und Auslagen 
werden nicht erhoben, ſoweit die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. Ob dieſe Vorausſetzung gegeben iſt, ent— 
ſcheidet der Senat. 

§ 120 
Allgemeine Gebühr für nicht beſonders genannte Geſchäfte 

Iſt für ein Geſchäft der freiwilligen Gerichtsbarkeit weder in dieſer Verordnung noch ſonſt eine 

Gebühr beſtimmt, ſo wird dafür die Hälfte der vollen Gebühr erhoben. 


7. Ergänzende Gebührenvorſchriften für Anträge, Beſchwerden uſw. 
8 121 
Geſuche, Anträge 
Geſuche und Anträge werden, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, gebührenfrei aufgenommen, 
$ 122 
Zurückweiſung und Zurücknahme von Anträgen 
(1) Wird in Fällen, in denen das Gericht nur auf Antrag tätig wird, ein Antrag zurückgewieſen, 
ſo wird, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, die Hälfte der vollen Gebühr, höchſtens jedoch ein Be— 
trag von 25 Gulden erhoben. 
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(3) Der für die beantragte Verhandlung oder Entſcheidung beſtimmte Gebührenſatz darf nicht 
überſchritten werden. 

(4) Im Fall einer teilweiſen Zurückweiſung oder Zurücknahme iſt die Gebühr nach dem Werte des 
zurückgewieſenen oder zurückgenommenen Teils, jedoch nur inſoweit zu erheben, als die Gebühr für 
die Erledigung des ganzen Antrags die Gebühr für die teilweiſe Erledigung überſteigt. 

8 123 
Beſchwerden, Anrufung des Gerichts gegen Entſcheidungen anderer Behörden 
oder Dienſtſtellen 

(1) Für das Verfahren über Beſchwerden wird, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, erhoben: 

1. in den Fällen der Verwerfung oder Zurückweiſung die Hälfte der vollen Gebühr; 

2. in den Fällen der Zurücknahme ein Viertel der vollen Gebühr; betrifft die Zurücknahme nur 
einen Teil des Beſchwerdegegenſtands, ſo iſt die Gebühr nur inſoweit zu erheben, als ſich die 
Beſchwerdegebühr erhöht haben würde, wenn die Entſcheidung auf den zurückgenommenen 
Teil erſtreckt worden wäre. 

Im übrigen iſt das Beſchwerdeverfahren gebührenfrei. 

(2) Der Wert beſtimmt ſich in allen Fällen nach § 24 Abſ. 2. 

(3) Richtet ſich die Beſchwerde gegen eine Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts und iſt ſie von 
dem unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kinde, dem Mündel oder dem Pflegebefohlenen oder im Inter 
eſſe dieſer Perſonen eingelegt, ſo iſt ſie in jedem Fall gebührenfrei. 

(4) Soweit in den Fällen, wo Angelegenheiten der in dieſem Abſchnitt bezeichneten Art von an- 
deren Behörden oder Stellen, insbeſondere von Notaren, erledigt werden, eine Anrufung des Gerichts 
vorgeſehen iſt, ſteht dieſe hinſichtlich der Gebühren einer Beſchwerde gleich. Dies gilt nicht bei An— 
trägen auf Anderung von Entſcheidungen des erſuchten oder beauftragten Richters oder des Ur— 
kundsbeamten der Geſchäftsſtelle. 

8 124 
Ausfertigungen und beglaubigte Abſchriften 

Soweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, wird bei der Erteilung beglaubigter Abſchriften der vom 
Gericht erlaſſenen Entſcheidungen ſowie der von ihm aufgenommenen oder in Urſchrift in ſeiner dau— 
ernden Verwahrung befindlichen Urkunden neben Schreibgebühren eine Beglaubigungsgebühr nicht 
erhoben. 

8 125 
Vollſtreckbare Ausfertigungen 

Für die Erteilung vollſtreckbarer Ausfertigungen von gerichtlichen oder notariellen Urkunden wird 
die Hälfte der vollen Gebühr erhoben, wenn der Eintritt einer Tatſache oder einer Rechtsnachfolge zu 
prüfen iſt ($$ 726 bis 729 der Zivilprozeßordnung) oder es ſich um die Erteilung einer weiteren 
vollſtreckbaren Ausfertigung handelt. Das gleiche gilt im Fall der Erteilung vollitredbarer Ausferti⸗ 
gungen einer beſtätigten Auseinanderſetzung ſowie in ähnlichen Fällen. 


$ 126 


Vollſtreckungshandlungen 

Für die Vornahme von gerichtlichen Vollſtreckungshandlungen in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit werden, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, die für ſolche Handlungen im Geridts- 
koſtengeſetz vorgeſehenen Gebühren erhoben. 

§ 127 
Rechtskraftzeugniſſe, Koſtenfeſtſetzung 

Für die Erteilung von Rechtskraftzeugniſſen und für die gerichtliche Feſtſetzung der einem Beteiligten 

zu erſtattenden Koſten werden Gebühren nicht erhoben. 0 


Dritter Abſchnitt 
Gebühren im Verfahren der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung von Gegenſtänden des 
unbeweglichen Vermögens und in ähnlichen Verfahren 
8 128 
Anordnung der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 


(1) Für die Entſcheidung über den Antrag auf Anordnung der Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung eines Grundſtücks und die Entſcheidung über den Beitritt wird die volle Gebühr 
erhoben. 
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(2) Iſt der Antrag von einem Gläubiger geitellt, ſo beſtimmt ſich der Wert nach dem Betrag der 
Forderung nebſt den miteinzuziehenden Zinſen und Koſten, in den ſonſtigen Fällen nach dem halben 
Wert des Gegenſtands des Verfahrens. 

(3) Wird der Antrag vor Erlaß der Entſcheidung zurückgenommen, ſo wird ein Viertel der vollen 
Gebühr erhoben. Bei teilweiſer Zurücknahme iſt die Gebühr nach dem Wert des zurückgenommenen 
Teils zu erheben, jedoch nur inſoweit, als die Gebühr für die Erledigung des ganzen Antrags die Ge— 
bühr für die teilweiſe Erledigung überſteigt. 

5 § 129 
Zwangsverſteigerung 

(1) Bei der Zwangsverſteigerung werden außer der Gebühr des § 128 erhoben: 

1. für das Verfahren im allgemeinen die volle Gebühr; 

2. für die Abhaltung des Verſteigerungstermins die volle Gebühr; die Gebühr wird nur einmal 
erhoben, auch wenn mehrere Termine ſtattfinden; 

3. für die Erteilung des Zuſchlags das Doppelte der vollen Gebühr; 

4. für das Verteilungsverfahren das Doppelte der vollen Gebühr; in den Fällen der SS 143, 
144 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung nur die volle 
Gebühr. 

(2) Der Verſteigerungstermin gilt als abgehalten, wenn zur Abgabe von Geboten aufgefordert 
worden iſt. 

(3) Die Gebühren des Abſatzes 1 Nrn. 1, 2 und 3 ſind von dem nach § 4 der Verordnung über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 15. November 1932 (G. Bl. S. 753) 
im Verſteigerungstermin bekanntgegebenen Wert zu berechnen; iſt es zu einer Bekanntgabe des Wertes 
nicht gekommen, jo iſt der Wert des Grundſtücks ($ 18) maßgebend. Im Fall der Zwangsver— 
ſteigerung zur Aufhebung einer Gemeinſchaft bleibt jedoch bei der Berechnung der Gebühr für die 
Erteilung des Zuſchlags der Anteil des Erſtehers an dem Gegenſtand des Verfahrens außer Betracht; 
bei Geſamthandeigentum iſt jeder Mitberechtigte wie ein Miteigentümer nach dem Verhältnis feines An- 
teils anzuſehen. 

(4) Die Gebühr für das Verteilungsverfahren beſtimmt ſich nach dem Gebot, für das der Zuſchlag 
erteilt iſt, einſchließlich des Wertes der nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehen bleibenden Rechte. 
Der Erlös aus einer geſonderten Verſteigerung oder ſonſtigen Verwertung ($ 65 des Geſetzes über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung) wird hinzugerechnet. 


8 130 
Zwangsverſteigerung mehrerer Gegenſtände 
Betrifft das Verfahren mehrere Gegenſtände, ſo werden die im § 129 beſtimmten Gebühren ein— 
heitlich nach dem Geſamtwert erhoben. Bei Zuſchlägen an verſchiedene Erſteher werden die Gebühren 
für die Erteilung des Zuſchlags (8 129 Abi. 1 Nr. 3) jedoch von jedem Erſteher beſonders erhoben. 


§ 131 
Beſondere Beſtimmungen über die Zahlungspflicht im Zwangs— 
verſteigerungs verfahren 

(1) Schuldner der Gebühr für die Erteilung des Zuſchlags ($ 129 Abſ. 1 Nr. 3) iſt, vorbehaltlich 
der Vorſchrift im § 3 Nr. 3, nur der Erſteher. Im Fall der Abtretung der Rechte aus dem Meiſt⸗ 
gebot oder der Erklärung, für einen Dritten geboten zu haben (8 81 des Geſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung), haften der Erſteher und der Meiſtbietende als Geſamt— 
ſchuldner. Hinſichtlich der übrigen Gebühren des $ 129 bewendet es, ſoweit ſie nicht aus der Maſſe 
entnommen werden können, bei den allgemeinen Vorſchriften über die Zahlungspflicht. 

(2) Die Gebühr für die Eintragung des Erſtehers als Eigentümer wird nur von dieſem erhoben; 
für die Gebühren, die durch die Eintragung der Sicherungshypothek für Forderungen gegen den Er— 
ſteher erwachſen, haftet neben den Gläubigern auch der Erſteher. 


$ 132 
Beſondere Beftimmungen über die Fälligkeit der 
Zwangsverſteigerungsgebühren 
(1) Die Gebühren des $ 129 Abſ. 1 Nrn. 1, 2 und 4 werden im Verteilungstermin und, wenn das 
Verfahren vorher aufgehoben wird, mit der Aufhebung fällig. 
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(2) Die Gebühr des § 129 Abſ. 1 Nr. 3 wird mit der Verkündung des Zuſchlags und, wenn der 
Zuſchlag vom Beſchwerdegericht erteilt wird, mit der Zuſtellung des Beſchluſſes an den Erſteher fällig. 
Wird der Zuſchlagsbeſchluß aufgehoben, ſo wird die Gebühr nicht erhoben oder, wenn ſie bezahlt iſt 
erſtattet. 


* 


§ 133 
Vorſchuß im Zwangsverſteigerungs verfahren 
Späteſtens bei Beſtimmung des Verſteigerungstermins iſt ein Vorſchuß in Höhe der doppelten 
Verfahrensgebühr ($ 129 Abſ. 1 Nr. 1) zu erheben. Weder die Anordnung der Zwangsverſteigerung 
noch die Fortſetzung des Verfahrens kann von der Zahlung eines Vorſchuſſes abhängig gemacht werden. 


8 134 
Zwangsverwaltung 

(1) Für das Verfahren der Zwangsverwaltung wird außer der Gebühr des 8 128 für jedes 
angefangene Jahr das Doppelte der vollen Gebühr erhoben. Das erſte Jahr beginnt mit dem Tag 
der Beſchlagnahme. 

(2) Maßgebend iſt der Geſamtwert der Einkünfte, abzüglich der laufenden Beträge der öffentlichen 
Laſten und der dem Zwangsverwalter (der Aufſichtsperſon) zuſtehenden Vergütung. Die Mindeſtgebühr 
beträgt 15 Gulden. 


(3) Die Gebühren werden mit der Aufhebung des Verfahrens und, wenn es länger als ein Jahr 
dauert, am Ende eines jeden Jahres fällig. 

(4) Der Antragſteller hat alljährlich einen angemeſſenen Gebührenvorſchuß zu zahlen. Weder die 
Anordnung der Zwangsverwaltung noch die Fortſetzung des Verfahrens kann von der Zahlung eines 
Vorſchuſſes abhängig gemacht werden. 

$ 135 
Beſchwerden, Anrufung des Gerichts gegen Entſcheidungen 
anderer Behörden oder Dienſtſtellen 

(1) Für das Verfahren über Beſchwerden wird erhoben: 

1. in den Fällen der Verwerfung oder Zurückweiſung die volle Gebühr; 

2. in den Fällen der Zurücknahme die Hälfte der vollen Gebühr; betrifft die Zurücknahme 
nur einen Teil des Beſchwerdegegenſtands, ſo iſt die Gebühr nur inſoweit zu erheben, als 
ſich die Beſchwerdegebühr erhöht haben würde, wenn die Entſcheidung auf den zurückgenom— 
menen Teil erſtreckt worden wäre. ; 

Im übrigen it das Beſchwerdeverfahren gebührenfrei. 

(2) Der Wert beſtimmt ſich nach § 24 Abſ. 2. 


$ 136 
Schiffe und grundſtücksgleiche Rechte 
Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts gelten entſprechend für die Zwangsverſteigerung von Schiffen 
ſowie für die Zwangsverſteigerung oder die Zwangsverwaltung der Rechte, die den Vorſchriften 
über die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen unterliegen, einſchließlich der unbeweglichen 
Kuxe. 
§ 137 
Zwangsliquidation einer Bahneinheit 
(1) Für die Entſcheidung über den Antrag auf Eröffnung der Zwangsliquidation einer Bahn⸗ 
einheit wird dieſelbe Gebühr wie nach $ 128 erhoben. 
(2) Für das Verfahren ſelbſt wird das Dreiſache und, wenn das Verfahren eingeſtellt wird, das 
Doppelte der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr beſtimmt ſich nach dem Geſamtwert der Beſtand— 
teile der Bahneinheit. 


(3) Für das Beſchwerdeverfahren gilt 8 135 entſpreched. 


Vierter Abſchnitt 


Auslagen 
§ 138 
Schreibgebühren 
(1) Schreibgebühren werden, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, erhoben: 
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1. für Ausfertigungen und Abſchriften, die auf Antrag erteilt werden; bei Beurkundungen von 
Verträgen ſind zwei Ausfertigungen oder Abſchriften ſchreibgebührenfrei, bei ſonſtigen Be⸗ 
urkundungen iſt eine Ausfertigung oder Abſchrift ſchreibgebührenfrei; 

2. für Ausfertigungen und Abſchriften, die angefertigt werden müſſen, weil zu den Akten gegebene 
Urkunden, von denen eine Abſchrift zurückbehalten werden muß, zurückgefordert werden; in 
dieſem Fall wird die bei den Akten zurückbehaltene Abſchrift gebührenfrei beglaubigt; 

3. für Ausfertigungen und Abſchriften jeder Art in den Fällen der perſönlichen und fachlichen 
Gebührenfreiheit ($ 10). 

(2) Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, die 28 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, 
40 Guldenpfennig, auch wenn die Herſtellung auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat. Jede an— 
gefangene Seite wird als voll gerechnet. Für Schriftſtücke, die in fremder Spache abgefaßt ſind, 
für Schriftſtücke in tabellariſcher Form ſowie für Verzeichniſſe, Liſten, Rechnungen, Zeichnungen und 
dergleichen kann die Schreibgebühr im Verwaltungsweg anderweit beſtimmt werden. Aufwendungen 
für die beſondere Ausſtattung einer Urkunde (Verwendung beſonderen Papiers und dgl.) ſind in 
jedem Fall zu erheben. 
$ 139 
Sonſtige bare Auslagen 
(1) An baren Auslagen werden ferner erhoben: 
1. Poſtgebühren: 
a) für die Überſendung auf Antrag erteilter Ausfertigungen und Abſchriften, 
b) für Ladungen von Zeugen und Sachverſtändigen, 
c) für die Überſendung der Koftenrehnung; 
. Telegraphengebühren und die im Fernverkehr zu entrichtenden Fernſprechgebühren; 
. Koſten, die durch öffentliche Bekanntmachung entſtehen; 
Zeugen- und Sachverſtändigengebühren ſowie die an Urkundszeugen gezahlten Vergütungen; 
. die bei Geſchäften außerhalb der Gerichtsſtelle den Gerichtsperſonen auf Grund geſetzlicher 
Vorſchriften gewährten Vergütungen (Reiſekoſtenvergütung, Auslagenerſatz) und die Koſten 
für Bereitſtellung von Räumen; 

6. die an andere Behörden oder Beamte oder an Rechtsanwälte für deren Tätigkeit zu zahlenden 
Beträge; 

7. Rechnungsgebühren ($ 142); 

8. die Koſten einer Beförderung von Perſonen ſowie Beträge, die mittelloſen Perſonen für die 
Reiſe zum Ort der Vernehmung oder Verhandlung und für die Rückreiſe gewährt werden; 

9. die Koſten der Beförderung von Tieren und Sachen, der Verwahrung von Sachen, der Be— 
wachung von Schiffen ſowie der Verwahrung und Fütterung von Tieren; 

10. die Haftkoſten nach Maßgabe der für die Strafhaft geltenden Vorſchriften. 

(2) It an Beamte, an Rechtsanwälte, an Zeugen oder Sachverſtändige oder an mittelloſe Per⸗ 
ſonen mehr als der endgültig feſtgeſetzte Betrag, der als bare Auslage zu erheben iſt, gezahlt, ſo iſt der 
zuviel gezahlte Betrag nach den Vorſchriften über die Beitreibung von Gerichtskoſten einzuziehen. 


8 140 
Zuſtellungen 

(1) Für die von Amts wegen bewirkten Zuſtellungen werden unbeſchadet der Vorſchrift des § 139 
Abſ. 1 Nr. 1 b nur diejenigen baren Auslagen erhoben, die durch die Zuſtellung im Ausland oder bei 
der öffentlichen Zuſtellung durch Bekanntmachung in öffentlichen Blättern entſtehen. 

(2) Wird ein Zeuge oder Sachverſtändiger ohne Inanſpruchnahme der Poſt geladen, ſo wird als 
Auslage der Betrag der Poſtgebühren erhoben, der entſtanden ſein würde, wenn unter Inanſpruchnahme 
der Poſt geladen worden wäre. 


* c 


8 14J 
Vornahme mehrerer Geſchäfte auf derſelben Reiſe 


Sind die im § 139 Abſ. 1 Nr. 5 bezeichneten Aufwendungen durch mehrere Geſchäfte veranlaßt, 
ſo werden ſie auf die mehreren Geſchäfte unter Berückſichtigung der Entfernungen und der auf die 
einzelnen Geſchäfte verwendeten Zeit angemeſſen verteilt. Jeder Zahlungspflichtige haftet jedoch gegen⸗ 
über der Staatskaſſe ohne Rückſicht auf dieſe Verteilung für die Auslagen, die bei geſonderter Erledigung 


des Geſchäfts entſtanden wären. 
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8 142 
Rechnungsgebühren 

(1) Für Rechnungsarbeiten, die durch einen dazu beſonders beſtellten Beamten oder Angeſtellten 
vorgenommen werden, iſt eine Stundengebühr zu erheben, die unter Berüchſichtigung des Wertes des 
Gegenſtands auf 1,50 bis 3,— Gulden bemeſſen und nach der Zahl der für die Arbeit erforderlichen 
Stunden berechnet wird. Die letzte Stunde wird voll gerechnet, auch wenn ſie nur angefangen war. 

(2) In Vormundſchafts⸗ und Pflegſchaftsſachen werden unbeſchadet der Vorſchrift des $ 89 für 
die Prüfung eingereichter Rechnungen Rechnungsgebühren nur erhoben, wenn die nachgewieſenen Ein- 
nahmen mehr als 1500 Gulden für das Jahr betragen. 

(3) Die Rechnungsgebühren werden von dem Gericht feſtgeſetzt. Beſchwerden werden im Auf- 
ſichtsweg erledigt. 


Zweiter Teil: 
Koſten der Notare 


8 143 
Verbot der Gebühren vereinbarung 


Die Koſten der Notare beſtimmen ſich, ſoweit nicht reichsrechtlich ein anderes vorggeſchrieben iſt, aus— 
ſchließlich nach dieſer Verordnung; Vereinbarungen über die Höhe der Koſten ſind unwirkſam. 


8 144 
Anwendung des Erſten Teils 

(1) Für die Koſten der Notare gelten die Beſtimmungen des Erſten Teils dieſer Verordnung ent— 
ſprechend, ſoweit nicht in den nachſtehenden Vorſchriften ein anderes beſtimmt iſt. 

(2) Fließen die Gebühren für die Tätigkeit des Notars dieſem ſelbſt zu, ſo finden die folgenden 
Beſtimmungen des Erſten Teils keine Anwendung: 
10 (Gebührenfreiheit), 
13 (Koſtenanſatz, Erinnerung, Beſchwerde), 
14 (Nachforderung), 
15 (Nichterhebung von Koſten), 
16 (Verjährung), 
25 (Feſtſetzung des Geſchäftswerts), 
28 (Einziehung der Koſten), 
8139 Abſ. 1 Nr. 7, § 142 (Rechnungsgebühren), 
8139 Abſ. 2 (Wiedereinziehung überzahlter Auslagen). 


8 145 
Entwürfe 

(1) Die für die Beurkundung beſtimmte Gebühr wird auch dann erhoben, wenn der Notar auf 
Erfordern nur den Entwurf der Urkunde fertigt. 

(2) Nimmt er demnächſt auf Grund des Entwurfs eine oder mehrere Beurkundungen vor, ſo 
wird die Entwurfsgebühr auf die Beurkundungsgebühren in der Reihenfolge ihrer Entſtehung angerechnet. 
Beglaubigt der Notar demnächſt unter einer von ihm entworfenen Urkunde Unterſchriften oder Hand— 
zeichen, ſo wird für die erſte Beglaubigung eine Gebühr nicht erhoben, für weitere geſonderte Be— 
glaubigungen werden die Gebühren beſonders erhoben. 


8 146 
Anträge und Beſchwerden 

(1) Ein Notar, der ein Rechtsgeſchäft oder eine ſonſtige Erklärung beurkundet hat, erhält für 
Anträge, die er auf Grund der Urkunde in Grundbuch-, Regiſter- und ähnlichen Angelegenheiten ſtellt, 
keine weitere Gebühr; das gleiche gilt für Anträge auf behördliche Genehmigung der in der Urkunde 
enthaltenen Erklärungen. Der Notar erhält ferner keine weitere Gebühr für die Erwirkung der Legali- 
ſation der eigenen Unterſchrift ſowie für die Erledigung von Beanſtandungen, einſchließlich des 
Beſchwerdeverfahrens. 

(2) Für Anträge und Beſchwerden in anderen Fällen erhält der Notar die Hälfte der vollen 
Gebühr; das gleiche gilt in den Fällen des Abſatzes 1, wenn es notwendig iſt, den Antrag oder die 
Beſchwerde tatſächlich oder rechtlich näher zu begründen und die Partei dies verlangt. 


mM Un Un Un UR Un Un 
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8 147 
Auseinanderſetzungen s 

(1) Für die Vermittlung einer Auseinanderſetzung durch den Notar gelten die Vorſchriften des 
§ 108 mit den aus Abſ. 2 erſichtlichen Maßgaben. 

(2) Iſt die Vermittlung dem Notar von dem Gericht übertragen, ſo erhält er das Dreieinhalbfache 
und, wenn die Beſtätigung der Auseinanderſetzung dem Gericht zuſteht, das Dreifache der vollen Gebühr. 
Die Gebühr ermäßigt ſich 

1. auf das Doppelte der vollen Gebühr, wenn das Verfahren ohne Beſtätigung der Ausein⸗ 
anderſetzung abgeſchloſſen wird, 

2. auf die Hälfte der vollen Gebühr, wenn ſich das Verfahren vor Eintritt in die Verhandlung 
durch Zurücknahme oder auf andere Weiſe erledigt. 


8 148 
Erhebung, Verwahrung und Ablieferung von Geld, Wertpapieren und 
Koſtbarkeiten 

(1) Für die Erhebung, Verwahrung und Auszahlung von Geld erhält der Notar, ſoweit er im 

Auftrag eines Beteiligten tätig wird, 
bis zu 1000 Gulden ‚eninlieglih_ - : tt sn une . 1 vom Hundert, 
von dem Mehrbetrag bis zu 10 000 Gulden einihließlih . . . ½ „ er 
Bon dem Mehtdettag tee So EINaBEHs BEN ENnG Ss ESF 

(2) Der Notar erhält die Gebühr auch dann, wenn er das Geld zur Auszahlung an einen Dritten 
empfangen hat, die Auszahlung aber aus einem nicht in der Perſon des Notars liegenden Grund unters 
bleibt. 

(3) Die Gebühr wird auch erhoben, wenn der Empfang oder die Auszahlung nicht durch Bar⸗ 
zahlung erfolgt. 

(4) Iſt Geld in mehreren Beträgen geſondert erhoben oder ausgezahlt, ſo werden die Gebühren 
von jedem Betrag beſonders erhoben. 

(5) Die Mindeſtgebühr beträgt 1 Gulden. 

(6) Die Gebühr wird im Fall des $ 45 Abſ. 3 auf die Proteſtgebühr, nicht jedoch auf die Wege⸗ 
gebühr, angerechnet. 

(7) Für die Erhebung, Verwahrung und Ablieferung von Wertpapieren und Koſtbarkeiten erhält 
der Notar die im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr nach Maßgabe des Wertes. 

§ 149 
(fällt aus.) 
8 150 
Sonſtige Geſchäfte, Nebentätigkeit 

(1) Soweit für eine im Auftrag eines Beteiligten ausgeübte Tätigkeit des Notars eine Gebühr 
nicht beſtimmt iſt, erhält der Notar die Hälfte der vollen Gebühr. 

(2) Für die ein Geſchäft vorbereitende oder fördernde Tätigkeit (3. B. Raterteilung, Einſicht des 
Grundbuchs, öffentlicher Regiſter oder von Akten) erhält der Notar die Gebühr nach Ab. 1 nur, wenn 
dieſe Tätigkeit nicht ſchon als Nebengeſchäft (§ 27) durch eine dem Notar für das Hauptgeſchäft oder 
für erfolgloſe Verhandlungen (§ 51) zuſtehende Gebühr abgegolten wird. 

(3) Für das Aufſuchen von Urkunden, die von dem Notar aufgenommen ſind oder von ihm 
verwahrt werden, erhält er in keinem Fall eine Gebühr. 

$ 151 
Zuziehung eines zweiten Notars 

(1) Der zweite Notar, der auf Verlangen eines Beteiligten anſtatt der Zeugen zu einer Beurkun— 
dung zugezogen wird, erhält die Hälfte der dem beurkundenden Notar zuſtehenden Gebühr und im 
Falle des $ 52 daneben die dort beſtimmte Zuſatzgebühr. 

(2) Iſt der zweite Notar ohne Verlangen eines Beteiligten anſtatt der Zeugen zugezogen, ſo darf 
der mit der Beurkundung beauftragte Notar dafür an Gebühren nicht mehr als 2 Gulden für jede 
angefangene Stunde in Rechnung ſtellen. 

8 152 
Schreib⸗ und Poſtgebühren 

Der Notar erhält Schreib- und Poſtgebühren auch für die ihm auf Grund beſonderer Vorſchriften 

obliegenden Mitteilungen an die Finanzbehörden. 
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8 153 
Reiſekoſten 
(J) Für Geſchäftsreiſen, die der Notar im Auftrag eines Beteiligten vornimmt, ſtehen ihm Reiſe— 
koſtenvergütung der Stufe III und Auslagenerſatz nach dem Geſetz über Reiſekoſtenvergütung der Be- 
amten vom 20. 6. 1923 (G. Bl. S. 760) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 24. 6. 1931 (G. Bl. 
S. 581) und Anderung vom 16. 8. 1935 (G. Bl. S. 887) zu. a 
(2) Fließen die Gebühren für die Tätigkeit des Notars dieſem ſelbſt zu, ſo erhält er außerdem ein 
Abweſenheitsgeld von 12 Gulden für den Tag und, wenn die Reiſe weniger als vier Stunden bean⸗ 
ſprucht hat, ein ſolches von 6 Gulden. Steht dem Notar die Zuſatzgehübr nach § 52 zu, ſo iſt das 
Abweſenheitsgeld auf dieſe anzurechnen. 
(8) Die Vorſchrift des $ 141 gilt auch für das Abweſenheitsgeld entſprechend. Sie findet auch 
inſoweit Anwendung, als auf derſelben Reiſe Notargeſchäfte und Rechtsanwaltsgeſchäfte erledigt werden. 


§ 154 
Einforderung der Koſten 

(1) Die Koſten dürfen nur auf Grund einer dem Zahlungspflichtigen mitgeteilten, von dem Notar 
unterſchriebenen Berechnung der Gebühren und Aus lagen eingefordert werden. l 

(2) In der Berechnung ſind der Geſchäftswert, die Gebührenvorſchriften, die Beträge der ange⸗ 
ſetzten Gebühren und Auslagen ſowie etwa verauslagte Gerichtskoſten und Stempel und empfangene 
Vorſchüſſe anzugeben. 

(3) Der Notar hat die Berechnung in Abſchrift zu ſeinen Akten zu bringen. Er hat ſie ferner unter 
jeder von ihm erteilten Ausfertigung ſowie unter jedem Beglaubigungsvermerk aufzuſtellen. Hat der 
Notar eine Urkunde entworfen und demnächſt beglaubigt, ſo ſind auch die Koſten des Entwurfs 
unter der Beglaubigung zu vermerken. 

$ 155 
Beitreibung der Koſten 

Die Koſten werden auf Grund einer mit der Vollſtreckungsklauſel des Notars verſehenen Aus⸗ 
fertigung der Koſtenberechnung (8 154) nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung beigetrieben; 
§ 798 der Zivilprozeßordnung gilt entſprechend. Die Vollſtreckungsklauſel, die zum Zwecke der 
Zwangsvollſtreckung gegen einen zur Duldung der Zwangsvollſtreckung Verpflichteten erteilt wird, hat 
den Ausſpruch der Duldungspflicht zu enthalten. 


§ 156 
Einwendungen gegen die Koſtenberechnung 


(1) Einwendungen gegen die Koſtenberechnung ($ 154), einſchließlich folder gegen die Zahlungs— 
pflicht und gegen die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel, ſind bei dem Landgericht, in deſſen Bezirk 


berechnung, ſo kann der Notar die Entſcheidung des Landgerichts beantragen. 

(2) Gegen die Entſcheidung des Landgerichts findet binnen der Notfriſt von einem Monat ſeit der 
Zuſtellung die weitere Baſchwerde ſtatt. Sie iſt nur zuläſſig, wenn der Beſchwerdegegenſtand 50 Gulden 
überſteigt und das Beſchwerdegericht ſie wegen der grundſätzlichen Bedeutung der zur Entſcheidung 
ſtehenden Frage zuläßt. Die Vorſchriften des § 568 Abſ. 2 und 3 der Zivilprozeßordnung finden 
keine Anwendung. Die weitere Beſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, daß die Entſcheidung auf 


einer Verletzung des Geſetzes beruht; die Vorſchriften der S$ 550 und 551 der Zivilprozeßordnung 
gelten entſprechend. 


der Koſtenberechnung zugeſtellt iſt, können neue Beſchwerden (Abſ. J) nicht mehr erhoben werden. So— 
weit die Einwendungen gegen den Koſtenanſpruch auf Gründen beruhen, die nach der Zuſtellung der 


vollitredbaren Ausfertigung entſtanden ſind, können ſie auch nach Ablauf dieſer Friſt geltend gemacht 
werden. 
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(5) Die dem Notar vorgeſetzte Dienſtbehörde kann den Notar in jedem Fall anweiſen, die Ent⸗ 
ſcheidung des Landgerichts herbeizuführen (Abſ. 1) und gegen die Entſcheidung des Landgerichts die 
weitere Beſchwerde zu erheben (Abſ. 2). Die hierauf ergehende gerichtliche Entſcheidung kann auch auf 
eine Erhöhung der Koſtenberechnung lauten. Gebühren und Auslagen werden in dieſem Verfahren 
von dem Notar nicht erhoben. 

(6) Für Einwendungen gegen den Stempelanſatz gelten ausſchließlich die ſtempelrechtlichen Vor— 
ſchriften. 

§ 157 
Zurückzahlung, Schadenserſatz 

(Ji) Wird die Koſtenberechnung abgeändert oder iſt der endgültige Koſtenbetrag geringer als der 
erhobene Vorſchuß, ſo hat der Notar die zuviel empfangenen Beträge zu erſtatten. Hatte der Koſten⸗ 
ſchuldner feine Einwendungen gegen die Koſtenberechnung innerhalb eines Monats ſeit der Zuſtellung 
der vollſtreckbaren Ausfertigung im Wege der Beſchwerde ($ 156 Abi. 1 Satz 1) erhoben, jo hat der 
Notar darüber hinaus den Schaden zu erſetzen, der dem Koſtenſchuldner durch die Vollſtreckung oder 
durch eine zur Abwendung der Vollſtreckung gemachte Leiſtung entſtanden iſt. 

(2) Über die Verpflichtungen gemäß Abſ. 1 wird auf Antrag des Koſtenſchuldners in dem Ver- 
fahren nach § 156 entſchieden. Die Entſcheidung iſt nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
vollſtreckbar. 


Dritter Teil: Schluß beſtimmungen 


$ 158 
Inkrafttreten 

(1) Dieſe Verordnung tritt am 1. Mai 1937 in Kraft. 

(2) 8 14 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt, 
vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 868) und $ 11 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die privat- 
rechtlichen Verhältniſſe der Flößerei, vom 15. Juni 1895 G(Reichsgeſetzbl. S. 341) werden aufgehoben. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, die 
landesrechtlichen Koſtenvorſchriften, einſchließlich ſoſcher über Zuſatzgebühren, Koſtenzuſchläge und dgl., 
in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen außer Kraft. 

(4) In Kraft bleiben jedoch bis auf weiteres die Koſtenvorſchriften für: 

1. Angelegenheiten der Mieteinigungsämter, einſchließlich des Beſchwerdeverfahrens: 
2. Aufwertungsangelegenheiten; 
3. Verfahren zur Regelung der Fälligkeit von Forderungen und Grundſchulden: 
4. Hinterlegungsſachen, ſoweit es ſich nicht um Geſchäfte der im § 148 genannten Art handelt; 
5. Fideikommiſſe, Lehen, Stammgüter und ſonſtige gebundene Vermögen im Sinne des Ar— 
tikels 59 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch ſowie für Hausgüter und 
Hausvermögen. 
$ 159 
Verweiſung 

Wo in Vorſchriften auf Beſtimmungen verwieſen iſt, die durch $ 158 Abſ. 3 aufgehoben ſind, 

treten die entſprechenden Vorſchriften der Koſtenordnung an ihre Stelle. 


$ 160 
Andere Behörden und Dienſtſtellen 
Soweit andere Stellen als Gerichte oder Notare in beſtimmten Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zuſtändig ſind oder als gerichtliche Hilfsbeamte tätig werden, behält es bis auf weiteres 
bei den bisherigen Vorſchriften ſein Bewenden. Sind jedoch dieſen Stellen die Aufgaben des Grundbuch— 
amts, des Vormundſchaftsgerichts oder des Nachlaßgerichts übertragen, ſo finden auf ihre Tätigkeit 
die Vorſchriften des Erſten Teils dieſer Verordnung Anwendung; in den Fällen des § 13 Abſ. 2 und des 
§ 25 (Erinnerungen gegen den Koſtenanſatz, Feſtſetzung des Geſchäftswerts) entſcheidet das Amts— 
gericht, in deſſen Bezirk die Stelle ihren Sitz hat. 
8 161 
Stempel 
Unberührt bleiben die bisherigen Vorſchriften über das Verfahren bei der Erhebung und Ein— 
ziehung von Stempeln. 
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8 162 
Gerichtstage, Sprechtage 
Die zur Abhaltung eines Gerichtstags (auswärtigen Amtstags) beſtimmten Räumlichkeiten 
gelten als Gerichtsſtelle im Sinne dieſer Verordnung. Hält ein Notar außerhalb ſeiner Amtsſtube 
regelmäßige Sprechtage ab, jo gilt dieſer Ort als Amtsſitz im Sinne dieſer Verordnung. 
$ 163 
Übergangsbeitimmungen 
Für die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängigen Angelegenheiten gilt folgendes: 

1. Soweit Gebühren für Beurkungen, Eintragungen, Entſcheidungen, die Entgegennahme von 
Erklärungen oder ſonſtige beſtimmte Handlungen zu erheben ſind, ſind die Vorſchriften dieſer 
Verordnung anzuwenden, wenn das gebührenpflichtige Geſchäft nach dem Inkrafttreten ſtatt⸗ 
gefunden hat, auch wenn das Gericht oder der Notar bereits vor dieſem Zeitpunkt mit der 
Angelegenheit befaßt war. 

2. Soweit Gebühren für ein Verfahren erhoben werden, gelten für das geſamte Verfahren 
die bisherigen Vorſchriften, wenn das Verfahren bereits vor dem Inkrafttreten dieſer Ver— 
ordnung eingeleitet war. Soweit für Verfahren Gebühren nach Zeitabſchnitten erhoben 
werden, werden die Gebühren erſt nach Ablauf des bei Inkrafttreten dieſer Verordnung lau— 
fenden Zeitabſchnitts nach den neuen Vorſchriften erhoben. 

3. Iſt auf Grund der bisherigen Vorſchriften ein Erbſchein zu beſchränktem Gebrauch erteilt 
worden und wird nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung eine Ausfertigung oder be— 
glaubigte Abſchrift erteilt, jo find dafür die im § 99 Abſ. 1 bezeichneten Gebühren zu er- 
heben; auf ſie werden die früher entſtandenen Gebühren angerechnet. 

4. Soweit die Koſten nach den bisherigen Vorſchriften zu erheben ſind, beſtimmt ſich auch die 
Nachprüfung und Einziehung nach den bisherigen Vorſchriften. 


§ 163 a 
Befreiungen von Ehe- und Alterserforderniſſen, Ehelichkeitserklärungen 


1. Dieſe Verordnung findet keine Anwendung auf die Angelegenheiten der Juſtizverwaltung, ſo— 
weit nicht nachſtehend andere Beſtimmungen getroffen ſind. 


2. An Gebühren werden erhoben: 2 
a) für die Befreiung von dem Erfordernis der Ehemündigkeit ($ 1303 
Jô§ĩ;—ö ...... e 00 4103 5,.— bis 25,.— G 


b) für die Befreiung von dem Ehehin dernis des Ehebruches ($ 1312 
B. G. B.) und von der Beibringung des Ehefähigkeitszeugniſſes für 
Ausländer (81810 Ab GSG a aa 10,— bis 500, — 8 

3. Mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche Lage des Geſuchſtellers kann von der Erhebung einer 
Gebühr abgeſehen, auch ein geringerer Satz als der Mindeſtſatz erhoben werden. 
J. Gebührenfrei ſind: 

a) Die gerichtliche Entgegennahme und Beglaubigung einer Erklärung, durch die eine ge— 
ſchiedene Frau ihren früheren Namen wieder annimmt oder der geſchiedene Mann 
der Frau die Führung ſeines Namens unterſagt ($ 1577 B. G. B.), 

b) die gerichtliche Entgegennahme und Beglaubigung einer Erklärung, durch die der Ehe— 
mann der Mutter eines unehelichen Kindes dieſem feinen Namen erteilt, ſowie der Ein- 
willigungserklärungen des Kindes und der Mutter ($ 1706 B. G. B.), 

c) die Ehelichkeitserklärung ($ 1723 B. G. B.), 

d) die Befreiung vom Alterserfordernis bei der Annahme an Kindes Statt (81745 B. G. B.). 

5. Über Erinnerungen und Beſchwerden gegen den Koſtenanſatz wird im Aufſichtswege ent- 
ſchieden. Die Entſcheidungen ſind gebührenfrei. 

6. Die $$ 2 bis 4, 6 bis 9, 13 Abſ. 1, 2, 14, 15 Abſ. 1 16, 27, 28, 122, 161 ſowie die Vor⸗ 
ſchriften des 4. Abſchnitts des I. Teils finden ſinngemäße Anwendung. 


8 164 
Ausführung 
Die näheren Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Verordnung erläßt der Senat. 
Danzig, den 6. März 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 5100 Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 
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66 Verordnung 
zur Anpaſſung des Gerichtskoſtengeſetzes an die Koſtenordnung und über 
die Aufhebung von Koſtenvorſchriften. 
Vom 6. März 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 25 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
Das Gerichtskoſtengeſetz wird wie folgt geändert: 
1. Als $ 6a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
„s 6a 


Anſprüche auf Zahlung von Koſten verjähren in vier Jahren nach Ablauf des Kalender⸗ 
jahres, in dem das Verfahren durch rechtskräftige Entſcheidung über die Koſten, durch Vergleich 
oder in ſonſtiger Weiſe beendet iſt. 

Anſprüche auf Rückerſtattung von Koſten verjähren in vier Jahren nach Ablauf des Kalender⸗ 
jahres, in dem der Anſpruch entſtanden iſt. Die Verjährung beginnt jedoch nicht vor dem im 
Abſatz 1 bezeichneten Zeitpunkt. 

Auf die Verjährung finden die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches Anwendung. Im 
Fall des Abſatzes 1 wird die Verjährung auch durch die Aufforderung zur Zahlung und durch 
eine dem Schuldner mitgeteilte Stundung unterbrochen; bei unbekanntem Aufenthalt des Zah⸗ 
lungspflichtigen genügt die Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt unter der letzten bekannten An⸗ 
ſchrift des Koſtenſchuldners. Eine Unterbrechung der Verjährung tritt bei Koſtenbeträgen unter 
20 Gulden nicht ein.“ 


2. $ 71 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 

„Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, die 28 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben 
enthält, 40 Guldenpfennig, auch wenn die Herſtellung auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat. 
Jede angefangene Seite wird als voll gerechnet. Für Schriftſtücke, die in fremder Sprache abgefaßt 
ſind, für Schriftſtücke in tabellariſcher Form ſowie für Verzeichniſſe, Liſten, Rechnungen, Zeich⸗ 
nungen und dergleichen kann die Schreibgebühr im Verwaltungsweg anderweit beſtimmt werden.“ 


3. Im 8 72 wird am Ende der Nr. 1 der Strichpunkt durch ein Komma erſetzt und weiter angefügt: 
„d) für die Überjendung der Koſtenrechnung.“ 
Die Nr. 9 erhält folgende Faſſung: 
„9. Die Haftkoſten nach Maßgabe der für die Strafhaft geltenden Vorſchriften.“ 
§ 72 erhält ferner folgenden Abſatz 2: 

„Iſt an Beamte, an Rechtsanwälte, an Zeugen oder Sachverſtändige oder an mittelloſe Per— 
ſonen mehr als der endgültig feſtgeſetzte Betrag, der als bare Auslage zu erheben iſt, gezahlt, ſo iſt 
der zuviel gezahlte Betrag nach den Vorſchriften über die Beitreibung von Gerichtskoſten einzu— 
ziehen. Das gilt entſprechend hinſichtlich der einem Beſchuldigten nach den 88 467 und 473 der 
Strafprozeßordnung aus der Staatskaſſe erſtatteten Auslagen und der an nichtbeamtete Beiſitzer 
und Vertrauensperſonen gezahlten Beiträge.“ 


4. Als $ 72 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
„§ 72 a 
Sind die im § 72 Abſ. 1 Nr. 5 bezeichneten Aufwendungen durch mehrere Geſchäfte veranlaßt, 
die ſich auf verſchiedene Rechtsſachen beziehen, ſo werden die Aufwendungen auf die mehreren Ge⸗ 
ſchäfte unter Berückſichtigung der Entfernungen und der auf die einzelnen Geſchäfte verwendeten 
Zeit angemeſſen verteilt. Jeder Zahlungspflichtige haftet jedoch gegenüber der Staatskaſſe ohne 
Rückſicht auf die Verteilung für die Auslagen, die bei geſonderter Erledigung des Geſchäfts 
entſtanden wären.“ 
5. 8 79 erhält folgende Faſſung: 
„8 79 
Koſtenſchuldner iſt ferner 
1. derjenige, dem durch eine gerichtliche Entſcheidung die Koſten des 3 auferlegt ſind; 
2. derjenige, der ſie durch eine vor Gericht abgegebene oder dem Gericht mitgeteilte Erklärung 
übernommen hat; 
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3. derjenige, der nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts für die Koſtenſchuld eines anderen 
kraft Geſetzes haftet; 
4. der Vollſtreckungsſchuldner für die notwendigen Koſten der Zwangsvollſtreckung.“ 
6. Im 8 88 werden die Worte „den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes oder“ und „8 788“ 
geſtrichen. 
7. § 89 erhält folgende Faſſung: 

„Gerichtskoſten können durch Verwendung von Marken entrichtet werden. 

Die Gerichtskoſten werden im Wege des Verwaltungszwangs eingezogen. Die Zwangsver— 
ſteigerung von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens wegen einer Koſtenforderung iſt — 
ſoweit es ſich um natürliche Perſonen handelt — weder gegen den urſprünglichen Schuldner noch 
gegen ſeinen Ehegatten oder ſeine Abkömmlinge oder gegen den Ehegatten eines Abkömmlings 
zuläſſig.“ 

8. $ 90 erhält folgende Faſſung: 

„Von der Zahlung der Gebühren ſind befreit: 

Der Fiskus der Freien Stadt Danzig ſowie die nach den Haushaltsplänen der Freien Stadt 
Danzig für Rechnung des Staates verwalteten öffentlichen Anſtalten und Kaſſen. 

Die geſetzlichen Vorſchriften, durch die für beſtimmte Angelegenheiten oder beſtimmte Per— 
ſonengruppen Gebührenfreiheit gewährt wird, bleiben unberührt. 

Soweit demjenigen, welchem die Gebührenfreiheit zuſteht, Koſten des Verfahrens auferlegt 
oder von ihm übernommen werden, ſind Gebühren überhaupt nicht zu erheben und erhobene zurück— 
zuzahlen.“ 

9. Als $ 92 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
„8 92 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten entſprechend für das gerichtliche Verfahren in Forſt— 
und Feldrügeſachen.“ 
Artikel II 
(J) Die Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1937 in Kraft. Sie findet auf die vor dieſem Zeit— 
punkt anhängig gewordenen Rechtsſachen Anwendung, ſoweit nicht die Inſtanz vor dieſem Zeitpunkt 
beendet war. Hinſichtlich der vor Inkrafttreten dieſer Verordnung entſtandenen Schreibgebühren bleiben 
die bisherigen Vorſchriften in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten die entſprechenden bisherigen Koſtenvorſchriften 
außer Kraft. Unberührt bleiben 5 
a) die Vorſchriften über das Verfahren bei der Erhebung und Einziehung von Stempeliteuern; 
b) die bisherigen Gebührenbefreiungsvorſchriften; ihre einheitliche Regelung bleibt beſonderer Ver⸗ 
ordnung vorbehalten. 
Artikel III 
Der Senat wird ermächtigt, den Text des Gerichtskoſtengeſetzes neu bekanntzumachen unter Be— 
rückſichtigung aller bis zum Zeitpunkt der Bekanntmachung erfolgten Abänderungen. Er kann dabei 
ſprachliche Unſtimmigkeiten beſeitigen und die Faſſung des Textes dem Sprachgebrauch der neueren 
Geſetzgebung anpaſſen. 
Danzig, den 6. März 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


67 Verordnung 
über die Stundung und den Erlaß von Gerichtskoſten und 
anderen Juſtizverwaltungsabgaben. 
Vom 6. März 1937. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 25 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


81 
Soweit nicht abweichende Verwaltungsvorſchriften beſtehen, können Gerichtskoſten und andere Juſtiz⸗ 
verwaltungsabgaben von der mit der Einziehung betrauten Behörde geſtundet werden, wenn ihre Ein⸗ 


257 


ziehung mit erheblichen Härten für den Zahlungspflichtigen verbunden wäre und der Anſpruch durch die 
Stundung nicht gefährdet wird. Über die Beſchwerden wird im Aufſichtsweg entſchieden. 


8 2 
Der Senat kann für einzelne Fälle Gerichtskoſten und andere Juſtizverwaltungsabgaben, deren 
Einziehung mit beſonderen Härten für den Zahlungspflichtigen verbunden wäre, ganz oder zum Teil 
erlaſſen oder die Erſtattung oder Anrechnung bereits entrichteter Abgaben verfügen. Er kann die Be— 
fugnis für beſtimmte Arten von Fällen auf die nachgeordneten Behörden übertragen. 


83 
Die Vorſchriften der SS 1 und 2 finden entſprechende Anwendung, wenn an baren Auslagen 
im Sinne der Koſtengeſetze oder an Entſchädigungen der Laienrichter oder an notwendigen Auslagen 
der Beſchuldigten (SS 467, 473 St. P. O.) mehr als der endgültig feſtgeſtellte Betrag aus der Staats- 
kaſſe gezahlt worden iſt. 
8 4 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1937 in Kraft. 
Danzig, den 6. März 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinsfi-Keijer 


63 Bekanntmachung 
der geltenden Faſſung des (deutſchen) Gerichtskoſtengeſetzes. 
Vom 6. März 1937. 

Auf Grund des Artikels 3 der Verordnung zur Anpaſſung des Gerichtskoſtengeſetzes an die Kojten- 
ordnung und über die Aufhebung von Koſtenvorſchriften vom 6. März 1937 (G. Bl. S. 255) wird 
nachſtehend der Wortlaut des (deutſchen) Gerichtskoſtengeſetzes in der für die Freie Stadt Danzig vom 
1. Mai 1937 geltenden Faſſung bekanntgemacht. 

Danzig, den 6. März 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 


(Deutſches) Gerichtskoſtengeſetz 
in der für Danzig geltenden Faſſung. 
Vom 6. März 1937. 


Erſter Abſchnitt 


Allgemeine Beſtimmungen 
8 1 

In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche die Zivilprozeßordnung, 
die Strafprozeßordnung, die Konkursordnung oder das Geſetz über den Vergleich zur Abwendung 
des Konkurſes Anwendung findet, werden Gebühren und Auslagen der Gerichte nur nach Maßgabe 
dieſes Geſetzes erhoben. 

8 2 

Eine Erhebung von Stempeln und anderen Abgaben neben den Gebühren findet nicht ſtatt. 

Urkunden, von denen im Verfahren Gebrauch gemacht wird, ſind nur inſoweit einem Stempel 
oder einer anderen Abgabe unterworfen, als ſie es ohne dieſen Gebrauch ſein würden. 

Urkunden, welche im Verfahren errichtet werden, bleiben, ſoweit ihr Inhalt über den Gegenſtand 
des Verfahrens hinausgeht, den allgemeinen Vorſchriften über Erhebung von Stempeln oder anderen 
Abgaben unterworfen. 

8 3 
In einem weiteren Umfang, als die Prozeßordnungen und dieſes Geſetz es geſtatten, darf die Tä⸗ 
tigkeit der Gerichte von der Sicherſtellung oder Zahlung der Gebühren oder Auslagen nicht ab- 
hängig gemacht werden. 
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8 4 

Über Erinnerungen des Zahlungspflichtigen oder der Staatskaſſe gegen den Anſatz von Gebühren 
oder Auslagen entſcheidet das Gericht der Inſtanz gebührenfrei. Die Entſcheidung kann von dem Ge— 
richte, welches dieſelbe getroffen hat, ſowie von dem Gerichte der höheren Inſtanz von Amts wegen 
geändert werden. 

Gegen die Entſcheidung findet Beſchwerde nach Maßgabe der SS 568 bis 575 der Zivilprozeß— 
ordnung, in Strafſachen nach Maßgabe der SS 304 bis 310 der Strafprozeßordnung ſtatt. 

Die Einlegung von Erinnerungen oder Beſchwerden kann durch Erklärung zum Protokolle der Ge— 
ſchäftsſtelle oder ſchriftlich ohne Mitwirkung eines Anwalts erfolgen. 


8 5 
Eine Nachforderung von Gerichtskoſten wegen irrigen Anſatzes iſt nur zuläſſig, wenn der berichtigte 
Anſatz vor Ablauf des nächſten Kalenderjahres nach rechtskräftiger oder endgültiger Erledigung des 
Verfahrens dem Zahlungspflichtigen eröffnet iſt. 
§ 6 
Gebühren und Auslagen, die bei richtiger Behandlung der Sache nicht entſtanden wären, ſind 
niederzuſchlagen. Das gleiche gilt von Auslagen, die durch eine von Amts wegen veranlaßte Ver⸗ 
legung eines Termins oder Vertagung einer Verhandlung oder durch eine für begründet befundene 
Beſchwerde entſtanden ſind. Für abweiſende Beſcheide ſowie im Falle der Zurücknahme eines Antrages 
kann Gebühren- und Auslagenfreiheit gewährt werden, wenn der Antrag auf nicht anzurechnender 
Unkenntnis der Verhältniſſe oder auf Unwiſſenheit beruht. 
Über die Ausübung der im Abſ. 1 vorgeſehenen Beſugniſſe entſcheidet das Gericht. Solange nicht 
das Gericht entſchieden hat, können die gleichen Anordnungen im Verwaltungswege getroffen werden. 
Eine im Verwaltungswege getroffene Anordnung kann nur im Verwaltungswege geändert werden. 


§ Ga 

Anſprüche auf Zahlung von Koſten verjähren in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem das Verfahren durch rechtskräftige Entſcheidung über die Koſten, durch Vergleich oder in 
ſonſtiger Weiſe beendet iſt. 

Anſprüche auf Rückerſtattung von Koſten verjähren in vier Jahren nach Ablauf des Kalender— 
jahres, in dem der Anſpruch entſtanden iſt. Die Verjährung beginnt jedoch nicht vor dem im Abſatz 1 
bezeichneten Zeitpunkt. 

Auf die Verjährung finden die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches Anwendung. Im Fall 
des Abſatzes 1 wird die Verjährung auch durch die Aufforderung zur Zahlung und durch eine dem 
Schuldner mitgeteilte Stundung unterbrochen; bei unbekanntem Aufenthalt des Zahlungspflichtigen ge— 
nügt die Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt unter der letzten bekannten Anſchrift des Koſtenſchuldners. 
Eine Unterbrechung der Verjährung tritt bei Koſtenbeträgen unter 20 Gulden nicht ein. 


8 7 
Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt ein Gulden. 
Pfennigbeträge ſind auf volle zehn Guldenpfennig aufzurunden. 
Zweiter Abſchnitt 


Gebühren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 


8 8 
In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten werden die Gebühren nach dem Werte des Streitgegenſtandes 
erhoben. 
Die volle Gebühr beträgt bei Gegenſtänden im Werte: 
m . 1 Gulden, 
von mehr als 20 bis zu 60 Gulden einſchh ene. 2 Gulden. 


Bei Gegenſtänden mit höherem Streitwerte beträgt die volle Gebühr von dem auf die nächſt— 
höheren 100 Gulden aufgerundeten Werte 


ne ene nic.... 8 334 v. H. 
von dem Mehrbetrage bis zu 5000 Gulden einſ chi. 2½ v. H. 
von dem Mehrbetrage bis zu 50000 Gulden einſchhlll.. . 11a v. H. 


CC%C0CCCCCCCCCCTCCCCCCTCTCCTCTVTTTTTCTCTdTCu.Tk!!! ne b 55 . 
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8 9 

Für die Wertberechnung find die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung SS 3 bis 9 und der Kon— 
kursordnung $ 148 mit den nachſtehenden Beſtimmungen maßgebend. 

Iſt der Wert des Streitgegenſtandes bei dem Erlaß des Urteils oder der anderweitigen Be— 
endigung der Inſtanz höher als im Zeitpunkte der Erhebung der Klage oder der Einlegung des Rechts- 
mittels, jo iſt den in der Inſtanz entitandenen Gebühren der höhere Wert zugrunde zu legen. In der 
Zwangsvollſtreckung iſt für die Wertberechnung der Zeitpunkt, der die Zwangsvollſtreckung einlei— 
tenden Prozeßhandlung entſcheidend. 

Ss 10 


Sit das Beſtehen oder die Dauer eines Miet- oder Pachtverhältniſſes ſtreitig, jo iſt der Betrag 
des auf die ſtreitige Zeit entfallenden Zinſes und, wenn der einjährige Zins geringer iſt, dieſer Betrag 
für die Wertberechnung maßgebend. Geht der Anſpruch auf Räumung eines vermieteten oder ver- 
pachteten Grundſtücks, Gebäudes oder Gebäudeteils, ſo iſt ohne Rückſicht darauf, ob über das Beſtehen 
des Miet- oder Pachtverhältniſſes Streit beſteht, der vierteljährliche Zins maßgebend, ſofern ſich nicht 
nach der Vorſchrift des Satzes 1 ein geringerer Streitwert ergibt. 

Bei Anſprüchen auf Erfüllung einer auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Unterhaltspflicht wird 
der Wert des Rechtes auf die wiederkehrenden Leiſtungen, falls nicht der Geſamtbetrag der geforderten 
Leiſtungen geringer iſt, auf den Betrag des einjährigen Bezugs berechnet. 

Bei Anſprüchen auf Entrichtung einer Geldrente, die nach den SS 843, 844 des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches (R. G. Bl. 1896 S. 195), den $$ 3, 3a, 7 des Geſetzes betr. die Verbindlichkeit zum 
Schadenserſatz für die bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken uſw. herbeigeführten Tötungen 
und Körperverletzungen (R. G. Bl. 1871 S. 207, 1896 S. 616), den $$ 11, 12, 14 des Geſetzes über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen (G. Bl. 1929 S. 53) oder den $$ 21, 22, 24 des Luftverkehrsgeſetzes 
(G. Bl. 1926 S. 191) erhoben werden, wird der Wert des Rechts auf die wiederkehrenden Leiſtungen, 
falls nicht der Geſamtbetrag der geforderten Leiſtungen geringer iſt, auf den fünffachen Betrag des 
einjährigen Bezugs berechnet. Das gleiche gilt für die Berechnung des Wertes bei Geltendmachung der 
Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen aus dem Beamten- und Arbeitsverhältnis. 

Iſt für die Dauer des Rechtsſtreits, welcher eine Eheſache betrifft, über die Unterhaltspflicht der 
Ehegatten zu entſcheiden, jo wird der Wert des Rechtes auf Entrichtung einer Geldrente auf den halb⸗ 
jährigen Betrag derſelben berechnet. 

f 8 11 

Bei nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten beträgt der Wert des Streitgegenſtandes regelmäßig 
2500 Gulden. Er kann nach Lage des Falls auf einen höheren Betrag, jedoch nicht über 62 500 Gulden 
oder, mit Ausnahme von Eheſachen ($ 606 Zivilprozeßordnung), auf einen niedrigeren Betrag, je- 
doch nicht unter 650 Gulden, angenommen werden. 

Iſt mit einem nichtvermögensrechtlichen Anſpruch ein aus ihm hergeleiteter vermögensrechtlicher ver— 
bunden, ſo iſt nur ein Anſpruch, und zwar der höhere, maßgebend. 


8 12 


Im Falle des § 254 der Zivilprozeßordnung iſt für die Wertberechnung nur einer der verbun- 
denen Anſprüche, und zwar der höhere, maßgebend. 


8 13 
Soweit Klage und Widerklage, welche nicht in getrennten Prozeſſen verhandelt werden, den— 
ſelben Streitgegenſtand betreffen, ſind die Gebühren nach dem einfachen Werte dieſes Gegenſtandes zu 
berechnen. Soweit beide Klagen nicht denſelben Streitgegenſtand betreffen, ſind die Gegenſtände zu— 
ſammenzurechnen. 
Das gleiche gilt für wechſelſeitig eingelegte Rechtsmittel, welche nicht in getrennten Prozeſſen ver- 
handelt werden. 
8 14 
Für Akte, welche einen Teil des Streitgegenſtandes betreffen, ſind die Gebühren nur nach dem 
Werte dieſes Teiles zu berechnen. 
Sind von einzelnen Wertsteilen in derſelben Inſtanz für gleiche Akte Gebühren zu berechnen, ſo darf 
nicht mehr erhoben werden, als wenn die Gebühr von dem Geſamtbetrage der Wertsteile zu berechnen 
wäre; treten für die Akte verſchiedene Gebührenſätze ein, ſo iſt der höchſte Satz maßgebend. 
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$ 15 
Für Akte, welche Früchte, Nutzungen, Zinſen oder Koſten als Nebenforderungen ohne den 
Hauptanſpruch betreffen, iſt der Wert der Nebenforderungen inſoweit maßgebend, als er den Wert 
des Hauptanſpruchs nicht überſteigt. 
Für Akte der Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung werden die einzuziehenden Zinſen 
mitberechnet. 
Für Akte, welche die Koſten des Rechtsſtreits ohne den Hauptanſpruch betreffen, iſt der Betrag der 
Koſten maßgebend. 
$ 16 
Bei jedem Antrag iſt der Wert des Streitgegenſtandes, ſofern derſelbe nicht in einer beſtimmten 
Geldſumme beſteht oder aus früheren Anträgen erhellt, und auf Erfordern auch der Wert eines Teiles 
desſelben ſchriftlich oder zu Protokoll der Geſchäftsſtelle anzugeben. 
Die Angabe kann jederzeit berichtigt werden. 
8 17 
Die zum Zwecke der Entſcheidung über die Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts oder die Zuläſſigkeit 
des Rechtsmittels erfolgte Feſtſetzung des Wertes iſt, unbeſchadet der Vorſchriften der 88 10, 13 für 
die Berechnung der Gebühren maßgebend. 
§ 18 
Soweit eine Entſcheidung gemäß $ 17 nicht ſtattfindet, ſetzt das Prozeßgericht den Wert durch 
Beſchluß feſt, falls dies eine Partei beantragt oder das Gericht für angemeſſen erachtet. Auf den An— 
trag findet 8 4 Abſ. 3 entſprechende Anwendung. Bei der Zwangsvollſtreckung tritt an die Stelle 
des Prozeßgerichts das Vollſtreckungsgericht. Die Feſtſetzung kann von dem Gerichte, das ſie ge— 
troffen hat ſowie von dem Gerichte der höheren Inſtanz im Laufe des Verfahrens auch von Amts wegen 
geändert werden. 
Gegen den Beſchluß findet Beſchwerde nach Maßgabe der SS 568 bis 576 der Zivilprozeßordnung 
ſowie des $ 4 Abſ. 3 dieſes Geſetzes ſtatt. 
Die Feſtſetzung erfolgt in Gulden. 
$ 19 
Wird eine Abſchätzung durch Sachverſtändige erforderlich, ſo iſt in dem Beſchluſſe, durch welchen 
der Wert feſtgeſetzt wird ($ 18), über die Koſten der Abſchätzung zu entſcheiden. Dieſelben können ganz 
oder teilweiſe der Partei zur Laſt gelegt werden, welche durch Unterlaſſung der ihr obliegenden Wert— 
angabe oder durch unrichtige Wertangabe, unbegründetes Beſtreiten der Wertangabe oder unbegründete 
Beſchwerde die Abſchätzung veranlaßt hat. 
8 20 
Im Prozeßverfahren wird die volle Gebühr (8 8) erhoben: 
1. für das Verfahren im allgemeinen (Prozeßgebühr), 
2. für die Anordnung einer Beweisaufnahme (Beweisgebühr), 
3. für ein auf Grund ſtreitiger Verhandlung ergehendes End- oder Zwiſchenurteil (Urteilsgebühr). 


8 21 
Die Urteilsgebühr wird auch für Urteile erhoben, die nach Lage der Akten erlaſſen werden (Zivil— 
prozeßordnung §§ 251 a, 331 a) ſowie für Urteile, die in Eheſachen, in Rechtsſtreitigkeiten, welche die 
Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegenſtande haben, in den vor die 
Landgerichte gehörigen Entmündigungsſachen und in dem Verfahren über die gegen eine Todeserklä— 
rung erhobene Anfechtungsklage auf Grund nicht ſtreitiger Verhandlungen ergehen, ſofern der Kläger 
verhandelt hat. 
8 22 
Die Zwiſchenurteile gemäß SS 135 und 387 der Zivilprozeßordnung gelten nicht als Urteile im 
Sinne des $ 20 Nr. 3. 
8 23 
Wird ein Rechtsſtreit durch einen vor Gericht abgeſchloſſenen oder dem Gerichte mitgeteilten Ver— 
gleich erledigt, ſo fällt eine bereits entſtandene Beweisgebühr fort. 


8 24 
Für eine auf Grund des § 272 b der Zivilprozeßordnung getroffene Anordnung des Gerichts wird 
die Beweisgebühr nur dann erhoben, wenn auf Grund der Anordnung vor der mündlichen Verhand⸗ 
lung eine Beweisaufnahme ſtattgefunden hat. 
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8 25 


Jede der im § 20 bezeichneten Gebühren wird in jeder Inſtanz rückſichtlich eines jeden Teils des 
Streitgegenſtandes nur einmal erhoben. 

Iſt ein Urteil unter Vorbehalt der Entſcheidung über die Aufrechnung (Zivilprozeßordnung $ 302), 
oder im Urkunden- oder Wechſelprozeß unter Vorbehalt der Rechte des Beklagten (Zivilprozeßordnung 
§ 599) erlaſſen worden, jo wird durch die Gebühr für dieſe Entſcheidung eine weitere Urteilsgebühr 
in derſelben Inſtanz nicht ausgeſchloſſen. 

Für Zwiſchenurteile gemäß § 71 der Zivilprozeßordnung wird die Urteilsgebühr beſonders er— 
hoben. 

8 26 

Wird die Ergänzung eines Urteils beantragt (Zivilprozeßordnung § 321), jo findet, ſoweit der 
Antrag nicht zurückgewieſen wird, die Beſtimmung des § 14 Anwendung; ſoweit der Antrag zurückge⸗ 
wieſen wird, wird die volle Gebühr (§ 8) erhoben. 


Ss 27 
Wird ein Rechtsſtreit an ein anderes Gericht verwieſen, ſo bildet das weitere Verfahren vor dem 
anderen Gerichte mit dem bisherigen Verfahren im Sinne des § 25 Abſ. 1 eine Inſtanz. 
Wird eine Sache zur anderweitigen Verhandlung an das Gericht der unteren Inſtanz zurückverwieſen, 
jo bildet das weitere Verfahren mit dem früheren Verfahren vor dieſem Gericht im Sinne des $ 25 
Abſ. 1 eine Inſtanz. 
§ 28 
In der Berufungsinſtanz erhöhen ſich die im §8 20 beſtimmten Gebühren um die Hälfte, beim 
Obergericht auf das Doppelte. 
8 29 
Die Prozeßgebühr wird nicht erhoben, wenn die Klage vor Beſtimmung des Termins zur münd⸗ 
lichen Verhandlung zurückgenommen wird. 
Sie ermäßigt ſich auf ein Viertel der Gebühr, wenn die Klage nach dieſem Zeitpunkt, jedoch vor 
Stellung eines Sachantrages in der mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird. 


8 30 
Wird die Berufung durch Beſchluß als unzuläſſig verworfen, ſo ermäßigt ſich die Prozeßgebühr 
für die Berufungsinſtanz auf die Hälfte der im $ 8 beſtimmten Gebühr. Das gleiche gilt, wenn das 
Rechtsmittel vor Beſtimmung des Termins zur mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird. 


§ 30 a 


Für die Niederlegung eines Schiedsſpruchs oder eines ſchiedsrichterlichen Vergleichs auf der Ge— 
ſchäftsſtelle (Zivilprozeßordnung §8 1039, 1044 a) wird ein Viertel der Gebühr ($ 8), höchſtens jedoch 
ein Betrag von 400 G erhoben. 

Im Verfahren über Anträge auf Vollſtreckbarerklärung eines Schiedsſpruchs oder eines ſchieds— 
richterlichen Vergleichs (Zivilprozeßordnung SS 1042, 1044 a) werden die im $ 20 beſtimmten Ge— 
bühren erhoben. Auf die Prozeßgebühr iſt die im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr anzurechnen. Die Gebühr 
wird nicht erhoben, wenn der Antrag vor Anhörung des Gegners oder vor Beſtimmung eines Termins 
zur mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird. 


8 31 i 

Für das Mahnverfahren wird die Hälfte der Gebühr ($ 8) erhoben. Sie wird nicht erhoben, 
wenn der Antrag auf Erlaß des Zahlungsbefehls vor deſſen Erlaß zurückgenommen wird. 

Wird im Falle der Erhebung des Widerſpruchs die Beſtimmung eines Termins zur mündlichen Ver— 
handlung beantragt oder gegen einen Vollſtreckungsbefehl Einſpruch eingelegt, ſo wird die Prozeßgebühr 
($ 20 Nr. 1) nur zur Hälfte erhoben. Das gleiche gilt, wenn in einem im Urkunden- oder Wedhjel- 
mahnverfahren ergangenen Vollſtreckungsbefehle dem Beklagten die Ausführung ſeiner Rechte vorbe— 
halten war. Wird der Antrag oder der Einſpruch vor Beſtimmung des Termins zurückgenommen, ſo 
wird die Prozeßgebühr nicht erhoben. 

§ 31 a 


Für das Güteverfahren wird die Hälfte der Gebühr ($ 8) erhoben. § 29 findet entſprechende An— 
wendung. 
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Das Verfahren bleibt gebührenfrei, wenn ein Mahnverfahren vorausgegangen iſt. 
Für das dem Güteverfahren nachfolgende Prozeßverfahren wird, unbeſchadet der Vorſchriften im 
§ 29, die Prozeßgebühr ($ 20 Nr. 1) nur zur Hälfte erhoben. 


8 32 

Die Hälfte der Gebühr (§ 8) wird erhoben für das Verfahren über Anträge auf Anordnung 
eines Arreſts oder einer einſtweiligen Verfügung. Die Gebühr erhöht ſich auf die volle Gebühr, wenn 
durch Urteil entſchieden wird (Zivilprozeßordnung § 922 Abſ. 1, $$ 925, 936). Die Gebühr wird nicht 
erhoben, wenn der Antrag vor Anordnung des Arreſts oder der einſtweiligen Verfügung, vor Zurüd- 
weiſung des Antrages oder vor Anordnung einer vorgängigen Sicherheitsleiſtung oder vor Anord— 
nung der mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird. 

Die im Abſ. 1 beſtimmten Gebühren werden auch erhoben für das Verfahren über Anträge auf 
Abänderung oder Aufhebung eines Arreſts oder einer einſtweiligen Verfügung gemäß § 926 Abſ. 2, 
$$ 927, 936 der Zivilprozeßordnung. Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn der Antrag vor Be— 
ſtimmung des Termins zur mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird. 

Im Falle des § 942 der Zivilprozeßordnung gilt das Verfahren vor dem Amtsgericht und dem 
Gericht der Hauptſache als ein Rechtsſtreit. 

In der Berufungsinſtanz erhöhen ſich die Gebühren um die Hälfte. 

8 33 

Die Hälfte der Gebühr ($ 8) wird erhoben: 

1. für das Verfahren über Anträge auf Sicherung des Beweiſes, 

2. für das Verfahren über Anträge auf Entmündigung oder auf Wiederaufhebung einer 
Entmündigung, ſoweit die Amtsgerichte zuſtändig ſind, 

3. für das Verteilungsverfahren, 

4. für das Verfahren der Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung von Handlungen und Unter— 
laſſungen gemäß $$ 887, 888, 890 der Zivilprozeßordnung, 

5. für das Verfahren über Anträge auf Abnahme des Offenbarungseides einſchließlich der An— 
träge auf Erzwingung der Eidesleiſtung, 

6. für das Aufgebotsverfahren, ſowie für das Verfahren über Anträge auf Anordnung der 
Zahlungsſperre gemäß § 1020 der Zivilprozeßordnung, 

7. für das Verfahren bei Ernennung oder Ablehnung eines Schiedsrichters, bei Erlöſchen eines 
Schiedsvertrages oder bei Anordnung der von den Schiedsrichtern für erforderlich erachteten 
richterlichen Handlungen. { 

Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn der das Verfahren einleitende Antrag vor einer gericht: 
lichen Verfügung zurückgenommen wird. 

Ss 34 

Ein Viertel der Gebühr ($ 8) wird erhoben: 

1. für das Verfahren über Anträge auf vorläufige Einſtellung, Beſchränkung oder Aufhebung 
einer Zwangsvollſtreckung gemäß $$ 707, 719, 769, 771 Abſ. 3, $$ 785, 786, 805 Abſ. 4, 
§ 810 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung, 

2. für das Verfahren über Anträge auf gerichtliche Handlungen der Zwangsvollſtreckung ge— 
mäß $$ 791, 822, 823, 825, 829 Abſ. 1, $$ 835, 839, 844, 846 bis 848, 857, 858, 885 
Abſ. 4, SS 886, 930 Abſ. 3, § 934 der Zivilprozeßordnung, 

3. für das Verfahren über Anträge auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel bei Vergleichen, die 
vor einer Güteſtelle der im $ 495 a Abi. 1 Nr. 1 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Art ge— 
ſchloſſen ſind ($ 797 a der Zivilprozeßordnung). 

Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn der das Verfahren einleitende Antrag vor einer gericht— 
lichen Verfügung zurückgenommen wird. 

§ 35 

Jedes Verfahren der in den SS 32, 33, 34 bezeichneten Art gilt für die Gebührenerhebung als be— 
ſonderer Rechtsſtreit. 

Betreffen jedoch mehrere Verfahren der im 8 34 Nr. 2 bezeichneten Art denſelben Anſpruch und 
denſelben Gegenſtand, ſo wird die Gebühr nur einmal erhoben. 

$ 36 

Wird in einem Rechtsſtreit ein Vergleich vor dem Gericht geſchloſſen, jo wird ein Viertel der Ge— 
bühr ($ 8) erhoben, inſoweit der Wert des Vergleichsgegenſtandes den Wert des Streitgegenſtandes 
überſteigt. f 
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8 37 
Für das durch die Geſchäftsſtelle an die Poſt gerichtete Erſuchen um Bewirtung einer Zuſtellung 
(Zivilprozeßordnung $ 196) iſt die einem Gerichtsvollzieher für den gleichen Akt zuſtehende Gebühr als 
Gerichtsgebühr zu erheben, ſofern nicht die Zuſtellung von Amts wegen bewirkt wird. 


8 38 
Für das Verfahren über Beſchwerden gemäß § 71 Abſ. 2, $ 99 Abſ. 3 der Zivilprozeßordnung 
wird die volle Gebühr (§ 8) erhoben. Das gleiche gilt für Beſchwerden über die Zurückweiſung eines 
Antrags auf Anordnung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung. 
Im übrigen wird für das Verfahren in der Beſchwerdeinſtanz die im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr nur 
erhoben, ſoweit die Beſchwerde als unzuläſſig verworfen oder zurückgewieſen wird. 


8 39 

Iſt außer dem Falle des $ 335 der Zivilprozeßordnung durch Verſchulden einer Partei die Ver— 
tagung einer mündlichen Verhandlung oder die Anberaumung eines neuen Termins zur mündlichen 
Verhandlung veranlaßt, oder iſt durch nachträgliches Vorbringen von Angriffs- oder Verteidigungs⸗ 
mitteln, Beweismitteln oder Beweiseinreden, welches zeitiger erfolgen konnte, die Erledigung des Rechts— 
ſtreits verzögert worden, ſo kann das Gericht der Partei von Amts wegen eine beſondere Gebühr in 
Höhe der vollen Gebühr (§ 8) auferlegen. Die Gebühr kann bis zu einem Viertel ermäßigt werden. 

Gegen den Beſchluß findet Beſchwerde nach Maßgabe der $S 568 bis 575 der Zivilprozeßordnung 
ſowie des $ 4 Abſ. 3 dieſes Geſetzes ſtatt. 


Dritter Abſchnitt 


Gebühren im Konkursverfahren und im Vergleichs verfahren zur Abwendung des Konkurſes 


§ 40 

Auf die Gebühren im Konkursverfahren und im Vergleichsverfahren zur Abwendung des Kon— 
kurſes finden die Vorſchriften des $ 8 über die Wertklaſſen und den Gebührenſatz, ſowie der 88 16, 
18, 19 dieſes Geſetzes und des § 3 der Zivilprozeßordnung über die Wertfeſtſetzung entſprechende An— 
wendung. 

8 41 

Für das Verfahren über den Antrag auf Eröffnung des Konkurſes wird die Hälfte der Gebühr 
($ 8) erhoben. 

8 42 

Für die Durchführung des Konkursverfahrens wird die dreifache Gebühr (§ 8) erhoben. 

Sie ermäßigt ſich auf die einfache Gebühr, wenn das Verfahren vor dem Ablauf der Anmeldefriſt 
und auf die zweifache Gebühr, wenn das Verfahren nach dieſem Zeitpunkt gemäß SS 202, 204 der 
Konkursordnung eingeſtellt wird. 

Iſt das Verfahren auf Antrag des Gemeinſchuldners eröffnet worden, jo kommt die im $ 41 be— 
ſtimmte Gebühr zur Anrechnung. 

8 43 

Die in den SS 41, 42 beſtimmten Gebühren werden nach dem Betrage der Aktivmaſſe erhoben. 
Maſſekoſten, mit Ausnahme der gerichtlichen Koſten des gemeinſchaftlichen Verfahrens und der Gebühren 
des Konkursverwalters und des Gläubigerausſchuſſes, ſowie Maſſeſchulden werden abgeſetzt. Gegen— 
ſtände, welche zur abgeſonderten Befriedigung dienen, werden nur in Höhe des für dieſe nicht erforder— 
lichen Betrags angeſetzt. 

Iſt die Aktivmaſſe höher als die Schuldenmaſſe, ſo wird die Gebühr nach dem Betrage der letzteren 
erhoben. 

Für die Berechnung der Maſſe iſt die Zeit der Beendigung des Verfahrens maßgebend. 

Iſt der Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens von einem Gläubiger geſtellt, ſo wird die 
im $ 41 beſtimmte Gebühr nach dem Betrage feiner Forderung, ſofern jedoch der Betrag der Altiv- 
maſſe geringer iſt, nach dieſem erhoben. 

9 44 

Für die Anberaumung eines beſonderen Prüfungstermins (Konkursordnung $ 142) wird nach 
dem Betrage der einzelnen Forderungen, zu deren Prüfung der Termin beſtimmt iſt, die halbe Gebühr 
($ 8) erhoben. Auf die Wertberechnung findet die Vorſchrift des § 148 der Konkursordnung ent— 
ſprechende Anwendung. 
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8 45 
Für die auf Betreiben des Konkursverwalters erfolgende Zwangsverwaltung oder Zwangsverſteige— 
rung eines zur Konkursmaſſe gehörigen Gegenſtandes (Konkursordnung §8 126, 127) wird die Gebühr 
nach den Vorſchriften über die Gebührenerhebung für Zwangsvollſtreckungen beſonders erhoben. 


8 46 

Für das Verfahren zur Abnahme des Offenbarungseides gemäß $ 125 der Konkursordnung, ein- 
ſchließlich des Verfahrens über Anträge auf Erzwingung der Eidesleiſtung (Zivilprozeßordnung $ 901), 
werden beſondere Gebühren nicht erhoben. 

8 47 

Für das Verfahren in der Beſchwerdeinſtanz gilt, wenn ſich die Beſchwerde gegen den Beſchluß 
über Eröffnung des Konkursverfahrens (Konkursordnung $ 109) richtet, 8 38 Abſ. 1, im übrigen $ 38 
Abſ. 2 entſprechend. 

Bei der Beſchwerde des Gemeinſchuldners gegen den Beſchluß über Eröffnung des Konkursver— 
fahrens (Konkursordnung $ 109) oder den Beſchluß über Beſtätigung des Zwangsvergleichs (Konkurs— 
ordnung SS 189, 230 Abſ. 2, § 236) gelten die Vorſchriften des § 43 Abſ. 1 bis 3. Bei der Beſchwerde 
eines ſonſtigen Antragſtellers gegen die Abweiſung des Eröffnungsantrages gilt $ 43 Abſ. 4. Bei Be- 
ſchwerde eines Konkursgläubigers gegen den Beſchluß über die Beſtätigung des Zwangsvergleichs 
beſtimmt ſich der Wert nach dem Betrage der Forderung unter Berückſichtigung des Verhältniſſes der 
Teilungs- zur Schuldenmaſſe. 

$ 48 

Auf die Wiederaufnahme des Konkursverfahrens (Konkursordnung $ 198) finden die Vorſchriften 
der SS 41 bis 47 mit der Maßgabe entſprechend Anwendung, daß für die Durchführung des wieder— 
aufgenommenen Verfahrens die volle Gebühr (§ 8) erhoben wird. 

Wird vor der Wiederaufnahme die Anordnung von Sicherheitsmaßregeln beantragt (Konkurs- 
ordnung $ 197 Abſ. 2), jo wird die Gebühr in Gemäßheit des § 34 nach dem Werte des Gegenſtandes, 
durch welchen die Sicherung erfolgen ſoll, beſonders erhoben. 

Die Gebühr für die Anordnung einer Sicherheitsmaßregel wird im Falle der Wiederaufnahme 
auf die im erſten Abſatz bezeichnete Gebühr angerechnet. 


$ 48a ö 

Für das Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes wird die volle Gebühr (§ 8) erhoben. 
Die Gebühr ermäßigt ſich auf die Hälfte, wenn das Verfahren ſich ohne Anberaumung eines Vergleichs— 
termins erledigt. 

Wird das Vergleichsverfahren in das Konkursverfahren übergeleitet ($ 82 des Geſetzes über den 
Vergleich zur Abwendung des Konkurſes), fo wird die im Vergleichsverfahren gemäß Abſ. 1 entſtandene 
Gebühr auf die im $ 42 beſtimmte Gebühr angerechnet. Wird bei Beendigung des Vergleichsver— 
fahrens die Eröffnung des Konkursverfahrens abgelehnt, ſo wird die Gebühr des § 41 nicht erhoben. 

Für das Verfahren zur Abnahme des Offen barungseides gemäß $ 61 Abſ. 3 des Geſetzes 
über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes wird eine Gebühr nicht erhoben. 


§ 48 b 
Die im § 48a Abſ. 1 beſtimmten Gebühren werden nach dem Werte der Aktiven ($ 18 des 
Geſetzes über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes) zur Zeit der Stellung des Antrages auf 
Eröffnung des Vergleichsverfahrens erhoben. Uberſteigt der Wert der Aktiven den Geſamtbetrag der 
Forderungen der am Verfahren beteiligten Gläubiger, ſo iſt der letztere maßgebend. 


§ 480 


Für das Verfahren in der Beſchwerdeinſtanz findet § 38 Abi. 2 mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß nur die halbe Gebühr erhoben wird. 


Vierter Abſchnitt 
Gebühren in Strafſachen 
8 49 


In Strafſachen gibt die rechtskräftig erkannte Strafe den Maßſtab für die Höhe der Gerichtsge— 
bühren aller Inſtanzen. 
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Sit auf Geldſtrafe und für den Fall, daß fie nicht beigetrieben werden kann, auf Freiheitsſtrafe 
erkannt, jo beſtimmt ſich die Gebühr nach der Höhe der erſteren. It in Anwendung des $ 27 b des 
Strafgeſetzbuchs (G. Bl. 1923 S. 999, 1101) auf Geldſtrafe anſtelle der verwirkten Freiheitsſtrafe er⸗ 
kannt, ſo beſtimmt ſich die Gebühr nach der Geldſtrafe. 

Iſt neben einer Freiheitsſtrafe auf Geldſtrafe erkannt, ſo wird die Gebühr von jeder Strafe be⸗ 
ſonders berechnet. 

Iſt auf Einziehung, Verfallserklärung oder Unbrauchbarmachung erkannt, ſo iſt der Wert der 
Gegenſtände, auf die ſich die Entſcheidung bezieht, im Sinne dieſer Vorſchrift als Geldſtrafe anzuſehen. 
Beſteht der Gegenſtand nicht in einem Geldbetrage, ſo ſetzt das Gericht den Wert feſt. Der Wert iſt 
nach dem Zeitpunkt der Verurteilung zu beſtimmen. 


8 50 


Im Falle des § 79 des Strafgeſetzbuchs beſtimmt ſich die Gebühr für das neue Verfahren durch 
den Betrag, um welchen die Geſamtſtrafe die früher erkannte Strafe überſteigt. 
Im Falle des $ 460 der Strafprozeßordnung iſt eine beſondere Gebühr nicht zu erheben. 


8 51 


Betrifft eine Strafſache mehrere Angeſchuldigte, ſo iſt die Gebühr von jedem Verurteilten beſonders 
nach Maßgabe der gegen ihn erkannten Strafe zu erheben. 


8 52 
Für das Verfahren in erſter Inſtanz werden erhoben: 
im Falle einer Freiheitsſtrafe bis zu 1 Woche einſch ee. 4 Gulden 
von mehr als 1 Woche bis zu 1 Monat einſ chli. 8 = 
von mehr als 1 Monat bis zu 6 Monaten einſch ile. Dry 
von mehr als 6 Monaten bis zu 1 Jahr einſchll ee. AD, z1,5 
von mehr als 1 Jahr bis zu 2 Jahren ein chli. n 
von mehr als 2 Jahren bis zu 5 Jahren einſchůllll ck. 9 
im Falle einer ſchwereren Strass s:: 400 „ 


Iſt auf eine Geldſtrafe erkannt, ſo werden 20 vom Hundert des Betrages der erkannten Strafe, 
mindeſtens 5 Gulden erhoben; die Gebühr darf jedoch die Summe von 10000 Gulden und den Be⸗ 
trag der erkannten Strafe nicht überſteigen. 

Iſt der zur Koſtentragung verurteilte Beſchuldigte für ſtraffrei erklärt, ſo beträgt die Gebühr 
4 Gulden und iſt ausſchließlich auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt oder einzelner bürger⸗ 
licher Ehrenrechte erkannt, ſo beträgt die Gebühr 100 Gulden. Iſt eine Maßregel der Sicherung und 
Beſſerung neben einem Freiſpruch oder ſelbſtändig angeordnet worden, ſo beträgt die Gebühr gleich⸗ 
falls 100 Gulden. 

8 53 

In dem Verfahren bei amtsrichterlichen Strafbefehlen wird die Hälfte der Sätze des $ 52 erhoben. 
Im Falle einer Geldſtrafe wird mindeſtens ein Betrag von 2,50 Gulden erhoben; die Gebühr darf 
jedoch den Betrag der erkannten Strafe nicht überſteigen. 

Hat gemäß $ 411 Abſ. 1 der Strafprozeßordnung eine Hauptverhandlung ſtattgefunden oder wird 
der gegen den Strafbefehl erhobene Einſpruch wegen Ausbleibens des Angeklagten in der Hauptver⸗ 
handlung durch Urteil verworfen (Strafprozeßordnung § 412), ſo erhöht ſich die Gebühr auf die 
vollen Sätze des $ 52. 

8 54 

Im Falle des § 212 der Strafprozeßordnung wird die Hälfte der Sätze des $ 52 erhoben. Die 

Vorſchrift im 8 53 Abſ. 1 Satz 2 gilt entſprechend. 


855 

Die Sätze des $ 52 werden für die Berufungsinſtanz ſowie für die Reviſionsinſtanz erhoben, wenn 
in der Inſtanz eine Hauptverhandlung ſtattgefunden hat. 

Wird das Rechtsmittel vor Beginn der Hauptverhandlung zurückgenommen oder durch Beſchluß 
verworfen (Strafprozeßordnung 88 319, 322, 346, 349), ſo wird ein Viertel der Gebühr erhoben. 

Wird das Rechtsmittel nach Beginn der Hauptverhandlung zurückgenommen, oder wird die Be⸗ 
rufung wegen Ausbleibens des Angeklagten in der Hauptverhandlung vorworfen (Strafprozeßordnung 
$ 329), jo wird die Hälfte der Gebühr erhoben. 
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8 56 

Wird ein Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens als unzuläſſig oder unbegründet verworfen 
oder abgelehnt, jo wird die Hälfte der im $ 52 beſtimmten Gebühr erhoben. 

Wird die Wiederaufnahme des Verfahrens angeordnet (Strafprozeßordnung $ 370), jo wird, 
wenn das frühere Urteil aufrecht erhalten wird, die volle im $ 52 beſtimmte Gebühr erhoben. Führt 
die Wiederaufnahme zu einer Aufhebung des früheren Urteils, ſo gilt für die Gebührenerhebung das 
neue Verfahren mit dem früheren Verfahren zuſammen als eine Inſtanz. 


8 57 
Werden in den Fällen der SS 174 und 175 der Strafprozeßordnung nach Maßgabe der SS 177 
und 472 derſelben dem Antragſteller die Koſten auferlegt, ſo beträgt die Gebühr: 
wenn es ſich um eine Übertretung handelt . 15 Gulden, 
Wein es ich um ein Versehen handen! ?: „ 30 „ „ 
wenn es ſich um ein Verbrechen handelt 60 „ 
Das gleiche gilt im Falle des § 469 der Strafprozeßordnung. 
Im Falle des § 176 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung iſt die Hälfte der vorſtehenden Sätze zu 
erheben. 
8 58 
Wird das Verfahren nach Eröffnung des Hauptverfahrens infolge Zurücknahme des Antrags, 
durch den es bedingt war, eingeſtellt, fo wird die im § 57 Abſ. 1 beſtimmte Gebühr erhoben. Das 
Gericht kann ſie bis zu einem Viertel ermäßigen oder beſchließen, daß von der Erhebung einer Gebühr 
abgeſehen werde. 
a 8 59 
Für das Verfahren auf erhobene Privatklage gelten, ſofern der Beſchuldigte zu einer Strafe ver- 
urteilt wird, unbeſchadet der Vorſchriften des §S 60 Abſ. 2 und des § 63, die SS 49 bis 52, 55, 56. 


8 60 

Wird in dem Verfahren auf erhobene Privatklage der Beſchuldigte freigeſprochen oder für ſtraf⸗ 
frei erklärt, ſo wird für das Verfahren in jeder Inſtanz eine Gebühr von 40 Gulden erhoben. 

Die im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr kommt für die Berufungsinſtanz ſowie für die Reviſionsinſtanz 
auch dann zur Erhebung, wenn das von dem Privatkläger eingelegte Rechtsmittel auf Grund einer Haupt- 
verhandlung verworfen wird. Wird das Rechtsmittel vor Beginn der Hauptverhandlung zurückgenommen 
oder durch Beſchluß verworfen (Strafprozeßordnung 88 319, 322, 346, 349, 384), ſo wird eine 
Gebühr von 10 Gulden erhoben. Wird das Rechtsmittel nach Beginn der Hauptverhandlung zurück— 
genommen oder die Berufung gemäß $ 391 Abſ. 3 der Strafprozeßordnung verworfen, fo wird eine 
Gebühr von 20 Gulden erhoben. 


8 61 

Wird die Privatklage zurückgewieſen oder erledigt ſich das Verfahren vor Beginn der Hauptver— 
handlung durch Zurücknahme der Klage oder Einſtellung, ſo wird eine Gebühr von 10 Gulden erhoben. 
Tritt die Erledigung erſt nach Beginn der Hauptverhandlung ein, ſo beträgt die Gebühr 20 Gulden. 

Tritt die Erledigung in der Berufungs- oder Reviſionsinſtanz ein, jo kommen für dieſe Inſtanz die 
im Abſ. 1 beſtimmte Gebühr und für jede der voraufgegangenen Inſtanzen eine Gebühr von 20 Gulden 
zur Erhebung. 
a 62 

Die in den 88 60, 61 beſtimmten Gebühren werden für das Verfahren auf erhobene Widerklage 
nur erhoben, wenn es nach Zurücknahme der Privatklage oder Einſtellung des Verfahrens über die 
Privatklage ſelbſtändig fortgeſetzt wird. Das gleiche gilt, wenn ausſchließlich gegen die auf die Wider⸗ 
klage ergangene Entſcheidung von dem Widerkläger Berufung oder Reviſion eingelegt iſt. 


8 63 
Wird die Wiederaufnahme eines Privatklageverfahrens von dem Privalkläger beantragt, ſo wird, 
wenn der Antrag als unzuläſſig oder unbegründet verworfen wird, eine Gebühr von 20 Gulden erhoben. 
Wird die Wiederaufnahme des Verfahrens auf Antrag des Privatklägers angeordnet, ſo findet, 
ſofern auf eine höhere Strafe erkannt wird, die Vorſchrift des $ 56 Abſ. 2 Satz 2 Anwendung, anderen- 
falls wird eine Gebühr von 40 Gulden erhoben. 
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8 64 
Sind in einem Privatklageverfahren mehrere Perſonen als Beſchuldigte beteiligt, ſo werden hin⸗ 
ſichtlich einer jeden die in den 88 60 bis 63 beſtimmten Gebühren beſonders, jedoch für jede Inſtanz 
höchſtens der dreifache Betrag der im § 60 Abſ. 1 beſtimmten Gebühr erhoben. 


8 65 
Die von der Verwaltungsbehörde erhobene Klage (Strafprozeßordnung 8 424) iſt nicht als Privat⸗ 
klage im Sinne dieſes Geſetzes zu erachten. 
§ 66 
Werden dem Nebenkläger Koſten auferlegt, ſo ſind die Sätze zu erheben, welche nach Maßgabe 
der SS 60, 61, 63, 64 zu erheben ſein würden, wenn er als Privatkläger das Rechtsmittel eingelegt 
oder die Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt hätte. 


8 67 
Für das Verfahren in den Fällen der $$ 430 bis 432 der Straßprozeßordnung beträgt die Gebühr 
in jeder Inſtanz 40 Gulden. 
N 8 68 
Die in den §s 60 bis 63, 67 beſtimmten Gebühren kann das Gericht bis auf ½ Gulden herab⸗ 
ſetzen oder bis auf das Zwanzigfache erhöhen. 
8 69 
Für die Zurückweiſung einer Beſchwerde wird, ſofern fie fi gegen eine Entſcheidung der im § 56 
Abſ. 1 oder im § 63 Abſ. 1 bezeichneten Art richtet, die dort beſtimmte Gebühr, im übrigen eine Ge⸗ 
bühr von 1 Gulden erhoben. 
Die Gebühr wird von dem Beſchuldigten nur erhoben, wenn er rechtskräftig zu einer Strafe ver⸗ 
urteilt iſt. 
8 70 . 
Für das Verfahren zur Vollſtreckung einer über eine Vermögensſtrafe, eine Buße oder über Er⸗ 
ſtattung von Koſten ergangenen Entſcheidung (Strafprozeßordnung SS 463, 464) werden Gebühren nach 
Maßgabe der Vorſchriften des zweiten Abſchnitts beſonders erhoben. 


Fünfter Abſchnitt 


Auslagen 
8 71 
Schreibgebühren werden für ſolche Ausfertigungen und Abſchriften erhoben, die nur auf Antrag 
erteilt werden, oder die angefertigt werden, weil die Partei es unterläßt einem von Amts wegen zuzu⸗ 
ſtellenden Schriftſatze die erforderliche Zahl von Abſchriften beizufügen, ſowie für Ausfertigungen und 
Abſchriften aller Art in den Fällen der perſönlichen und ſachlichen Gebührenfreiheit. 
Die Schreibgebühren bleiben jedoch außer Anſatz bei Erteilung von 
1. Ausfertigungen von Urteilen, die unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Entſcheidungs— 
gründe erfolgen, ſowie ſolchen, die gemäß 8 317 Abſ. 4 der Zivilprozeßordnung unter Be- 
nutzung einer dem Gerichte vorgelegten beglaubigten Abſchrift der Klage oder des Zahlungs- 
befehls gefertigt werden; 
2. Ausfertigungen vor Gericht abgeſchloſſener Vergleiche. 
Der Abſatz 2 kommt bei Erteilung einer zweiten oder weiteren von derſelben Partei beantragten 
Ausfertigung oder Abſchrift nicht zur Anwendung. 
Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, die 28 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, 
40 Guldenpfennig, auch wenn die Herſtellung auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat. Jede ange- 
fangene Seite wird als voll gerechnet. Für Schriftſtücke, die in fremder Sprache abgefaßt ſind, für 
Schriftſtücke in tabellariſcher Form ſowie für Verzeichniſſe, Liſten, Rechnungen, Zeichnungen und der- 
gleichen kann die Schreibgebühr im Verwaltungswege anderweit beſtimmt werden. 


8 72 
An baren Auslagen werden ferner erhoben: 
1. Poſtgebühren 
a) für die Überſendung der auf Antrag erteilten Ausfertigungen und Abſchriften, 
b) für Ladungen von Zeugen und Sachverſtändigen, 
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c) für die von Amts wegen bewirkte Zuſtellung des Zahlungsbefehls und der Klage, 
d) für die Überſendung der Koſtenrechnung: 

Telegraphengebühren und die im Fernverkehre zu entrichtenden Fernſprechgebühren; 

die durch Einrückung einer Bekanntmachung in öffentliche Blätter entſtehende Koſten; 

. die an Zeugen und Sachverſtändige zu zahlenden Gebühren; 

. die bei Geſchäften außerhalb der Gerichtsſtelle den Gerichtsbeamten und den nichtbeamteten 
Beiſitzern zuſtehenden Tagegelder und Reiſekoſten ſowie die Koſten für die Bereitſtellung von 
Geſchäftsräumen; 

6. die an andere Behörden oder Beamte oder an Rechtsanwälte für deren Tätigkeit zu zahlenden 
Beträge; 

7. die Koſten einer Beförderung von Perſonen ſowie die Beträge, die mittelloſen Parteien, deren 
Vernehmung oder deren perſönliches Erſcheinen angeordnet iſt, ſowie mittelloſen Beſchuldigten 
für die Reiſe zum Terminsort und für die Rückreiſe gewährt werden; 

8. die Koſten einer Beförderung von Tieren und Sachen ſowie der Verwahrung von Sachen 
und der Verwahrung und Fütterung von Tieren; 

9. die Haftkoſten nach Maßgabe der für die Strafhaft geltenden Vorſchriften. 

Iſt an Beamte, an Rechtsanwälte, an Zeugen oder Sachverſtändige oder an mittelloſe Perſonen 
mehr als der endgültig feſtgeſetzte Betrag, der als bare Auslage zu erheben iſt, gezahlt, ſo iſt der 
zuviel gezahlte Betrag nach den Vorſchriften über die Beitreibung von Gerichtskoſten einzuziehen. 
Das gilt entſprechend hinſichtlich der einem Beſchuldigten nach den SS 467 und 473 der Strafprozeß⸗ 
ordnung aus der Staatskaſſe erſtatteten Auslagen und der an nichtbeamtete Beiſitzer und Vertrauens- 
perſonen gezahlten Beträge. 


d 


8 72a 
Sind die im 8 72 Abſ. 1 Nr. 5 bezeichneten Aufwendungen durch mehrere Geſchäfte veranlaßt, die 
ſich auf verſchiedene Rechtsſachen beziehen, ſo werden die Aufwendungen auf die mehreren Geſchäfte 
unter Berückſichtigung der Entfernungen und der auf die einzelnen Geſchäfte verwendeten Zeit ange⸗ 
meſſen verteilt. Jeder Zahlungspflichtige haftet jedoch gegenüber der Staatskaſſe ohne Rückſicht auf 
dieſe Verteilung für die Auslagen, die bei geſonderter Erledigung des Geſchäfts entſtanden wären. 


8 73 

Für die von Amts wegen bewirkten Zuſtellungen werden unbeſchadet der Vorſchriften im 8 72 
Nr. 1b und c ferner diejenigen baren Auslagen erhoben, welche durch die Zuſtellung im Auslande oder 
bei der öffentlichen Zuſtellung durch Bekanntmachung in öffentlichen Blättern entſtehen. 

Wird ein Zeuge oder Sachverſtändiger ohne Inanſpruchnahme der Poſt geladen, ſo wird als 
Auslage der Betrag der Poſtgebühren erhoben, die entſtanden ſein würden, wenn die Ladung unter 
Inanſpruchnahme der Poſt erfolgt wäre. Das gleiche gilt für den Fall der Zuſtellung des Zahlungs- 
befehls und der Klage ohne Inanſpruchnahme der Poſt. 


Sechſter Abſchnitt 
Koſtenzahlung und Koſtenvorſchuß 


8 74 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten im Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes und im 
Konkursverfahren wird die Gebühr mit Stellung des Antrags fällig, durch den das Verfahren bedingt 
iſt; ſoweit die Gebühr eine Entſcheidung oder ſonſtige gerichtliche Handlung vorausſetzt, wird ſie mit 
dieſer fällig. 

Der Termin zur mündlichen Verhandlung ſoll auf Grund der Klage erſt nach Zahlung der erfor⸗ 
derten Prozeßgebühr beſtimmt werden. Das gleiche gilt im Mahnverfahren bei dem Antrag des Gläu⸗ 
bigers auf Beſtimmung eines Termins zur mündlichen Verhandlung nach Erhebung des Widerſpruchs 
oder nach Erlaß eines Vollſtreckungsbefehls unter Vorbehalt der Ausführung der Rechte des Beklagten. 
Im Falle der Erweiterung des Klageantrags ſoll vor Zahlung der erforderten Prozeßgebühr keine 
gerichtliche Handlung vorgenommen werden. 

Der Zahlungsbefehl ſoll erſt nach Zahlung der im § 31 Abſ. 1 beſtimmten Gebühr erlaſſen 
werden. 

ber den Erlaß eines Arreſtes und einer einſtweiligen Verfügung ſoll erſt nach Zahlung der 
entſprechenden Prozeßgebühr (8 32 Abſ. 1 und 4) entſchieden werden. 
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Die Vorſchriften der Abſätze 2, 3 und 4 finden keine Anwendung, ſoweit dem Kläger oder 
Antragſteller das Armenrecht bewilligt iſt oder wenn ihm Gebührenfreiheit zuſteht, ferner wenn der zum 
Prozeßbevollmächtigten beſtellte Rechtsanwalt bei Einreichung der Klage (des Zahlungsbefehls) oder 
bei Einreichung des Antrages auf Erlaß eines Arreſtes und einer einſtweiligen Verfügung erklärt, daß 
er einen zur Deckung der Prozeßgebühr (Mahngebühr) ausreichenden Betrag hinter ſich habe. Das 
gleiche gilt, wenn glaubhaft gemacht wird, daß eine Verzögerung dem Kläger oder Antragſteller einen 
nicht oder nur ſchwer zu erſetzenden Schaden bringen würde. 


S 74 a 
Der Termin zur Güteverhandlung ſoll, ſofern nicht dem Antragſteller Gebührenfreiheit zuſteht oder 
die Vorausſetzungen für die Bewilligung des Armenrechts vorliegen, erſt nach Zahlung der erforderten 
Gebühr beſtimmt werden, es ſei denn, daß glaubhaft gemacht wird, daß dem Antragſteller die als— 
baldige Zahlung der Gebühr mit Rückſicht auf ſeine Vermögenslage Schwierigkeiten bereiten würde. 
§ 74 Abſ. 2 Satz 2 gilt entſprechend. 


Der Eintritt in das Streitverfahren oder die Anberaumung eines Termins hierzu iſt erſt nach 
Zahlung der erforderten Prozeßgebühr zuläſſig. Dies gilt nicht, wenn der Antrag auf Eintritt in das 
Streitverfahren oder auf Anberaumung eines Termins hierzu von dem Antragsgegner geſtellt iſt. 


$ 74 b 
Die im $ 30a Abſ. 1 beſtimmte Gebühr wird mit der Niederlegung des Schiedsſpruchs oder des 
ſchiedsrichterlichen Vergleichs fällig. 
Ss 75 
Im übrigen werden die Gebühren ſowie die Auslagen fällig, ſobald eine unbedingte Entſcheidung 


über die Koſten ergangen iſt oder das Verfahren oder die Inſtanz durch Vergleich, Zurücknahme oder 
anderweitige Erledigung beendigt iſt. 


In Strafſachen werden die Gebühren und Auslagen, die dem verurteilten Beſchuldigten zur Laſt 
fallen, erſt mit der Rechtskraft des Urteils fällig. 


§ 76 
Die Schreibgebühren ſowie die Poſtgebühren für die Überſendung auf Antrag erteilter Ausferti⸗ 
gungen und Abſchriften werden ſofort nach Aushändigung oder Abſendung der Schriftſtücke fällig. 
Die Anfertigung kann von der vorherigen Zahlung eines die Koſten deckenden Betrags abhängig 
gemacht werden. 
Ss 77 
In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten iſt Schuldner der Gebühren und Auslagen derjenige, der das 
Verfahren der Inſtanz beantragt hat. 


In den Fällen des $ 30a Abſ. 1 iſt Schuldner der Gebühren derjenige, auf deſſen Betreiben das 
ſchiedsrichterliche Verfahren eingeleitet worden iſt. 


8 78 
Im Konkursverfahren iſt Schuldner der in den SS 41, 48 Abſ. 2 beſtimmten Gebühren, ſowie 
im Falle der Abweiſung oder Zurücknahme des Antrags auf Eröffnung oder Wiederaufnahme des 
Verfahrens auch der in dem Verfahren entſtandenen Auslagen der Antragſteller, im übrigen der Ge— 
meinſchuldner. 
8 78 a 
Im Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes iſt Schuldner der Gebühren und Auslagen 
der Vergleichsſchuldner. 
N $ 79 
Koſtenſchuldner iſt ferner 
1. derjenige, dem durch eine gerichtliche Entſcheidung die Koſten des Verfahrens auferlegt jind; 
2. derjenige, der ſie durch eine vor Gericht abgegebene oder dem Gericht mitgeteilte Erklärung 
übernommen hat; 
3. derjenige, der nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts für die Koſtenſchuld eines anderen 
kraft Geſetzes haftet; 
4. der Vollſtreckungsſchuldner für die notwendigen Koſten der Zwangsvollttedung. 
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8 79a 
Der Beſchuldigte, der den Antrag auf gerichtliche Ent e gegen eine 8 Straf⸗ 
verfügung oder einen Strafbeſcheid einer Verwaltungsbehörde zurücknimmt, iſt Schuldner der entſtan⸗ 
denen Auslagen. 
$ 80 
Schuldner der Schreibgebühren ſowie der Poſtgebühren für die Überſendung auf Antrag erteilter 
Ausfertigungen und Abſchriften iſt der Antragſteller oder die Partei, die es unterlaſſen hat, einem 
von Amts wegen zuzuſtellenden Schriftſatz die erforderliche Zahl von Abſchriften beizufügen. 


8 81 
Die durch gerichtliche Entſcheidung begründete Verpflichtung zur Zahlung von Gebühren und Aus⸗ 
lagen erliſcht, ſoweit die Entſcheidung aufgehoben oder abgeändert wird. 
Bereits gezahlte Beträge werden, ſoweit der Koſtenanſatz beſtehen bleibt, nicht zurückgezahlt. 


8 82 

Mehrere Koſtenſchuldner haften als Geſamtſchuldner. 

Soweit einer Partei die Koſten durch gerichtliche Entſcheidung auferlegt oder von ihr durch eine 
vor dem Gericht abgegebene oder ihm mitgeteilte Erklärung übernommen ſind, ſoll die Haftung der 
anderen Partei nur geltend gemacht werden, wenn eine Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Ver— 
mögen der erſteren erfolglos geblieben iſt oder ausſichtslos erſcheint. 


8 83 

In Strafſachen hat der Privatkläger oder derjenige, der als Privatkläger oder Nebenkläger eine 
Berufung oder eine Reviſion einlegt oder eine Wiederaufnahme des Verfahrens beantragt, einen Ge— 
bührenvorſchuß in Höhe der halben im $ 60 Abſ. 1 beſtimmten Gebühr für die Inſtanz zu zahlen. Der 
§ 64 findet entſprechende Anwendung. Der Widerkläger iſt zur Zahlung eines Gebührenvorſchuſſes 
nicht verpflichtet. 

Der gleiche Gebührenvorſchuß iſt im Falle des § 67 zu zahlen. 

Sofern nicht dem Privatkläger das Armenrecht bewilligt iſt oder Gebührenfreiheit zuſteht, ſoll auf 
Grund der erhobenen Privatklage vor Zahlung des Gebührenvorſchuſſes keine gerichtliche Handlung 
vorgenommen werden, es ſei denn, daß glaubhaft gemacht wird, daß die Verzögerung dem Privatkläger 
einen nicht oder nur ſchwer zu erſetzenden Nachteil bringen würde. 


8 84 
Bei jedem Antrag auf Vornahme einer Handlung, mit der bare Auslagen verbunden ſind, hat 
der Antragſteller einen zu ihrer Deckung ausreichenden Vorſchuß zu zahlen. Das Gericht ſoll die Vor⸗ 
nahme der Handlung von der vorherigen Zahlung des Vorſchuſſes abhängig machen. 
Dieſe Vorſchußpflicht beſteht in Strafſachen nur für den Privatkläger, den Widerkläger ſowie für 
den Nebenkläger, der Berufung oder Reviſion eingelegt hat. 


§ 85 

Angehörige fremder Staaten, die als Kläger auftreten, haben unbeſchadet der Verpflichtung zur 
Zahlung der Prozeßgebühr in erſter Inſtanz ſowie in der Berufungsinſtanz einen Vorſchuß in Höhe der 
doppelten Gebühr, in der Reviſionsinſtanz einen ſolchen in Höhe der einfachen Gebühr zu leiſten. Das 
gleiche gilt für Staatenloſe, die ihren Wohnſitz nicht im Inlande haben. 

Dieſe Verpflichtung tritt nicht ein: 

1. wenn in dem Staate, dem der Kläger angehört, ein Danziger im gleichen Falle in bezug auf 
Vorauszahlung oder Sicherſtellung der Gerichtskoſten einem Inländer gleichgeſtellt ift; 
bei Klagen im Urkunden- und Wechſelprozeſſe; 
. bei Widerklagen; 
bei Klagen, die infolge einer öffentlichen Aufforderung erhoben werden; 
. bei Klagen aus Rechten, die im Grundbuch eingetragen ſind; 
. wenn dem Kläger das Armenrecht bewilligt iſt. 

Die Verpflichtung beſteht auch dann, wenn die Vorausſetzungen der Vorſchußpflicht — im Laufe 
des Rechtsſtreits eintreten. 

Unter den gleichen Vorausſetzungen hat ein Angehöriger eines fremden Staates oder ein Staaten— 
loſer der im Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Art, der einen Arreſt oder eine einſtweilige Verfügung bean⸗ 
tragt, als Privatkläger auftritt oder als Nebenkläger Berufung oder Reviſion einlegt, den doppelten 
Gebührenvorſchuß (88 32, 83) zu zahlen. 


DVI O 


271 


Vor Zahlung des gemäß Abſ. 1, 3, 4 zu erhebenden Vorſchuſſes ſoll der Vorſchußpflichtige zur 
Verhandlung nicht zugelaſſen werden, ſofern nicht glaubhaft gemacht wird, daß ihm die Verzögerung 
einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen würde oder der zum Prozeßbevollmächtigten beſtellte, im 
Bezirk der Freien Stadt Danzig zugelaſſene Rechtsanwalt erklärt, daß er einen zur Deckung des Vor— 
ſchuſſes ausreichenden Betrag hinter ſich habe. 


$ 86 
Die Verpflichtung zur Zahlung der vorzuſchießenden Beträge bleibt beſtehen, auch wenn die Koſten 
des Verfahrens einem anderen auferlegt oder von einem anderen übernommen ſind. Die Vorſchrift des 
§ 82 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 
8 87 


Beſteht eine Partei aus mehreren Perſonen, jo haften ſie in Ermangelung einer gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung über die Koſtenverteilung als Geſamtſchuldner. 


§ 88 
Durch die SS 74 bis 87 wird eine nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung $ 100 Abſ. 4, 
der Konkursordnung $$ 57 bis 60, 142 oder der Strafprozeßordnung § 466, § 471 Abſ. 4, $ 472 
begründete Verpflichtung zur Zahlung entſtandener Gebühren und Auslagen nicht berührt. 


a 889 

Gerichtskoſten können durch Verwendung von Marken entrichtet werden. 

Die Gerichtskoſten werden im Wege des Verwaltungszwangs eingezogen. Die Zwangsberſteigerung 
von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens wegen einer Koſtenforderung iſt — ſoweit es ſich um 
natürliche Perſonen handelt — weder gegen den urſprünglichen Schuldner noch gegen ſeinen Ehegatten 
oder ſeine Abkömmlinge oder gegen den Ehegatten eines Abkömmlings zuläſſig. 


Siebenter Abſchnitt 


Schluß beſtimmungen 
8 90 

Von der Zahlung der Gebühren ſind befreit: 

Der Fiskus der Freien Stadt Danzig ſowie die nach den Haushaltsplänen der Freien Stadt 
Danzig für Rechnung des Staates verwalteten öffentlichen Anſtalten und Kaſſen. 

Die geſetzlichen Vorſchriften, durch die für beſtimmte Angelegenheiten oder beſtimmte Perſonen⸗ 
gruppen Gebührenfreiheit gewährt wird, bleiben unberührt. 

Soweit demjenigen, welchem die Gebührenfreiheit zuſteht, Koſten des Verfahrens auferlegt oder 
von ihm übernommen werden, ſind Gebühren überhaupt nicht zu erheben und erhobene zurückzuzahlen. 


8 91 
Die Behörden haben einander zum Zwecke der Einziehung von Gebühren und Auslagen nach 
näherer Beſtimmung der vom Senat zu erlaſſenden Anweiſung Beiſtand zu leiſten. 


8 92 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten entſprechend für das gerichtliche Verfahren in Forſt⸗ und 
Feldrügeſachen. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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